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Auschwitz-Birkenau mit behaupteten tinterirdischen Entkleidungs- und Vergasungsraumen 

Kein Rauch zu sehen - 1944. 

Don im Àuschwitz-Prozcfi 1965 gcrirhuaintlich gemachten und su ni il "rcchiskrâflig gcvvordencn" Festxicllungen. wonacli 
Kntkleidungsràume und Gaskaininern fur Tdtung von Mcnsrhcn izumal Millioncn Menschcn) unlerirdisch untci dcn Krcmalo- 
rirn gclegcn habrn und "Tag und Nacht ununterbroclien in Einsatz waren", widcrspricht das Ookumtnl NI - 9912 (abgedruckt 
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Das Bundesarchiv in Koblenz 
hat dankenswerter Weisc das 
Fotomaterial zur Verfügung ge- 
stellt, das in dieses Buch einge- 
bunden sowie ihm als Anlage 
beigegeben worden ist. 


Holocaust 


nun unterirdisch ? 


Dankenswerter Weise stellten die 
Fotos zur Verfügung: 

S. 12, 30, 37 + 39 Bundesarchiv Koblenz 
S. 26 + 38 Hans Wagner 


Dieses Heft ist vor Drucklegung juristisch 
dahingehend überprüft worden, da& weder 
Inhalt noch Aufmachung irgendwelche 
BRD-Strafgesetze verletzea 
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Z "Wir werden noch ganze Komplexe umschreiben müssen. 

£ Entscheidend ist dabei die Dokumentenf rage. Dali ein Hauptteil 
der zeitgenôssischen Akten uns überhaupt noch nicht zuganglich 
Z gemacht worden ist, ist noch für viele Überraschungen gut. Die 
Russen haben kein einziges Dokument herausgerückt; die Franzo- 
z sen halten ebenfalls ihre Archive und das, was sie bei uns 

•Y 

■/, mitgenommen haben, verschlossen. Die Amerikaner wahlen bei 
dem, was sie uns zurückgeben, sehr vorsichtig aus. So stehen wir 
Z immer noch unter einer merkwürdigen Bevormundung." (Sonder- 
£ druck XII 1978, "Die Welt'') 
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Z — Prof. Hellmut Diwald — 
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Die Dokumentation liber den im Jahre 1948 be- 
endeten IG-Farben-ProzeB ist eine zeitgeschichtliche 
Beweisgrundlage von auBerordentlicher Bedeutung. 
Gerade deshalb bleibt die Verwunderung darüber, daB 
wohl das Gerichtsurteil, nicht aber die Fülle an Einzel- 
heiten wâhrend des ProzeB-Verlaufes bislang der Of- 
fentlichkeit zugànglich gemacht worden waren. Wer 
weiB wie viele Bûcher, Broschüren, Publikationen aller 
Art sind seit 1945 in die “meinungsbildende Offent- 
t lichkeit” — will sagen in die Millionen Menschen 
erreichende üffentlichkeit — hineingegeben und hoch- 
gelobt worden, seien es die sog. “wissenschaftlichen” 
Werke, “Augenzeugen-Berichte”, “Gutachten”, “Do- 
kumentationen”, seien es romanhafte Erziihlungen 
oder “Holocaust”-Verfilmungen. 

Dennoch: So gut wie nirgendwo in jenen Publika- 
tionen findet sich jene Wirklichkeit, wie sie den Alliier- 
ten spàtestens seit dem IG-Farben ProzeB bekannt 
geworden ist. Kaum einer jener Publizisten, Propagan- 
distes Politiker, im HaB gegen das “Nazi-System” 
verbundener Eiferer hat offenbar ein Interesse daran, 
den Vôlkern das aufzuzeigen, was in und um Ausch- 
witz wirklich war. 

Die wissenschaftlichen Analysen von Paul Rassinier 
(“Das Drama der Juden in Europa”, “Was nun.Odys- 
seus ? ” u. a.), Prof. Arthur Butz (“Der Jahrhundert- 
betrug”) und Dr. Wilhelm Stàglich (“Der Auschwitz- 
mythos”) haben in den letzten Jahren bereits eine 
Fülle bisheriger Falschmeldungen widerlegt. Der lang- 
jâhrige oberste Weltzionistenführer Nahum Goldmann 
hat in seinen beiden Lebenserinnerungsbüchern (“Das 
jüdische Paradox” und “Mein Leben als deutscher 
Jude ) bestàtigt, daB er “mit Geschichten erzâhlen 
Millionen verdient” hat, daB Millionen Juden aus dem 
ehemaligen deutschen Herrschaftsbereich den Krieg 
iiberlebt haben, daB im Jahre 1952*) niemand auch 
nur eine annàhernd zureichende Vorstellung von der 
Zahl der überlebenden Juden hatte. Erst die weit über 
vier Millionen Wiedergutmachungsantràge (Antràge 

•) Diese ÀuGerung Nahum Goldmanns bezieht sich auf das Luxemburger 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 

Judischen WeltkongreK bzw. der Jüdischen Claims Conférence. 


diesbeziiglichen Dokumentation - 

konnten bekanntlich nur Überlebende stellen!) sowie 
sonstige Forderungen spezifischer jüdischer Gruppen 
brachten diese doch gewaltige Zahl jüdischer über- 
lebender aus dem ehemaligen deutschen Herrschafts- 
bereich ans Licht der Geschichte! 

Ungeachtet dessen hat im September 1979 der VI. 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs das ôffentliche An- 
zweifeln der millionenfachen Judenvernichtung — 
praktisch das Anzweifeln der 6 Millionen-Zahl — unter 
Strafe gestellt, und für diesen Fall das Grundrecht der 
freien MeinungsàuBerung auBer Kraft gesetzt. Hierbei 
ist besonders auf den makabren Zusammenhang hinzu- 
weisen, daB der Vorsitzende des für dieses Urteil 
zustandigen BC.H-Senats anschlieBend offentlich er- 
klàrte, daB er für solche “allgemein bekannten histori- 
schen Tatsachen” keinerlei Nachprüfungen vorgenom- 
men habe, da “jene Tatsachen offenkundig und durch 
eine Fülle von Dokumenten belegt” seien. 

Inzwischen machen sien andere Gerichtsinstanzen 
diesen Ténor der hochsten Karlsruher Justiz zu eigen, 
auch die Formulierung, wonach die “Tatsache der 
massenhaften Judenmorde wahrend des Dritten 
Reiches keiner Begründung mehr bedürfe, da sie offen- 
kundig und die Dokumente über die Vernichtung von 
Millionen Juden erdrückend seien”. So heiBt es dort 
weiter: “Abweichende Meinungen sind daher rechts- 
widrig und von dem Grundrecht auf Meinungsfreiheit 
nicht geschützt”, — “da sie in grober Weise das verfàl- 
schen, was als historisch gesichert und allgemeinkundig 
anzusehen ist”. 

Die historische Forschung wird mit solchen Rich- 
tersprüchen kriminalisiert, denn sie darf zu keinen 
anderen Forschungsergebnissen kommen und diese 
ausbreiten, selbst dann nicht, wenn die Beweislage 
dieses gebietet. Wie soll angesichts dieser Situation ein 
historischer Sachgutachter, wie z.B. im Majdanek- 
ProzeB — ohne sich “strafbar” zu machen — die schon 
vor ProzeBbeginn behaupteten Millionen- Vernich- 
tungen in Majdanek in Abrede stellen und sie als 
Propagandabehauptungen kennzeichnen? Dennoch ist 
dies geschehen:**) Die Zahl von über 1 Million wurde 

) Gutachten Prof. Dr. Wolfgang Scheffler zum Maidanek-ProzelS in 

Düsseldorf 1980, S. 86 - 187 + FuISnote 76. 
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reduziert auf 250.000, diese dann auf 200.000, und 
diese dann als “wahrscheinlich”, als “annàhernd rea- 
listische Schâtzung” bezeichnet, die jedoch angesichts 
“der unvollstàndigen Anhaltspunkte nur — wie aile 
Zahlen des Gutachtens — Annâherungswerte sein 
konnen”. Wie gesagt: “Schâtzung bei unvollstàndigen 
Anhaltspunkten’MDas ganze spielt sich auf dem Hinter- 
grund der jahrzehntelangen Feststellungen durch die 
“Holocaust-Historiker” ab, denen zufolge Majdanek 
“kein Vernichtungslager” war. 

Der Sachverstàndige des Instituts fiir Zeitgeschichte 
im Düsseldorfer Majdanek-ProzeS stellte 1980 fest, ^ 
*************************************************** * 
“dafi in der bisherigen Literatur und auch anderen * 
Unterlagen ... diese Zusammenhànge über den Bau von * 
Krematorien und Gaskammern nie richtig untcrsucht * 
vvorden sind.” * 

Oder um es mit den Worten einer anderen Ver- 
offentlichung auszudrücken: ***) 

“Die Kapazitât der Vergasungsràume konnte bisher J 
nicht ermittelt vverden.” * 

Dieses Zitat betrifft Auschwitz- Birkenau. Bedenkt 
man zudem: In derselben doch wohl als amtlich 
anzusehenden Publikation wird dargestellt, dal3 
in ununterbrochenem 24-Stunden-Betrieb die gesamte 
Verbrennungsprozedur pro Leiche nur 15 Minuten 
betrug, 

die als arbeitsunfàhig Selektierten dadurch getâuscht 
wurden, dal3 man ihnen erklârte, “sie kàmen zum 
Arbeitseinsatz”, 

die Opfer im KellergeschoB ahnungslos nackt in die 
Gaskammer gingen, wàhrend im Stockwerk darüber 
die unentwegte Verbrennung besorgt wurde, und 
das Krematoriumspersonal offenbar gegen Zyklon- 
B-Dâmpfe unempfindlich gewesen sein müBte, 
es keine Funde von ail dem gàbe, weil buchstâblich 
ailes verbrannt und vernichtet worden sei, 
eine abschliefiende Bilanz in bezug auf die Vemich- 
tungslager nicht môglich sei, “da hierzu die meisten 
Vorarbeiten noch fehlen” (1976!), 
so bleibt einem Wissenschaftler nur das Staunen, 
wenn ein oberstes Bundesgericht den ôffentlichen 
Zweifel an der Richtigkeit solcher Darstellungen unter 
Strafe stellt und die Justiz in ihrer Praxis ein solches 
Urteil zum richtungweisenden Recht erklârt. 

Wie man die Freiheit der Geschichtswissenschaft, 
die Freiheit zur Abwehr auslàndischer, machtpolitisch 
motivierter Zweck-Propaganda als vorhanden und 


***) beilage zur wochenzeitung das parlament — aus politik und 
zeitgeschichte, B 19/76-8. Mai 1976 Ino Arndt / Wolfgang Scheffler 
"Organisierter Massenmord an Juden in nationalsozialistischen Ver- 
nichtungslagern", S. 1 9 - 22. 


gewâhrleistet glaubhaft machen will, wenn zweierlei 
RechtsmaBstâbe — einer fiir die Besiegten und einer für 
die Sieger und ihre Helfershelfer - oktroyiert werden 
und abweichende Meinungen, Behauptungen oder Be- 
weisführungen mit Strafen bedroht, kriminalisiert wer- 
den, bleibt das Geheimnis der Verantwortlichen dieser 
Politik. 

Besonders grotesk ist dieses Verfahren, das in zu- 
nehmendem MaSe den geistigen Freiheitsraum in der 
BRD noch mehr einzuengen droht, wenn diese Rich- 
ter, die mit solchen Urteilen einem ganzen Volk 
verbindliche geistige Richtlinien auferlegen, 

1. ) selbst keine Fachleute auf diesem Gebiet sind; 

2. ) selbst keine Dokumentenprüfung benôtigen, wie sie 

behaupten; 

3. ) kurzerhand Grundrechte, auf deren Gewàhrleistung 

sich der Bürger verlàBt, einschrànken; 

4. ) die Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener 

kaum ahnden, wenn das deutsche Volk Opfer sol- 
cher Verunglimpfungen ist; 

5. ) in ihrer Argumentation bzw. “Beweisführung” auf 

andere “rechtskràftige Gerichtsurteile” verweisen, 
die jedoch aile an den gleichen oder àhnlichen 
Beweismàngeln leiden (auslàndische Zeugen ohne 
Meineid-Haftung; Sachverstândigengutachten, deren 
Verfasser entscheidende Dokumente gar nicht im 
Original eingesehen und quellenkritisch überprüft 
haben; einseitige Rechtsverfolgung, weit iiber nor- 
male Verjàhrungsfristen hinausgehende Verfolgung; 
Unzugànglichkeit eines unverànderten Tatortes; 
Schâtzungen statt Nachweise; Verwertung von Gut- 
achten trotz Fehlens“der meisten Vorarbeiten” fiir 
eine wissenschaftliche ErschlieBung des Sachverhal- 
tes; politischer und publizistischer Druck auf die 
ProzeBablâufe usw.). 

6. ) die Dokumente nicht nennen, von denen sie be- 

behaupten, daB sie den millionenfachen Judenmord 
beweisen würden; 

Da die authentischen Dokumente, auf die hier 
verwiesen wurde, weder genannt wurden, noch von 
Experten ermittelt werden konnten, bleibt die Suche 
nach diesen Beweisen wesentliches Anliegen des 
Historikers. 

Waren etwa die IG-Farben Dokumente gemeint? - 
Gerade diese fallen indessen für solche Hinweise restlos 
aus. Was von diesen Dokumenten die Holocaust- 
Behauptungen bestàtigt, sind ausschlie&lich Aussagen 
von Zeugen der Anklage, die sàmtlich bzw. in der 
Mehrzahl von folgendem gekennzeichnet sind: 

a) Horensagen-Aussagen unkonkreten Inhalts; 

b) übertreibungen; 

~~c) Widersprüche und technische Unmôglichkeiten, die 
sich zumindest im Kreuzverhôr ergaben; 

d) Sicherheit der Belastungszeugen vor Strafverfolgung 
im Falle von Falschaussagen; 

e) Ausnutzung der der Verteidigung auferlegten Nach- 
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teile, die ihre Position als Vertretung der besiegten 
Partei in einem Tribunal des Siegers schier hoff- 
nungslos erscheinen lassen. 

Wie sollte z.B. ein so konstruiertes Militârgericht der 
US-Besatzungsmacht in Deutschland einen franzôsi- 
schen Juden wegen Meineides bestrafen, der die Mas- 
senvergasungen selbst gesehen haben wollte, aber dabei 
solche technischen Unmoglichkeiten von sich gab, daB 
es selbst die amerikanischen Militàrrichter nicht glau- 
ben konnten; oder wie sollte es ehemalige britische 
Kriegsgefangene in Auschwitz bestrafen, die 1948 
doch vor einem Gericht eines siegreichen Verbündeten 
gegen Deutschland erzàhlen konnten was sie wollten? 

Das ehemalige Recht, unter dem die Angeklagten 
gehandelt hatten, galt nicht mehr; mit neuem “Recht” 
des Siegers und neuer politischer Zielsetzung wurde 
gewertet, aussortiert, unterstellt, gefàlscht, "von Amts 
wegen zur Kenntnis genommen”. Den Beweismângeln 
der Verteidigung standen die weltweiten Informations- 
quellen der Anklagebehorde gegenüber; erpreBte Zeu- 
genaussagen wurden als Wahrheitsbeweis ausgegeben, 
wâhrend unerwünschte Belege der Verteidigung als 
unglaubwürdig oder nicht belangvoll abqualifiziert 
oder überhaupt miBachtet wurden. 

|m IG-Farben-ProzeB war der 
Verteidigung insbesondere in der 
das ganze ProzeBgeschehen pragen- 
den "Holocausf'-Thematik eine zu- 
satzliche Zurückhaltung auferlegt, 
um die davon nicht betroffenen An- 
geklagten nicht noch wegen "Ver- 
stocktheit gegenüber geschichtlichen 
Tatsachen" zu gefahrden. Dieser Zu- 
sammenhang ist grundsatzlich den 
Fragen der Verteidiger an die Be- 
lastungszeugen zu entnehmen. Diese 
Fragen bleiben hier weitgehend un- 
prazis oder werden gànzlich abge- 
brochen, wenn die Widersprüche 
oder behaupteten Unmôglichkeiten 
in der Holocaust-Thematik allzu of- 
fensichtlich zu werden drohten. Auf 
diese Weise mochten die Anwalte 
ein gewisses Wohlverhalten gegen- 
über dem Gericht signalisieren, was 
ohne Zweifel ja auch den hiervon 
nicht betroffenen Angeklagten wie- 
derum zugute kommen sollte. Auf 
keinen Fall kann aber deshalb da- 
raus geschlossen werden, daB dieser 
ProzeB das Holocaust-Geschehen — 
sei es durch Zeugenaussagen, sei es 
durch Dokumente — in einer sol- 
chen Weise bestatigt habe, daB da- 
raus "historische Tatbestande" fest- 
geschrieben werden konnten. 


sei, hat das Gericht ohne eigene Beweisführung “von 
Amts wegen zur Kenntnis genommen”, wie es diesem 
durchaus nicht unabhàngigen — von “neutral” schon 
gar nicht zu reden! - Militârgericht kraft Kontrollrats- 
bestimmungen und Regierungsauflagen (z.B. Londoner 
Statut vom 8. August 1945) auferlegt worden war. 

Der IG-Farben ProzeB enthüllte indessen Sachver- 
halte und Fakten, die als s< che die nach der Kapitula- 
tion Deutschland angelastei^n Massenmorde in Ausch- 
witz nicht nur im propagierten AusmaB, sondern 
grundsatzlich fragwürdig erscheinen lassen. 

Dies beginnt mit den Nachweisen über den unge- 
heueren Arbeitskrâftebedarf im GroBbereich 
Auschwitz, geht über zum Nachweis über die modern- 
sten Krankenhauseinrichtungen in Auschwitz und 
speziell in Birkenau, die Kultureinrichtungen in den 
Lagern und ihre intensive Nutzung durch die Hâftlinge, 
bis hin zur Bestâtigung von Zyklon B als weltweit 
bekanntes Entwesungsmittel. Diese Nachweise er- 
strecken sich weiter von den für Massengrâber vollig 
ungeeigneten Bodenverhâltnissen, bis zur absoluten 
Ungeeignetheit von Methanol für Leichenverbrennun- 
gen (Methanol sollte den Zeugenaussagen zufolge jenes 
Brennmaterial gewesen sein, mit dem Millionen von 
Leichen verbrannt worden sein sollen). 


Birkenau 

Vernichtungslager 


Der IG-Farben ProzeB hat 
eher das Gegenteil bestatigt. 

Hierbei bleibt festzustellen: 

Der IG-Farben ProzeB war 

nicht darauf angelegt, die Beweisführung darüber zu erbrin- 
gen, ob in Auschwitz-Birkenau Millionen Juden mittels Gas 
ermordet worden sind oder nicht. DaB solches geschehen 


i^i-sB-kenau lâBtdeuthc* Baracken.GasKamme.n “g; 

Aul keinen Fall ..militârische Millel Kir nicMmilitar.sche Zwecke abzweigen.. 


Reproduktion incl. Texte aus: “Der Spiegel” Nr.l 1/1979 - 
12.3.1979, S. 190 — Fotoanalysen und Vergleiche in der 
Neuerscheinung “Auschwitz im IG-Farben ProzeB - 
Holocaustdokumente? ” (Bildteil) 


5 


Schon in folgendem Faktum beginnt die grundsâtz- 
liche Unlogik: Das IG-Werk Auschwitz in einer 
GrôBenordnung mit über 30.000 Beschàftigten ver- 
so hiedenartigster Nationalitàten — hinzuzurechnen 
wâre der bereits vorhanden gewesene Industrie-GroB- 
raum Oberschlesien, fiir den das Stammlager Ausch- 
witz Arbeitskràfte bereitstellte! — ist früher geplant 
und in Angriff genommen worden (1940), als die 
sogenannte “Gesamtlôsung der Judenfrage”, die nach 
dem Krieg als “Endlôsung” etikettiert wurde. Diese 
soll angeblich frühestens seit der “Wannsee-Konferenz” 
am 20. Januar 1942 in die Wege geleitet worden sein. 
Wenn somit frühestens von diesem Datum an unter 
“Gesamtlôsung” = “Vernichtung” gemeint gewesen- 
sein sollte, diese “Vernichtung” aber nur unter streng- 
ster Geheimhaltung organisatorisch und technisch er- 
moglicht werden konnte, so dürften sich jene “Ver- 
nichtungs-Planer” allenfalls eine menschenleere, unzu- 
gângliche Gegend ausgesucht haben. So taten es die 
Sowjets z. B. im April/Mai 1940 zur Vernichtung des 
polnischen Offizierskorps! Fur ihr Massenverbrechen 
(GenickschuB für 15.000 Offiziere!) suchten sie sich 
den Wald von Katyn und zwei weitere Geheimplàtze 
aus. — Keinesfalls ist für einen solchen — zumal in die 
“Millionen” gehenden “Vernichtungs-Plan” ein in ra- 
santem Wachstum begriffenes Industriezentrum an der 
deutsch-polnischen Grenze geeignet gewesen. Dort 
konnte niemals eine Geheimhaltung gewàhrleistet 
werden. Die dringend benôtigte Rüstungsindustrie 
wâre den ganzen Krieg über lahmgelegt worden, weil 
angesichts eines Holocaust-Geschehens in Sicht- und 
Riechweite niemand mehr gearbeitet, sondern nur 
noch Widerstand geleistet hàtte. — In Wirklichkeit 
hatten sogar die britischen Kriegsgefangenen jenes 
Lagers — ganz abgesehen von den übrigen Arbeitern 
verschiedenster Nationalitàt! — Ausgang in die Um- 
gebung! — Im Jahre 1939 war Auschwitz bereits eine 
Stadt von 12.000 Einwohnern. Das Dorf Birkenau lag 
2 km davon entfernt, wo es dann spàter auch ein Lager 
für Arbeitsunfâhige gab. 

Angesichts ail dieser Tatbestànde dürfte es nicht 
zufàllig sein, daB ailes das, was mit dem IG-Farben 
ProzeB im Zusammenhang steht und ans Licht kam, 
seither mit totalem Stillschweigen zugedeckt wurde, 
um die Propagandaschablonen aus dem Jahre 1945 
unwissenden und unkritischen Generationen in unent- 
wegter Folge einhàmmem zu kônnen. 

Im Urteil des IG-Farben Prozesses stellte das US- 
Militârgericht noch einmal ausdrücklich fest, daB die 
Moskauer Erklàrung vom 30. Okt. 1943, das Londoner 
Statut vom 8. August 1945 sowie das IMT-Urteil nebst 
Begründung vom 1. Oktober 1946 in unlôsbarem - 
Zusammenhang mit dem Kontrollratsgesetz Nr. 10 
stünden und dies die “juristischen” Grundlagen der 
Rechtfindung und Rechtsprechung seien. Welcher 
Hohn auf jedes unbefangene Rechtsempfinden damit 


von vornherein in das ganze System dieserart Prozesse 
eingeführt wurde, wird erst richtig deutlich, wenn man 
diese Grundlagen untersucht. Mittel der Rechts- 
beugung sind hier “amtlich” verordnet! Am eindrucks- 
vollsten im Artikel 21 des Londoner Statuts : 

"Der Gerichtshof soll nicht den Beweis für allgemein 
bekannte Tatsachen erforderr, sondern soll sie als bewiesen 
betrachten. Es sollen auch als bekannt und bewiesen gelten: 

Regierungsurkunden und 

Berichte der Vereinten Nationen, einschlieISlich der 

Handlungen und Urkunden der in den verschiedenen 
alliierten Landern für die Untersuchung von Kriegsver- 
brechen eingesetzten Komitees sowie 

die Protokolle und 

Entscheidungen von Militar- oder anderen Gerichten 
irgendeiner der Vereinten Nationen." 

Für die historische Forschung sind daher weder die 
Anklage, noch das Urteil verbindlich, sondern aus- 
schlieBlich die im ProzeB zur Sprache gekommenen 
und bestâtigten Fakten. 

So ist z. B. bedeutsam, daB sâmtliche Anklage- 
zeugen, die die Vergasungsthese bekundeten, überein- 
stimmend aussagten, daB “im Umkreis von mindestens 
50 km ein jeder — auch Kinder und Zivilisten selbstver- 
stàndlich — von den tâglich stattfindenden Vergasun- 
gen wuBte ”, wàhrend aile “Holocaust-Historiker” 
ebenso übereinstimmend bekunden, daB das ganze 
Geschehen nur dadurch erklârlich sei, “weil niemand 
mit Ausnahme einer ganz kleinen Gruppe davon wuB- 
te, und aile Opfer nackt, ahnungslos und ohne Wider- 
stand, dicht gedrângt in die Gaskammern gingen”. — 
Die Vielzahl weiterer solcher Beispiele ist der vorlie- 
genden Dokumentation zu entnehmen. 

Zwischen historischen Fakten und Ergebnissen poli- 
tischer Justiz tun sich somit unüberbrückbare Gegen- 
satze auf. Der Leser môge dies bedenken. 

Die nachfolgende Dokumentenzusammenstellung 
ist lediglich der besseren übersicht halber gekürzt. 
worden, wobei jedoch stets nach dem MaBstab vorge- 
gangen worden ist, 

a) môglichst pràgnant das Wesentliche zu erfassen, 

b) Wiederholungen zu vermeiden, 

c) zuweilen Abkürzungen zu verwenden (z.B. auch KL 
für Konzentrationslager), 

d) auf das Geschehen in Auschwitz zu konzentrieren, 

e) die übersicht zu wahren zwischen Anklage, Doku- 
menten, Zeugenaussagen, Plâdoyers der Verteidiger 
und Urteil. 

So wird diese Dokumentation für aile politisch- 
historisch Interessierten, aber auch für die nach- 
wachsenden Historiker, Publizisten und Politiker eine 
jedermann zugângliche grundlegende Beweisführung 
“'dafür sein, was die Reichsführung und die IG im 
Bereich Auschwitz in Wirklichkeit geleistet haben, 
wobei zweifellos die durch diesen ProzeB nicht nâher 
aufgehellten Sachverhalte anderen Untersuchungen 
vorbehalten bleiben müssen. 


6 



An das 
Landgericht 
Postfach 
46 Dortmund 


Betreffs: AZ KLs 31 Js 270/78 
14 (XI) W 1/80 

Widerspruch 

und Antrag auf mündliche 
Verhandlung 


Gegen den Antrag der Staatsanwaltschaft Dortmund 
vom 26.11.1979 zur Beschlagnahme des Bûches von 
Prof. Arthur Butz “Der Jahrhundertbetrug” und der 
auslàndischen Zeitschrift von Richard Harwood "Star- 
ben wirklich 6 Millionen? ” lege ich hiermit Widerspruch 
ein und beantrage mündliche Verhandlung. 

Begründung: 

Die Staatsanwaltschaft Dortmund sieht in beiden 
Publikationen den Tatbestand der Volksverhetzung nach 
§ 130 STGB verwirklicht, weil — wie sie es durchgângig 
in Ihrem Antrag begründet, beide Schriften 

a) “die geschichtliche Tatsache der massenweisen Ermor- 
dung von Juden wahrend der nationalsozialistischen 
Diktatur leugnen und u.a. die in Deutschland leben- 
den Juden für die angeblichen Greuellügen verant- 
wortlich machen, wobei sie diesen unterstellen, die 
Greuellügen erfunden zu haben, um Wiedergut- 
machungsleistungen zu erlangen (S. 2 des Antrages, 
annâhernd gleichlautend wiederholt S. 24 u. 39); 
(Warum im vorliegenden Antrag mehrfache Wieder- 
holungen nôtig sind ohne zusatzlich neue Argu- 
mentation, war nicht herauszufinden; Wieder- 
holungen sind kein Beweis für die Richtigkeit einer 
Aussage) 

b) “in grober Weise das verfàlschen, was heute hinsicht- 
lich der Judenverfolgung und Judenvernichtung ... als 
historisch gesichert und allgemeinkundig anzusehen 
ist” (S. 25/26 des Antrags), 

c) “unmittelbar die Menschenwürde der jüdischen Mit- 
bürger angreifen”, weil sie “als Bevôlkerungsteil und 
als einzelne verâchtlich gemacht und durch die Ver- 
knüpfung von Lügen mit dem Empfang von Wieder- 
gutmachungsleistungen als unterwertige Menschen ge- 
kennzeichnet werden sollen, denen das Lebensrecht 
in dieser Gemeinschaft bestritten werden soll”. (S. 40 
des Antrags; 

d) geeignet sind, “den ôffentlichen Frieden zu stôren” 
und “das Vertrauen in die Sicherheit zu erschüttern”; 

e) dem Verfasser und den Verlegern zumindest die 
Moglichkeit gegeben haben zu erkennen, “da!3 der 
lnhalt der geschichtlichen Wahrheit widersprechen 
konne”. 


Udo Walendy 
Hochstr. 6 
4973 Vlotho 

Vlotho, den 25.1.1980 


Vorab ist hierzu festzustellen: 

Weder Butz nach Harwood haben ein einziges Mal 
“die in Deutschland lebenden Juden” für irgendwelche 
Greuellügen verantwortlich gemacht, auch ihnen nicht 
unterstellt, Greuellügen erfunden zu haben, “um Wieder- 
gutmachungsleistungen zu erlangen”. Auf die “in 
Deutschland lebenden Juden” wurde nirgendwo in den 
Schriften Bezug genommen! 

Keiner der Autoren hat auch nur ein einziges Mal 
andeutungsweise “Juden das Lebensrecht in dieser 
also deutschen, oder überhaupt irgendwo — Gemein- 
schaft” bestritten! Warum sollten sie auch, der eine ist 
Englânder, der andere Amerikaner! 

Auch der Begriff “unterwertige Menschen” ist eine 
Erfindung des Herrn Staatsanwaltes, die offensichtlich 
nur der Diffamierung der beiden auslàndischen Wissen- 
schaftler dienen soll. Ob solcher Erfindungsreichtum 
zum Aufgabenkatalog eines deutschen Staatsanwaltes 
gehôrt, vermag ich als juristischer Laie nicht zu beurtei- 
len. Doch als in einem Strafverfahren Betroffener wird 
man sich sicher noch dagegen verwahren dürfen. 

Die Staatsanwaltschaft spricht pauschal von “Ver- 
fàlschung der Tatsachen” und erklârt die Ausführungen 
des Urteils im seinerzeitigen AuschwitzprozeB zur allein 
verbindlichen “geschichtlich gesicherten Erkenntnis”. 
Wer an dieser Erkenntnis zweifelt, Kritik übt, sie analy- 
siert, Aussagen und Zusammenhange unvoreigenommen 
untersucht, vergleicht und dann zu anderen Ergebnissen 
kommt, wird kurzerhand mit den oben genannten 
Vokabeln als Volksverhetzer gebrandmarkt. Wissen- 
schaftliche Fortentwicklung und Hinführen zu neuen 
Erkenntnissen gilt als Ketzerei. So hat der Herr Staats- 
anwalt zwar zahlreiche konkrete Ausführungen von 
Harwood und Prof. Butz in der Antragsschrift zitiert 
und mit der Zitierung sie doch wohl auch gleichzeitig als 
“Beweis” für die Strafbarkeit der Ausführung ange- 
prangert, doch hat er nicht eine einzige Ausführung 
konkret als falsch widerlegt, auch nicht dargetan, in 
welcher Weise gerade diese angeführte Aussage volks- 
verhetzenden Charakter haben soll. Man kann wirklich 
die angeführten Zitate Wort für Wort und Satz für Satz 
durchgehen und jeden Satz versuchen, an dem Vorwurf 
der Volksverhetzung zu messen, — sachlich konkret zu 
finden ist nach meinem Denkvermogen nichts, was 
diesen Vorwurf rechtfertigt. Weder ist hier etwas “grob 
verfâlscht”, noch ist irgendwo die Menschenwürde 
angegriffen, weder ist der Frieden gestort noch die 
Sicherheit erschüttert, weder wurde zum Ha 13 aufge- 
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stachelt, noch zu Gewalt- und Willkürmalânahmen, 
weder wurde geschimpft, noch boswillig verâchtlich 
gemacht oder verleumdet, wie es im Gesetz bei der 
Aufzàhlung der Kriterien der Volksverhetzung heiSt. 
Datë an Erkenntnissen eines Gerichtsurteils nicht ge- 
zweifelt werden darf, wâre noch in das Gesetz einzu- 
fügen, bisher steht es nicht drin. 

Sollte eine solche Gesetzesànderung vorbereitet wer- 
den, sollte man nicht vergessen, da<3 nicht nur 
deutsche Gelehrte, sondern auch auslàndische Forscher 
und Verleger davon erfalât werden. Würde man dies 
vergessen, würde der Herr Staatsanwalt wiederum ein 
Hindernis fur sein Anliegen vorfinden. Sicher dürfte 
jedoch schon jetzt sein, dafô ein solches künftiges Gesetz 
nicht mit rückwirkender Kraft erlassen werden konnte. 


" Volksverhetzung " 

Zur naheren Begriffsdefinition des Begriffs “Volks- 
verhetzung” hat das Schôffengericht Frankfurt/Main mit 
Urteil vom 21.6.1979 in der Strafsache gegen den 
Verleger Erwin Schônborn (Gesch.Nr.: 50 Js 12.828/78 
-919) ausgeführt: 

"Durch das Tatbestandsmerkmal des Angriffs auf die Men- 
schenwürde anderer wird der Tatbestand des § 130 STGB 
erheblich eingeschrankt. Ein solcher Angriff liegt namlich nicht 
schon dann vor, wenn einzelne Personlichkeitsrechte anderer 
angegriffen werden, z.B. die Ehre. Diffamierende Angriffe gegen 
andere durch Beschimpfungen oder durch Behauptungen von 
Unwahrheiten oder unwahre Unterstellungen sind noch kein 
Angriff auf die Menschenwürde anderer. Vielmehr ist erforderlich, 
dad sich die Angriffe gegen den Kern des Personlichkeitsrechts 
anderer, gegen deren Menschsein schlechthin richten. Das ist dann 
der Fall, wenn anderen die Menschheitsqualitat als solche und die 
sich daraus ergebenden Grundrechte abgesprochen werden, dies in 
Zweifel gezogen wird oder der Angriff auf andere Weise in diese 
Richtung geht. Der Tater muft den anderen im Kernbereich seiner 
Persônlichkeit treffen wollen, d.h. in dem, was das Wesen des 
Menschen ausmacht (vgl. von MANGOLD-KLEIN: Das Bonner 
Grundgesetz, 2. Auflage, Anm. Il 1-2 a; Leipziger Kommentar zum 
Strafgesetzbuch, 9. Auflage, § 130 Anm. 9; SCHOENKE- 
SCHRÔDER, Strafgesetzbuch, 19. Auflage, § 130 Anm. 3; 
DR EH ER, Strafgesetzbuch, § 130 Anm. 8). 

§ 130 Strafgesetzbuch verlangt weiterhin, da(l sich der Angriff 
gegen Teile der Bevôlkerung richtet. Als solche kommen für das 
Verhalten des Angeklagten nur die Juden in Betracht. 

Hinsichtlich antijüdischer ÀuRemngen hat der Bundesgerichts- 
hof in seinem Urteil vom 11.11.1976 in Sachen 2 STR 508/76 
u.a. folgendes ausgeführt: 

'Zur Anwendung des § 130 STGB gilt, dall antisemitische 
Agitation, die sich bewullt an das nationalsozialistische Vorbild 
hait, regelmallig geeignet ist, den ôffentlichen Frieden zu stôren, 
und den Tatbestand dieser Vorschrift mindestens in der Be- 
gehungsform des Aufstachelns zum Hall verwirklicht. Der Angriff 
auf die Menschenwürde ergibt sich in diesen Fallen allein schon 
aus der Identifizierung mit der nationalsozialistischen Grund- 
einstellung, die den jüdischen Mitbürger allgemein als minder- 
wertig einstufte, und mit dem Zwang zum Tragen sogenannter 
Judensterne fôrmlich brandmarkte.' 


Hinsichtlich der Einstellung gegenüber jüdischen Mitbürgern ist 
jedoch eine Identifizierung des Angeklagten mit der national- 
sozialistischen Grundeinstellung nicht zu erkennen. Denn einmal 
bestreitet der Angeklagte ja geradezu die nationalsozialistische 
Grundeinstellung gegenüber den Juden zumindest in ihrer letzten 
Konsequenz und behauptet. Plane zur Ausrottung der Juden habe 
es nie gegeben. Das Protokoll über die sogenannte Wannsee- 
Konferenz sei eine Fâlschung. Zum anderen greift er in seinen 
Schriften nicht nur Juden an, sondetn wendet sich vielmehr gegen 
aile Personen und Institutionen, die ihm Angriffspunkte hinsicht- 
lich seiner Behauptung bieten, Judenvergasungen hatten niemals 
stattgefunden. Dabei greift er Nichtjuden ebenso an wie Juden, 
z.B. die Zentralstelle zur Verfolgung nationalsozialistischer Ge- 
waltverbrechen in Ludwigsburg oder in den hier zur Aburteilung 
stehenden Fallen das Zweite Deutsche Fernsehen oder, wie er 
ausdrücklich sagt, jeden, der heute noch behauptet, Judenver- 
gasungen hatten stattgefunden. Auch sind seine Ziele nicht mit 
der nationalsozialistischen Grundeinstellung vergleichbar. 

Die nationalsozialistische Grundeinstellung gegenüber den 
Juden bestand darin, dad die Juden als Schadlinge und Feinde des 
deutschen Volkskôrpers angesehen wurden mit der Konsequenz, 
dad es galt, diese Schadlinge aus dem Volk zu eliminieren. Das 
wurde anfangs versucht durch aile môglichen menschenunwürdi- 
gen Behandlungen, Schadigungen und Drangsalierungen aller Art, 
bis man schliedlich wahrend des Krieges damit begann, aile im 
nationalsozialistischen Machtbereich befindlichen Juden zu 
vernichten. 

Die Ziele des Angeklagten sind jedoch ganz andere. Ihm geht 
es darum, das deutsche Volk von dem Makel des Massenmordes zu 
befreien und zu rehabilitieren. Er will seiner Meinung zum 
Durchbruch verhelfen und damit die Deutschen von dem Vorwurf 
des millionenfachen Mordes an jüdischen Menschen entlasten. Das 
hàtte nach dem Wunsche des Angeklagten die Konsequenz, da(l 
NSG-Verfahren eingestellt würden, Verurteilte freigelassen und 
Wiedergutmachungszahlungen eingestellt würden. Seine Ziele 
richten sich also nicht gegen dei Juden als Menschen und 
gleichberechtigten Mitbürger an sich und sind deshalb mit der 
nationalsozialistischen Grundeinstellung gegenüber den Juden 
nicht vergleichbar." 

Geht man nun aber einma! unabhangig von dieser 
gerichtlichen Entscheidung, die nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft Dortmund ja in ihren Erkenntnissen 
nicht angezweifelt, in Abrede geslellt oder im einzelnen 
seziert werden dürfe (? ), der Frage nach, was konkret 
die Staatsanwaltschaft Dortmund veranlaBt hat, den 
Antrag auf Beschlagnahme zu st^llen, so ergibt sich auf 
Seite 3, datë es “Proteste in der Üffentlichkeit, insbeson- 
dere in der Presse” waren! Diese Proteste jedoch waren 
nicht etwa gegen das Buch von Prof. Butz oder die 
Schrift von Richard Harwood erhoben worden, sondern 
wurden gegen den Verlag als solchen geltend gemacht 
ohne Nennung bestimmter Bûcher und ohne Zitierung 
irgendwelcher Inhaltsangaben ! Würde man diesen “Pro- 
testlern” konkret nachgehen, so ergàbe sich, dalJ von 
diesen kein einziger auch nur ein einziges Buch des 
ausstellenden Verlages überhaupt gekannt hat. Auch der 
Herr Staatsanwalt hat nicht behauptet, dalâ die “Pro- 
teste” einen konkreten inhaltsbezogenen Boden hatten. 
Weder war es ein Jude noch ein anderer Einzelner, noch 
eine “bestimmte Bevôlkerungsgruppe”, die behauptet 
hatten, sich durch diese verfahrensanhângigen Pub- 
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likationen in ihrer “Menschenwürde” verletzt zu fühlen; 
auch hat es niemanden dieser “Protestler” gegeben, der 
zur Untermauerung solcher Vorwürfe bestimmte Passa- 
gen diéser Publikationen der Staatsanwaltschaft zu Pro- 
tokoll gegeben hâtte. 

Dem Herrn Staatsanwalt genügen somit allein “Pro- 
teste in der Offentlichkeit, insbesondere in der Presse”, 
um bislang geachtete Mitbürger zu inkriminieren, bzw. in 
kriminellen Verruf zu bringen. Zeitungsschreiber bzw. 
Zeitungsbesitzer brauchen somit nur — denn auch sie 
hatten zugegebenermaBen kein einziges Buch des aus- 
stellenden Verlages gelesen! — unsubstantiierte Vorwürfe 
zu erheben, Wellen und Schaum zu schlagen, und schon 
scheint die Staatsanwaltschaft sich veranlaBt zu sehen, 
nicht etwa den in seiner Meinungsfreiheit Bedrohten und 
Angegriffenen gegen unqualifizierte Diffamierungen in 
Schutz zu nehmen, sondern im Gegenteil im Sinne der 
Pressegewaltigen zur Gleichschaltung der einheitlichen 
Meinung beizutragen, nach dem Motto, wer von der 
einheitlichen Meinung abweicht und von den màchtigen 
Meinungsmachern angegriffen wird, “stort den ôffent- 
lichen Frieden” und “erschüttert die Sicherheit”. Wie 
sich mit solchen Verhaltensweisen allerdings das Grund- 
recht auf freie Meinung, Freiheit der Lehre und For- 
schung, die Freiheit der Wissenschaft und Demokratie- 
verstandnis vertràgt, bleibt das Geheimnis der Staats- 
anwaltschaft. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die Er- 
mittlungen und das Ergebnis in dem Verfahren 31 Js 
141/75 STA Dortmund sowie 5 JS 726/78 des Leiten- 
den Oberstaatsanwaltes Frank vom 14. Nov. 1978 in 
Coburg. In der dortigen Verfügung heiBt es: 

Bezug: “Historische Tatsache Nr. 1” Richard Har- 
wood “Starben wirklich sechs Millionen? ” 

"Die Beschlagnahme und die anschlieBende Einziehung ist 

nicht veranlaBt, weil ihr Inhalt nicht strafbar ist. In der Broschüre 
wird unter Berufung auf verschiedene Autoren und sonstige 
Quellen versucht, nachzuweisen, daB die physische Vernichtung 
der Juden im Rahmen der 'Endlôsung' durch das 'Dritte Reich' 
nicht geplant gewesen sei, daB eine solche — vor allem durch 
Vergasung in den KZ's — auch nicht stattgefunden habe, daB die 
Zahl der Todesfàlle von KZ-Haftlingen erst dann durch Hunger 
und Seuchen erheblich gestiegen sei, als die Luftangriffe der 
Alliierten den Zusammenbruch der Versorgung der KZ's mit 
Lebensmitteln und Medikamenten bewirkt gehabt hatten, daB 
schlieBlich die mit sechs Millionen angegebene Zahl der 'jüdischen 
Kriegstoten' weit übertrieben sei, nurdrei Millionen Juden hatten 
bis 1945 unter deutscher Kontrolle gestanden, davon seien ledig- 
lich etwa 300.000 Juden politischen, rassischen oder religiôsen 
Verfolgungen zum Opter gefallen. 

Die behauptete Zahl von sechs Millionen jüdischer Opter 
beruhe auf maBlosen Übertreibungen, Fàlschungen, falschen 
Zeugenaussagen und erpreBten Gestandnissen. 

Der Inhalt der Broschüre erfüllt zunachst nicht den Tatbestand 
eines Vergehens der Volksverhetzung nach § 130 StGB, weil die 
in dem Heft angeführten Initiatoren der angeblichen Lüge von 
sechs Millionen ermorderter Juden keine Teile der inlàndischen 
Bevôlkerung darstellen. 


Auch der Tatbestand des § 131 StGB in der Form der 
Aufstachelung zum RassenhaB, d.h. vorwiegend zum Antisemitis- 
mus, ist nicht gegeben, auch nicht 'zwischen den Zeilen' (vgl. 
Dreher/Trôndle, Strafgesetzbuch, 38. Aufl., Randnr. 5 u. 6 zu § 
131). 

Als Initiatoren oder Interessenten und NutznieBer der angeb- 
lichen Greuelpropaganda werden hauptsachlich und gleichrangig 
nebeneinander der Zionismus, die Kommunisten, die UdSSR.die 
Republik Polen und der Staat Israël benannt. Ein Angriffsschwer- 
punkt gegen das Judentum ist nicht erkennbar. 

Die Verletzung sonstiger strafrechtlicher Normen durch den 
Inhalt der Broschüre ist nicht ersichtlich." 

In bezug auf das Buch von Prof. Butz “Der Jahrhun- 
dertbetrug” erlaube ich mir darauf hinzuweisen, daB es 
bereits Gegenstand der Verfahren 10 Js 306/77 und 10 
Js 166/78 der St A Lüneburg sowie 5 Js 517/79 der St A 
Kleve war. Sàmtliche Verfahren sind eingestellt worden, 
teils mit dem Vermerk “Presseverjàhrung”, teils mit 
dem Vermerk “kein Straftatbestand”( Akte Kleve S. 99 
z. B.). Auf der dortigen Seite 100 ist ausgeführt: 

"Die auBerordentlich umstrittene Rechtsfrage, ob ungeachtet 
der bereits eingetretenen Verfolgungsverjahrung nach § 25 Presse- 
gesetz die Môglichkeit einer Einziehung dieser Schriften im 
objektiven Verfahren nach § 440 StPO besteht oder deren 
Unbrauchbarmachung nach dem jetzigen § 74 d StGB betrieben 
werden kann, bedarf keiner Klàrung, da in den in dem obigen 
Vermerk genannten Ermittlungsverfahren bereits zutreffend fest- 
gestellt worden ist, daB diese Schriften nicht den Strafnormen der 
§§ 86, 130 oder 131 StGB unterfallen...." 

Im übrigen mâche ich darauf aufmerksam, da(3 ein 
Straftatbestand für einen Bürger erkennbar sein muB. 
Die Staatsanwaltschaft selbst benôtigte für dieses angeb- 
liche Erkennen eines strafrechtlich relevanten Sachver- 
haltes 3 (drei) Jahre, obgleich mehrfache diesbezügliche 
Ermittlungsverfahren wiederholt eingestellt worden 
waren und obgleich über den Verkauf der Bûcher hinaus 
das Buch von Prof. Butz bereits Monate vor Herausgabe 
und ein ganzes Jahr nach Herausgabe auBerordentlich 
auffallend jede Woche in der Deutschen National- 
Zeitung durch Vorabdruck und Besprechung groB her- 
ausgestellt worden war, ohne daB sich irgendjemand 
davon beleidigt oder in seiner Menschenwürde oder gar 
in seinem Lebensrecht beeintrâchtigt gefühlt und sich 
entsprechend beschwert hat. Auch hat dies kein Wissen- 
schaftler getan. Ahnliches gilt für die Schrift von 
Richard Harwood, die bereits seit 1975 in der Bundes- 
republik ohne Beanstandung vertrieben worden ist. 
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Wissenschaftsfreiheit 


Zum Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 
Abs. 3 GG) hat das Bundesverfassungsgericht im Be- 
schlufl vom 1.3.1978 (NJW 1978, 1621) unter Bezug- 
nahme auf seine grundsàtzlichen Ausführungen im Hoch- 
schulurteil (BVerf.GE 39,79 112 ff = NJW 1973, 1176) 
u. a. ausgeführt: 


"Damit sich Forschung und Lehre ungehindert an dem Be- 
mühen um Wahrheit ausrichten kônnen, ist die Wissenschaft zu 
einem von staatlicher Fremdbestimmung freien Bereich persôn- 
licher und autonomer Verantwortung des einzelnen Wissenschaft- 
lers erklart worden. Damit wird zugleich zum Ausdruck gebracht, 
daG Art. 5 III GG nicht eine bestimmte Auffassung von der 
Wissenschaft oder eine bestimmte Wissenschaftstheorie schützen 
will. Seine Freiheitsgarantie erstreckt sich vielmehr auf jede 
wissenschaftliche Tëtigkeit, d.h. auf ailes, was nach Inhalt und 
Form als ernsthafter planmaGiger Versuch zur Ermittlung der 
Wahrheit anzusehen ist. Dies folgt unmittelbar aus der prinzi- 
piellen Unabgeschlossenheit jeglichen wissenschaftlichen Be- 
mühens. Diese in Art. 5 III GG enthaltene Wertentscheidung 
beruht auf der Schlüsselfunktion, die einer freien Wissenschaft 
sowohl für die Selbstverwirklichung des einzelnen als auch für die 
gesamtgesellschaftliche Entwicklung zukommt. 

Eine ausdrückliche Beschrankung der Wissenschaftsfreiheit 
ergibt sich lediglich aus Art. 5 III 2 GG, wonach die Freiheitder 
Lehre nicht von der Treue zur Verfassung entbindet. Die Aus- 
legung und Bedeutung dieses Satzes ist in der bisherigen Recht- 
sprechung des BVerfG noch nicht geklart und in der Literatur 
umstritten. 

Auch die Wissenschaftsfreiheit kann nicht grenzenlos sein; ein 
Forscher darf sich z.B. bei seiner Tatigkeit, insbesondere bei 
etwaigen Versuchen, nicht über die Rechte seiner Mitbürger auf 
Leben, Gesundheit oder Eigentum hinwegsetzen. Aus den 
gleichen Gründen wie bei der Kunstfreiheit gelten bei der Wissen- 
schaftsfreiheit die in Art. 5 II und Art. 21 GG genannten 
Schranken jedoch nicht, so daG auch etwaige Einschrankungen 
der Wissenschaftsfreiheit nur aus der Verfassung selbst herzuleiten 
sind. Die Konflikte zwischen der Gewahrleistung der Wissen- 
schaftsfreiheit und dem Schutz anderer verfassungsrechtlich 
garantierter Rechtsgüter müssen daher nach MaGgabe der grund- 
gesetzlichen Wertordnung und unter Berücksichtigung der Einheit 
dieses Wertsystems durch Verfassungsauslegung gelôst werden. 

In diesem Spannungsverhaltnis kommt der Wissenschafts- 
freiheit gegenüber den mit ihr kollidierenden, gleichfalls verfas- 
sungsrechtlich geschiitzten Werten nicht schlechthin Vorrang zu. 
Auch ohne Vorbehalt gewàhrte Freiheitsrechte müssen im 
Rahmen gemeinschaftsgebundener Verantwortung gesehen 
werden (vgl BVerfGE 30, 173 - 193 - = NJW 1971, 1645 
mw.Nachw.). 


Die durch die Rücksichtnahme auf kollidierende Verfassungs- 
werte notwendig werdende Grenzziehung oder Inhaltsbestimmung 
kann nicht generell, sondern nur im Einzelfall durch Güter- 
abwagung vorgenommen werden. Dabei muG die Abwagung der 
Wertprinzipien der Verfassung, insbesondere der Bedeutung der 
miteinander kollidierenden Grundrechte, und dem rechtsstaat- 
lichen Grundsatz der VerhaltnismaGigkeit unter Wahrung der 
Einheit des Grundgesetzes Rechnung tragen. Zugunsten der Wis- 
senschaftsfreiheit ist stets der diesem Freiheitsrecht zugrundelie- 
gende Gedanke mit zu berücksichtigen, daG gerade eine von 
gesellschaftlichen Nützlichkeits- und politischen ZweckmaGig- 
keitsvorstellungen befreite Wissenschaft dem Staat und der Ge- 
sellschaft im Ergebnis am besten dient" 

Kein Wort in dieser Wissenschaftsdefinition deutet 
darauf hin, da!3 ein Wissenschaftler sich an den Erkennt- 
nissen irgendeines Gerichtsurteils auszurichten habe. 
Auch deutet kein Wort darauf hin, dal3 die Staats- 
anwaltschaft die Wissenschaftsfreiheit zu beschneiden 
oder aufzuheben habe, sobald sich “Proteste in der 
üffentlichkeit, insbesondere in der Presse” erheben. 
Auch kein Wort darüber, da6 die Staatsanwaltschaft 
einem Wissenschaftler gegenüber die “Verletzung der 
Menschenwürde” unterstellen dürfe, wenn sich über- 
haupt niemand wegen einer solchen “Verletzung der 
Menschenwürde” durch die der üffentlichkeit unter- 
breiteten Schriften beschwert hat. Auch findet sich in 
dieser Définition der Wissenschaftsfreiheit kein Wort 
darüber, da6 es deutschen Staatsanwalten oder Gerich- 
ten obliegt, zu verfügen, was ausliindische Historiker 
aussagen und zu welchen Forschungsergebnissen sie 
kommen dürfen. 

DaS es sich bei dem Buch von Prof. Butz und der 
Schrift von Harwood um ein ernstliches Bemühen zur 
Wahrheitfindung handelt, ist der Gesamtstruktur beider 
Publikationen grundsàtzlich zu entnehmen. Nichts ist 
leichtfertig, nichts mit Emotion oder Übersteigerung 
verfaSt, ailes nach eingehendem Quellenstudium. Beiden 
Autoren ist durchaus “die herrschende Meinung” be- 
kannt. An ihr beginnen beide die Analyse. Wenn von 
einer “Legende” oder einem “Màrchen” der angeblichen 
Ermordung der 6 Millionen geschrieben wird, so mutë 
man — insbesondere einem auslândischen Wissen- 
schaftler — dieses Recht zugestehen, wenn er die Be- 
weise hierfür antritt, auch dann, wenn diese ihn auch nur 
glauben lassen, datë es so sei. Den sich in der Offentlich- 
keit austragenden wissenschaftlichen Dialog gewinnt 
schlieBlich jener, der letztlich die überzeugendsten Be- 
weise pràsentiert hat. An der schlieSlich letzten, auf 
diese Weise angereicherten Erkenntnis mu6 nicht nur der 
Herr Staatsanwalt in Dortmund interessiert sein, sondern 
die j»esamte Menschheit. Daher ist es ein geradezu den 
■geistigen Fortschritt der Menschheit behindernder Akt, 
der an das Mittelalter erinnert, eine solche geistige 
Auseinandersetzung mittels Index und Verbot unter- 
drücken zu wollen. Die Vôlker der Welt sind inzwischen 
ohnehin so zusammengewachsen, datë ein solcher Ver- 
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such in unserem Lande do ch nicht das Ergebnis haben 
kann, wie sich das der Herr Staatsanwalt hier vorstellen 
mag. Demokratie ist immer nur dort zu Hause, wo auch 
die Meinung eines anderen Geltung hat und toleriert 
wird. 


Auschwitz-ProzeB-Urteil 


Doch nun einiges zu dem vom Herrn Staatsanwalt 
herangezogenen richtungweisenden “Beweismittel”, dem 
Auschwitzprozel3-Urteil,das auch dem Oberlandesgericht 
Schleswig im Verfahren gegen Herrn Thies Christopher- 
sen als “Beweismittel” zugrundelag: 


Zunàchst Grundsàtzliches: 

Historische Wissenschaft kann nicht mit juristischen 
Mitteln in ihren Untersuchungsformen und Ergebnissen 
festgeschrieben werden. Politische Prozesse unterliegen 
einer jeweils gerade gültigen, durch die politischen 
Machtverhaltnisse bedingten Gesetzgebung. Und wenn 
schon der Herr Staatsanwalt in Dortmund gegenüber 
dem vergleichsweise doch unbedeutenden “Verlag fiir 
Volkstum und Zeitgeschichtsforschung” in Vlotho auf 
Grund von “Protesten in der üffentlichkeit, insbeson- 
dere in der Presse” tàtig wird, so ist es einleuchtend, 
unter welchem auslàndischen und inlàndischen Druck 
(“insbesondere der Presse”) der Auschwitzprozetë 1963 
zustandekam und unter welchem Druck er bis zu seinem 
Ende geführt wurde. Diese Situation wird besonders 
eindrucksvoll in zwei wesentlichen wissenschaftlichen 
Büchern geschildert: 

a) Dr. Hans Laternser, “Die andere Seite des Auschwitz- 
prozesses”, Stuttgart 1966 (Seewald Verlag) 

b) Dr. Wilhelm Stàglich, “Der Auschwitzmythos”, 
Tiibingen 1979 (Grabert Verlag) 

Es wird hier auf die Vorhaltungen in diesen Büchern 
hinsichtlich nicht korrekter Prozefiführung und hin- 
sichtlich nicht korrekter rechtlicher Grundlagen ver- 
wiesen. Um Wiederholungen zu den in diesen Büchern 
gemachten Aussagen zu vermeiden, sei nur folgendes als 
grundlegend angeführt: 


Der AuschwitzprozeB fand im Rahmen einer Ge- 
setzesordnung statt, die nur die einseitige Rechtsver- 
folgung von Kriegsverbrechen gegen Deutsche zulieS und 
Kriegsverbrechen anderer, auch dann, wenn sie in Wech- 
selbeziehung zu deutschen Kriegsverbrechen standen, 
negierte und keinerlei Aufklàrungs- oder Strafver- 
folgungszwang unter warf. 

Das Gericht war in seiner Urteilfindung nahezu aus- 
schlietèlich angewiesen auf Zeugen und Sachverstàndi- 
gengutachten der Herren des offiziôsen, wenn nicht offi- 
ziellen und damit parteilichen, sprich an der Strafver- 
folgung interessierten, Instituts für Zeitgeschichte in 
München. Was die Zeugen anbetrifft, so konnten die 
meisten weder als unbefangen noch unbeeinfluftt 
gelten, da sie den von ihrer Staatsregierung ihnen auf- 
erlegten Zwàngen unterlagen (was insbesondere auf 
sàmtliche Ostblock-Zeugen zutrifft). Und was die Sach- 
gutachter anbetrifft, so sind ihre Aussagen wissen- 
schaftlich zu analysieren, da diese Sachgutachten in den 
beiden Bânden 

“Anatomie des SS-Staates” ,Freiburg 1965, hrsg. v. Hans 

Buchheim, Martin Broszat, Hans-Adolf Jacobsen und 

Helmut Krausnick 

verôffentlicht worden sind. 

Diese Sachgutachter haben Ihre Gutachten zu einem 
erheblichen Teil auf damais vôllig neue und bislang 
unbekannte sog. Nürnberg-NO-Nr.-Dokumente gestützt, 
deren Echtheit seinerzeit für einen normalen Historiker 
nicht überprüfbar war und erst seit jüngster Zeit 
überprüfbar ist. Ich persônlich bin diesen Dokumenten 
nachgegangen und habe festgestellt, da6 diesen Sachgut- 
achtern lediglich Fotokopien von “Abschriften von 
alliierten Originalen” zur Verfügung standen, also noch 
nicht einmal Faksimilefotografien. Ich bin darüber 
hinaus in der Lage, nachzuweisen, und zwar mittels 
Schriftwechsel mit dem Staatsarchiv in Nürnberg als 
auch dem Bundesarchiv in Koblenz, datë bis zum Jahre 
1976 — also noch 12 Jahre spàter, nachdem jene 
Sachgutachten dem Auschwitzprozeft vorlagen! — kein 
einziger in- oder auslandischer Historiker, Wissenschaft- 
ler oder wer auch immer sich überhaupt bemüht hatte, 
sich nach den Originalen zu erkundigen, geschweige 
denn sie auf ihre Echtheit hin zu überprüfen! 

Selbst die offiziellen Institute wissen nicht, wo sich 
diese “Dokumente” überhaupt befinden und wie sie in 
ihrer originalen Version aussehen! 

Beweis: 

Meine Verôffentlichung 

"Udo Walendy, “Die Methoden der Umerziehung”, 
Richmond/England - Vlotho 1976, S. 34 ff, bzw. der 
dieser Verôffentlichung zugrundeliegende originale 
Schriftwechsel. 
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Faktum ist, daB somit weder die Sachverstândigen 
des Instituts fiir Zeitgeschichte die wesentlichen Doku- 
mente, die sie ihren Gutachten zugrundegelegt haben, 
auf ihre Echtheit hin überprüft haben, noch daB das 
Gericht dies anschlieBend getan hâtte. 

Das heiBt, daB das Gerichtsurteil im AuschwitzprozeB ge- 
fâllt worden ist auf Grund 

a) z. T. zweifelhafter Zeugenaussagen, 

b) ungeprüfter Sachgutachten, die in wesentlichen Teilen 
auf Grund gar nicht im Original eingesehener und 
geprüfter Dokumente verfaBt worden waren, 

c) ohne Môglichkeit des Gerichts, einen unverànderten 
Tatort inspizieren zu kônnen, 

d) “ohne Funde” (vgl. die genannte Schrift “Die Metho- 
den der Umerziehung” s. 30 ff) 

e) auBerordentlich massiver auBenpolitisch nicht negier- 
barer Einwirkungen mit vorgefaSter “ôffentlicher 
Meinung”, — “insbesondere in der Presse”, 

f) der bereits erwàhnten einseitigen Rechtsgrundlage, 

g) der normalen rechtsstaatlichen Verhaltnissen ebenfalls 


widersprechenden Aufhebungen der Verjàhrungs- 
grundsàtze. 

Die Siegermachte hatten im Jahre 1945 im Londoner 
Statut, das zur “neuen Rechtsgrundlage” fiir das Nürn- 
berger Verfahren gegen die “Hauptkriegsverbrecher”, 
bzw. die Besiegten erklàrt wurde, nicht nur verfiigt, daB 
“historisch allgemein bekannte Tatsachen, nicht im ein- 
zelnen überprüft werden dürfen, sondern von Amts 
wegen zur Kenntnis zu nehmen sind” (Art. 21), sondern 
darüber hinaus auch, — und zwar in nachfolgenden, 
insbesondere Kontrollrats-Gesetzen — daB die nachfol- 
genden Militàrgerichte ebenfalls an diese gleichen “Er- 
kennntis-findungs-MaBstàbe” gebunden waren. Selbst 
dort jedoch findet sich keine gleichlautende Reglemen- 
tierung für die Geschichts- oder sonstige Wissenschaft. 

Eine dem "Londoner Statut” vom 8.8.1945 analoge 
Erklàrung irgendeiner führenden bundesdeutschen 
Instanz — selbst wenn man einmal vom Gesetzgeber 
absieht —, hinsichtlich des Urteils oder der Erkenntnisse 
des Auschwitzprozesses 1963-1965, ist nicht bekannt. 


Zeugen als Beweismittel in NSG-Verfahren 


Was den Zeugenbeweis anbetrifft, so hat sich der 
durchaus nicht als unabhangig und objektiv einzustufen- 
de Leitende Oberstaatsanwalt der “Zentralen Stelle der 
Landesjustizverwaltungen zur Aufklàrung national- 
sozialistischer Verbrechen” in Ludwigsburg, Adalbert 
Rückerl, in seiner Schrift 

“Die Strafverfolgung von NS-Verbrechen 1945-1978”, 

Heidelberg/ Karlsruhe 1979 (C.F. Müller Juristischer 

Verlag) auf S. 87 und 90 wie folgt geàuBert: 

"Die Schwurgerichte sind deshalb gezwungen, ihre Entschei- 
dungen praktisch allein auf den Zeugen- und Urkundenbeweis zu 
stützen..." (S. 87) 

"Schriftliche oder fotografische Beweisstücke, die unabhangig 
von anderen Beweismitteln den ëuBëren Ablauf einer strafbaren 
Handlung ausreichend genau wiedergeben und dazu noch eine 
zuverlëssige Identif izierung des Taters und die Beurteilung seiner 
inneren Einstellung zur Tat gestatten, gibt es kaum. Das bedeutet, 
daB in NS-Prozessen ein Dokumentenbeweis allein praktisch nicht 
zu führen ist. Auf das hinsichtlich seiner objektiven Zuverlëssig- 
keit fragwürdigste Beweismittel, den Zeugen, kann trotz der noch 
stândig steigenden Zahl der urkundlichen Beweisstücke auch in 
Zukunft nicht verzichtet werden. 

Den absolut objektiven, d.h. den unabhangigen und vorurteils- 
losen Zeugen, der mit volltauglichen Sinnen einen Vorgang 
wahrnimmt, in seinem Gedëchtnis speichert und ihn schlieBlich 
noch nach langer Zeit fehlerfrei wiedergeben kann, gibt es nicht. 
Zu den schwersten Aufgaben eines Gerichts gehôrt es immer 
noch, den objektiven Wahrheitsgehalt einer Zeugenaussage zu 
beurteilen. Gemessen an anderen Strafverfahren sind die Schwie- 
rigkeiten in IMS-Prozessen um ein vielfaches grôBer, da dort kaum 
jemals sogenannte "neutrale" Zeugen zur Verfügung stehen." (S. 
90) 


"Ein in der Sache durchaus engagierter Untersuchungsrichter, 
der 1974 in Australien eine grôBere Anzahl von Zeugen ver- 
nommen hatte und dabei zunëchst über deren geringes Erinne- 
rungsvermôgen verwundert war, ëuBerte sich dazu in einem 
Bericht an seinen Landesjustizminister so: 

'Ich habe mir nach der Vernehmung von mehr als 20 Personen 
aller Altersgruppen selbst die Frage gestellt nach dem Gegensatz 
dieser Aussagen zu denen von ehemaligen Hëftlingen, die heute in 
Deutschland, Polen und Israël leben und die sich — jedenfalls 
einige - noch sehr gut an gewisse Vorfëlle in allen wichtigen 
Einzelheiten erinnern kônnen 

Der eigentliche Wert der Reise lag für mich in der vollen 
Erkenntnis der Fragwürdigkeit der Ermittlungen zum gegenwërti- 
gen Zeitpunkt, insbesondere bezüglich überseeischer Zeugen. 
Hëtte ich nicht selbst den Vernehmungen beigewohnt, ... so hëtte 
ich mir die inhaltlich dürftigen Protokolle, die zum groBen Teil 
noch Unwesentliches enthalten, nur durch die mangelnde Erfah- 
rung der Konsuln in NSG-Sachen erklëren kônnen.' " (S. 96) 

Was hier für das Jahr 1974 angesprochen wurde, gilt 
gleichermaBen für die Jahre des Auschwitzprozesses 
(1963-1965). 

Speziell zu den Zeugen im Auschwitz-ProzeB hat sich 
Verteidiger Dr. Hans Laternser in seinem Buch “Die 
andere Seite des Auschwitz-Prozesses” wie folgt ge- 
àuBert: 

"Dieses Einstehenmüssen für die Richtigkeit der Aussage wird 
bei den auslëndischen Zeugen praktisch gënzlich ausgeschaltet. 
Die Zeugen kommen, sagen aus, reisen wieder ab und kônnen — 
falls sich die Unrichtigkeit ihrer Aussage herausstellen sollte - 
nicht belangt werden, ja sie werden von der Staatsanwaltschaft 
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noch nicht einmal in Anspruch genommen, selbst wenn es bei der 
Aussage schon feststeht oder vielleicht auch nur wahrscheinlich 
ist, dalS sie falsche Angaben gemacht haben. Irgendeine IMach- 

prüfung findet nicht statt und ich hatte den Eindruck, daG sich 

die Zeugen dieser sicheren Position durchaus bewuGt waren...." 
(S. 157) 

"Vor seiner Ausreise wurde der Zeuge jeweils mehrere Male in 
das Justizministerium bestellt, durchschnittlich zwei- bisdreimal, 
bisweilen jedoch vier-, fünf-, sechs-, siebenmal und bis elf Tage 
Aufenthalt in Warschau, für deren erhebliche Kosten nebst Ver- 
dienstausfall und Tage- und Übernachtungsgelder die Gerichts- 
kasse in Deutschland in Anspruch genommen wurde....'' (S. 158) 

"Der polnische Justizminister hat also eine sachgemaGe Auf- 
klarung abgelehnt. Wenn schon der polnische Justizminister keine 
Bedenken gehabt hat, die Vernehmung von Entlastungszeugen mit 
der jedenfalls für Rechtsstaaten nichtssagenden — oder vielmehr 
vielsagenden - Begründung, sie sei provokatorisch, ablehnt, und 
dies sogar offen tut, dann ist mit Sicherheit der SchluG zulassig 
anzunehmen, daG in allen Fâllen, in denen sich Entlastungszeugen 
bei ihm gemeldet haben sollten, er durch Verweigerung der 
Ausreiseerlaubnis eine Vernehmung verhindert haben wird." (S. 
160) 

"Ich bin sogar in der Lage, nachzuweisen, daG jeder Zeuge erst 
nach gründlicher Filtrierung seiner Aussage die Môglichkeit er- 
halten hat, nach Deutschland auszureisen: In Warschau haben 
namlich Vorvernehmungen im polnischen Justizministerium 
stattgefunden." (S. 160) 

"Man hat also dadurch Gelegenheit zu sehen, und zwar an 
diesem Beispiel mit besonderer Eindringlichkeit, daG die sowjet- 
zonalen Stellen an der Wahrheitfindung selbst einfach nicht 
interessiert sein kônnen." (S. 171) 

"Wenn Sie ail das berücksichtigen — insbesondere aber auch 
das erwagen, was sich zwischen den Zeugen selbst abgespielt hat 
und das Sie nie werden feststellen kônnen -, daG diese Zeugen nie 
eine Verantwortung für ihre Aussagen zu tragen haben werden, 
dann zeigt dieser ProzeG erneut mit besonderer Eindringlichkeit, 
daG man auf Zeugenaussagen als den schlechtesten Beweismitteln 
in Prozessen dieser Art so gut wie nichts mehr geben kann, 
insbesondere nach dem Ablauf von zwanzig Jahren." S. 355) 

"Ich habe jedenfalls nur ganz vereinzelte Versuche eines 
einzigen der vier Vertreter der Staatsanwaltschaft in dieser Haupt- 
verhandlung feststellen kônnen, die tatsachlich auch einmal zu- 
gunsten der Angeklagten sprechenden Momente ermitteln sollten, 
obwohl § 160 Abs. Il StPO klar und eindeutig vorschreibt, daG 
die Staatsanwaltschaft nicht nur die zur Belastung, sondern auch 
die zur Entlastung dienenden Umstande zu ermitteln und für die 
Erhebung der Beweise Sorge zu tragen hat." (S. 268) 

"Ich bin der Meinung, daG uns so ein Schritt — wie z.B. die 
sogenannte Verjahrungsverlangerung oder vielmehr die willkür- 
liche Verlegung des Beginns der Verjahrungsfristen - jeweils um 
einige Jahrzehnte in der Rechtsentwicklung zurückwirft. 

Was nützen uns eine hochentwickelte Gesetzgebung und 
Rechtsprechung auf zivilrechtlichem Gebiet, wenn in den groGen 
Rechtsfragen, die in der Ôffentlichkeit einen MaGstab für unser 
Rechtsdenken zeigen oder zeigen kônnten, nicht rein rechtliche 
Gesichtspunkte entscheiden, man vielmehr angstlich nach dem 
Ausland schaut - und dann schlieGlich noch bestreitet, nach dem 
Ausland und dessen Meinung Ausschau gehalten zu haben? " ( S. 
268/269) 


"Unter den sechs Geschworenen waren zwei Manner und vier 
Frauen. Bei der Urteilsverkündung weinten aile vier weiblichen 
Geschworenen, als der Vorsitzende davon sprach, in welch' 
hohem MaGe die Richter beansprucht gewesen seien." (S. 356) 

Es mag hier genügen, weiteres aus dem Buch des 
Verteidigers Dr. Hans Laternser “Die andere Seite des 
Auschwitzprozesses” anzufühn n. Diese wenigen Zitate 
und die anderen Hinweise von mir mogen aber zu- 
mindest das eine deutlich machen, dalS man eine inter- 
nationale wissenschaftliche Geschichtsschreibung nicht 
auf das Auschwitz-Prozefi-Urteil verpflichten oder kraft 
Beschlagnahmeaktionen kritischer Bûcher verhindern 
kann. 

Das historische Verdienst, dies erstmals und dann 
sogleich in Ausdehnung auf die historische Wissenschaft 
versucht zu haben, gebührt dem Herrn Leitenden Ober- 
staatsanwalt Jordan aus Dortmund mit seinem ver- 
fahrensgegenstàndlichen Antrag auf Beschlagnahme 
wissenschaftlicher Literatur. 

Im übrigen ist mir nicht bekannt, da!3 Dr. Hans 
Laternser wegen seiner kritischen Untersuchung des 
Auschwitzprozesses und -urteils und “abweichender 
Meinung” unter Berufung auf § 130 StGB wegen 
“Volksverhetzung” einer Strafverfolgung ausgesetzt 
worden war. 


Technische Untersuchungen 

In der Schôffengerichtsverhandlung, Frankfurt/M 
(Geschz. 50 Js 12 828 / 79 919 L) erklârte der Leiter 
des Instituts für Zeitgeschichte in München, Prof. Dr. 
Martin Broszat als Sachverstàndiger: 

"Die 6 Millionen sind eine syrnbolische Zahl!" 

Am 13.4.1978 erklârte die Sachverstiindige des Insti- 
tuts für Zeitgeschichte in München, Frau Dr. Ino Arndt, 
in einem StrafprozeB gegen den Verleger Klaus Huscher 
vor dem Nürnberger Landgericht auf die Frage, ob sie 
jemals technische Untersuchungen dariiber angestellt 
habe, wie die Vergasung von 2,9 Millionen Menschen 
einschlieBlich Beseitigung aller Spuren technisch im 
einzelnen durchgeführt worden sei und überhaupt tech- 
nisch môglich war: 

"Technische Untersuchungen habe ich nicht angestellt, ich bin 
_ keine Technikerin." 

Eine analoge Aussage machte der ehemalige Leiter 
des Instituts für Zeitgeschichte in München, Dr. Helmut 
Krausnick, im Werner-Prozetë in Nürnberg, Sommer 
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1979. Hieraus ergibt sich, dal3 solche technischen Unter- 
suchungen weder wâhrend des Auschwitz-Prozesses noch 
davor durchgeführt worden waren, was auch dem dies- 
bezüglichen Urteil zu entnehmen ist. 

Es gibt jedoch kein Gesetz in der Bundesrepublik 
Deutschland, das technische Untersuchungen dieser Art 
oder auch daraus zu ziehende wissenschaftliche SchluB- 
folgerungen verbietet. 

Sollte es sich im anhàngigen Verfahren als erforder- 
lich erweisen, das Urteil im Frankfurter Auschwitz- 
ProzeB einer ins einzelne gehenden wissenschaftlichen 
Analyse zu unterwerfen, so bin ich gern bereit, diese 
nachzureichen, sofern mir die Staatsanwaltschaft Straf- 
freiheit für solches Tun, d.h. für Analyse und Kritik 
jenes Gerichtsurteils zusichert, was sie ja Prof. Butz und 
Richard Harwood gegenüber offensichtlich zu ver- 
weigern scheint. 


Einzelvorwürfe 

Nun zu einigen konkreten inhaltlichen Vorhaltungen 
der Staatsanwaltschaft Dortmund: 

Auf S. 2 der staatsanwaltschaftlichen Antragsschrift 
heiBt es ohne jegliche Beweisführung: 

"Beide Schriften haben volksverhetzenden Charakter, indem 

sie u. a. die in Deutschland lebenden Juden für die angeblichen 

Greuellügen verantwortlich machen, wobei sie diesen unterstellen, 
die Greuellügen erfunden zu haben, um Wiedergutmachungs- 
leistungen zu erlangen." 

Auf S. 6 wird Harwood zitiert mit folgender Aussage: 

"Soweit es das jüdische Volk selbst betrifft, hat diese Irre- 
führung einen unschatzbaren Wert. Jede erdenkliche Rasse und 
jedes Volk hat seinen Anteil an dem Leiden des Zweiten Welt- 
krieges, aber niemand hat diese so erfolgreich ausgebeutet und 
diese zu einem so grolîen Vorteil umgewandelt. Der angebliche 
Umfang ihrer Verfolgung liefc schnell die Sympathien für das 
jüdische, nationale Heimatland, das die Juden so lange ersehnt 
hatten, wachsen. Die britische Regierung tat nach dem Kriege 
wenig, um die Einwanderung der Juden nach Palastina zu verhin- 
dern, obwohl sie diese für illégal erklàrt hatte, und es dauerte 
nicht lange, bis die Zionisten der britischen Regierung Palastina 
entrungen hatten und ihren Staat Israël gründeten...." 

Aus diesem Zitatenvergleich ergibt sich: 

1. ) Nicht mit einem Wort sind “die in Deutschland 

lebenden Juden” erwàhnt. 

2. ) Nicht mit einem Wort ist erwàhnt, daB Greuellügen 

erfunden worden sind, “um Wiedergutmachungs- 
leistungen zu erlangen”. Im Gegensatz hierzu wurde 
ja deutlich behauptet, daB es “dem jüdischen Volk” 
bzw. “den Zionisten” daran gelegen war, mit Hilfe 
dieser von ihnen “so erfolgreich ausgebeuteten” 
Thematik ihren gewünschten Staat Israël zu er- 
kâmpfen, — gegen harten Widerstand u.a. der briti- 
schen Regierung. 


Somit ist bereits hiermit ein einziger Satz des Herrn 
Staatsanwaltes zweifach widerlegt mit Hilfe eines von 
ihm selbst angeführten Zitates, dessen Inhalt er selbst als 
volksverhetzend geiBelt. Wenn somit bereits die 
“Fàlschung von Tatsachen” volksverhetzend und straf- 
bar sein soll, so ist ernstlich zu überlegen, ob nicht ich 
als der in diesem Verfahren Hauptbetroffene in Verfol- 
gung meines Rechtes auf Wiederherstellung meiner Men- 
schenwürde klageberechtigt gegenüber dem Herrn Staats- 
anwalt bin. 

Bei der Durchsicht der umfangreichen, der Harwood- 
Schrift entnommenen Zitate ist es schwierig, einen für 
den Vorhalt der “Volksverhetzung” belangvollen Text 
herauszufinden, so daB es zweckmàBiger erscheint, 
zumal die Staatsanwaltschaft keine konkreten Gegen- 
beweise für die “Fàlschung” durch Harwood liefert, die 
kurzgefaBten Resümees der Staatsanwaltschaft wieder- 
zugeben. 

Diesen Resümees zufolge wird für volksverhetzend 
und somit strafwürdig bezeichnet: 

a) (S. 8 der Antragsschrift) “Auf den folgenden Seiten 
wird zu begründen versucht, dal3 es eine Massenver- 
nichtung nicht gegeben habe.” 

b) “Der Autor stellt vielmehr besondere Anstrengungen 
der Reichsregierung zum Schutze der Juden heraus.” 

c) "Der Begriff der Endlôsung wird dahingehend inter- 

prcticrt, daB damit die vollstàndigc Aussicdlung der 
Juden aus dem Reichsgcbict gcmeint ist." (S. 9) 

d) “Das Konzentrationslager wird ausschlieBlich als 
Arbeitslager beschrieben, in dem es keine Vergasun- 
gen gegeben habe.” (S. 12) 

e) “Der Autor versucht auch nachzuweisen, dal3 in den 
Konzentrationslagern menschliche Bedingungen ge- 
herrscht hàtten.” (S. 12) 

f) “Ferner hàtten die Hâftlinge unter àrztlicher Aufsicht 

gestanden und seien im Krankheitsfalle ins Kranken- 
revier verbracht worden.” (S. 12) 

g) Die Behauptung über die Verquickung eines aufge- 
bauschten vôlkischen Leides mit arglistiger geldlicher 
Entschàdigung wird Harwood vorgehalten. 

Prüft man diese Vorwürfe im einzelnen, so darf nach 
Auffassung der Staatsanwaltschaft Dortmund niemand, 
also auch kein Wissenschaftler, auch kein Auslànder eine 
solche Thematik abhandeln, sich zu solchen Einzelheiten 
àuBern, auch dann nicht, wenn sie sachlich richtig sein 
sollten. Nicht in einem einzigen Fall hat der Staatsan- 
walt den Beweis geführt, daB diese Aussagen sachlich 
falsch sind. DaB die Geschichte freilich viel, viel umfang- 
reicher ist, als daB sie in einer kleinen Broschüre wie der 
von Harwood überhaupt abgerundet erfaBt werden kann, 
steht dabei auf einem anderen Blatt. Niemand hat bisher 
ein Gesetz geschaffen, daB es Wissenschaftlern nur er- 
laubt ist, etwas zu veroffentlichen, was aile Einzelheiten 
eines geschichtlichen Zusammenhanges zu schildern 
habe, andernfalls es der Volksverhetzungsanklage an- 
heimfiele. Eine solche Forderung wàre von keinem 
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einzigen Menschen zu erfüllen. DaB aber ein auslàndi- 
scher Historiker das Recht haben mufi, etwas zu er- 
wàhnen und zu publizieren, was andere nicht tun, auch 
dann nicht tun, wenn es wahr ist, dürfte doch wohl 
durch die Grundrechte auch in der Bundesrepublik 
Deutschland gesichert sein. 

In diesem Zusammenhang sei der Herr Staatsanwalt 
gefragt, wie er die in den Punkten a-g erhobenen Vor- 
würfe in Einklang bringt mit nachfolgendem Zitat: 

“Das Zensurverbot und die Grundrechte der freien Meinungs- 
aufterung, Meinungsverbreitung, der Informations-, Presse-, Film- 
und Rundfunkfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG) sind für einen freiheit- 
lichen, sozialen, demokratischen Rechtsstaat (Art. 20 GG) kon- 
stituierend und unverzichtbar (BVerfGE 20, 175)." 

Der Herr Staatsanwalt môge sich bitte auch zu 
nachfolgenden Zitaten àuBern, die dem Buch 

Nahum Goldmann, “Das jüdische Paradox”, 
Kôln/Frankfurt 1978, Europàische 

Verlagsanstalt 
entnommen sind: 

"Es (ist) auch zu unterstreichen, daB das Ghetto historisch 
gesehen eine jüdische Erfindung ist. Es ist falsch zu behaupten, 
daB die Gojim die Juden gezwungen haben, sich von der übrigen 
Gesellschaft zu trennen..."(S. 96) 

"Ich glaube sogar, daB die Massen dumm sind... 

Wenn ich also kann, vermeide ich es, Menschen um Rat zu 
fragen, und ziehe es vor, meine Organisation vor vollendete 
Tatsachen zu stellen. Man hat oft gesagt, daB Goldmann der 
Diktator des Jüdischen Weltkongresses war: ein wenig stimmt es 
schon..."(S. 156) 

"Als Prasident der grôBten jüdischen Organisation verfügte ich 
über riesige Budgets, über Hunderte von Millionen Dollar und 
leitete Tausende von Angestellten. Dies ailes, ich betone es erneut, 
im Rahmen des internationalen Judentums und nicht in dem eines 
Staates...." (S. 150) 

"... darf man nicht vergessen, daB die sowjetische Regierung 
Hunderttausenden unserer Brüder das Leben gerettet hat, als sie 
ihnen die Môglichkeit gab, den Nazis zu entkommen...." (S. 231) 

"Aber 1945 gab es an die 600.000 jüdische KZ-Überlebende, 
die kein Land aufnehmen wollte...." (S. 263) 

"Ich will Ihnen jetzt von zwei Episoden berichten, die zum 
Kapitel 'Wie verdient man Millionen, indem man Geschichten 
erzahlt,gehôren! ..." ( S. 180) 

"Wahrend des Krieges hatte der Jüdische WeltkongreB in New 
York ein Institut für jüdische Angelegenheiten geschaffen, dessen 
Sitz heute in London ist... Nach ihren Planen wurden zwei absolut 
revolutionare Ideen entwickelt: Das Nürnberger Gericht und die 
deutsche Wiedergutmachung.... 

Die andere Idee des Instituts war, daB Deutschland nach seiner 
Niederlage bezahlen müBte.... Den SchluBfolgerungen des Instituts 
zufolge hatten zuerst die Personen entschadigt werden müssen, die 
durch die Nazis Hab und Gut verloren hatten. Andererseits, 
würden die Deutschen, so hofften wir, auch dem jüdischen Staat 
nach dessen Gründung eine Entschadigung zahlen, um den Über-' 
lebenden einen neuen Start zu ermôglichen. Dieser Gedanke 
wurde zum ersten Mal wahrend des Krieges auf einer Konferenz in 
Baltimore geauBert. 

Nach Beendigung des Nürnberger Prozesses wurde das Problem 


der Entschadigung erneut ins Auge gefaBt. Mehrere jüdische 
Führer versuchten, mit Adenauer Verbindung aufzunehmen, aber 
die meisten ihrer Vorschlage waren geradezu lachhaft. Eine 
Organisation schlug ihm vor, zwanzig Millionen Deutsche Mark zu 
bezahlen: inzwischen müssen die Deutschen, den mit mir ausge- 
handelten Vereinbarungen entsprechend, insgesamt achtzig Milli- 
arden Deutsche Mark zahlen..." (S 166-168). 

Es liegt mir nicht daran, diese Thematik auszuweiten, 
aber dennoch scheinen die soeben erwàhnten Zitate 
notwendig, um das anhângige Verfahren mit einiger 
unbefangener Sachkenntnis anzureichern. Dies erscheint 
um so notwendiger, als der Herr Staatsanwalt bereits 
Ausführungen für strafwürdig hait, die weltweit làngst 
zur “gesicherten Erkenntnis” gehôren, selbst dann, wenn 
sie im AuschwitzprozeB nicht berücksichtigt worden 
sind. 

Vergleicht man nur einmal die vom Staatsanwalt auf 
S. 23 gegen Prof. Butz inkriminierten Zitate mit der 
AuBerung von Nahum Goldmann, "wie man mit Ge- 
schichten erzahlen Millionen verdient" ( so wundert man 
sich als deutscher Steuerzahler allenfalls darüber, wes- 
halb nicht Strafverfahren wegen Betruges gegen ganz 
andere Leute angestrengt werden; stattdessen wird jener 
einem Beschlagnahmeverfahren seiner Schriften ausge- 
setzt, der einen sachlichen Zusammenhang zwischen 
wirklichen sowie angeblichen Kriegsverbrechen und den 
auf sie bezogenen Wiedergutmachungsleistungen analy- 
siert und andere SchluBfolgerungen zieht! 

DaB “ein Bezug zwischen der angeblichen Greuel- 
propaganda und Entschadigungsleistungen an Juden her- 
gestellt wird”, kann doch wohl nicht strafbar sein, wenn 
dieser Sachzusammenhang richtig ist und Nahum Gold- 
mann ihn in seinem Buch “Das jüdische Paradox” selbst 
bestàtigt! Wo bliebe hier das “gleiche Recht für aile”? 

Sicher ist es zweckmàBig, Herrn Nahum Goldmann 
als Zeuge in diesem Verfahren zu laden, damit er darüber 
nahere Auskunft geben kann. welcher Art die “Ge- 
schichten” waren, mit deren Erziihlung er im Gegensatz 
zu seinen anderen Glaubensbrüdern, die mit 20 Millio- 
nen DM zufrieden waren, “80 Milliarden DM” ausgehan- 
delt hat! 

Bei allem guten Willen, wirklich konkret saehlich 
ailes durchzuarbeiten, was der Herr Staatsanwalt gegen 
Prof. Butz als inkriminierend ins Feld führt, von S. 13, 
bzw. 14 - 24, fehlt mir jeder Ansatzpunkt, den Inhalt 
strafrechtlich zu verteidigen. 

Wenn sich im übrigen ein auslàndischer Professor die 
langjàhrige Arbeit macht, zu untersuchen, ob die Holo- 
-eaust-Thematik saehlich im allgemein geschilderten 
MaBe zutrifft oder nicht, so sollten wir Deutschen, 
gleichermaBen doch aber die Juden dafür auBerordent- 
lich dankbar sein. Wir Deutschen, weil unser Volk von 
einer auch aile künftigen Generationen belastenden 
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moralischen Disqualifizierung befreit wird und zu einer 
gleichen Rechtsposition als Volk neben anderen Vôlkern 
zurückfindet, und die Juden, weil sie für jeden ihrer 
Angehôrigen dankbar sein müGten, der das Grauen des 
Zweiten Weltkrieges überlebt hat. Der genau gegenteilige 
Eifer der Staatsanwaltschaft Dortmund dient weder dem 
deutschen noch dem jüdischen Volk, denn er verstàrkt 
die Gegensâtze, die eine sachliche Aussôhnung ver- 
hindern, anstatt dazu beizutragen, diese Gegensâtze ab- 
zubauen. Will man aber diese Gegensâtze abbauen, dann 
muG allen Menschen gleiches Recht gewâhrt werden, es 
raulJ jeder das Recht haben, historische Sachverhalte so 
zu analysieren, wie er das für sachbezogen richtig hâlt, 
und muG auch Lügen abwehren und sie auch als solche 
bezeichnen dürfen, auch dann, wenn einige opportune 
Karrieristen “insbesondere in der Presse” oder Zeitungs- 
inhaber dagegen “protestieren”. Zu dieser Gleichheit des 
Rechts gehort ebenfalls, daG wir Deutsche uns unter 
gleichen Voraussetzungen als beleidigt fühlen und gegen 
Verunglimpfungen wehren kônnen, wie das bestimmte 
andere Gruppen dürfen. Der Herr Staatsanwalt wird 
wissen, daG “die Gleichheit dieser Voraussetzungen” 
heute nicht gewàhrleistet ist. Dies darf aber nicht dazu 
fiihren, diese Ungleichheit noch durch ungebührliche 
Ausweitung eines Ermessensspielraumes auszuweiten. 

Ich halte es also z.B. für absurd, Herrn Prof. Butz 
Volksverhetzung vorzuwerfen, wenn er, wie auf Seite 23 
der Antragsschrift ihm vorgehalten, schreibt, daG das 
Luxemburger Abkommen von 1952 als einmalige Zah- 
lungsverpflichtung von 3 Milliarden DM an Israël im 
Zeitraum von 12 Jahren gedacht war, doch es Tür und 
Tor für unentwegt fortdauernde Zahlungen offnete, 
wâhrend Nahum Goldmann selbst 80 Milliarden DM als 
bereits im Jahre 1979 gezahlt offentlich zugibt. 

Ein weiteres Beispiel: Wie sollte ich in dem anhângi- 
gen Verfahren zu der Vorhaltung Stellung nehmen (S. 
19 der Antragsschrift), wo es heiGt: 

"9. Ein Zusatz des Übersetzers: Beachtlich für die Übersetzung 
des gesamten Sachverhaltes erscheint es, dali das deutsche Wort 
'Entwesung' mit dem englischen Ausdruck 'extermination' iden- 
tisch ist, ein Ausdruck jedoch, der, rückübersetzt, wiederum auch 
mit 'Vernichtung' absolut gleichzusetzen ist. Macht man im 
Deutschen hier eine klare begriffliche Einengung auf Ungeziefer — 
Seuchentrager —, so ist dies im Englischen nicht der Fall, so daG 
mit der Verwendung des Begriffes 'extermination' die 'Vernich- 
tung von Menschen' propagandistisch leicht suggeriert und glaub- 
haft gemacht werden kann." 

Sachlicher kann man doch gar keine wissenschaft- 
liche Untersuchung führen, als schon auf unterschied- 
liche Sprachbegriffe aufmerksam zu machen, die von der 
Begriffsdefinition her zu falschen Deutungen und über- 
setzungsfehlern AnlaG geben (kônnen)! 

Wie gesagt, dies ist nur ein Beispiel nicht nur für die 
ganze Seite 19, sondern für nahezu aile vorgetragenen 
Zitate, aus denen nicht ersichtlich oder seitens des 
Herrn Staatsanwaltes dargetan ist, was hier “Volksver- 
hetzung” sein soll. 


So weiG ich nicht, was dabei “volksverhetzend” sein 
soll, wenn Prof. Butz in seiner umfangreichen Analyse 
erwâhnt, daG schon der Talmud von ungeheueren Massa- 
kern an Juden durch die Rômer berichtet und Talmud- 
Gelehrte eine Rolle in dem Betrug spielen. Bekanntlich 
gibt es keine historischen Zeugnisse anderer Art über 
jene im Talmud verzeichneten Ereignisse. Wenn es also 
betrügerische Geschichten sind, liegt es etwa nahe, daG 
Nicht -Juden die Verfasser waren? Man darf doch auch 
die Bibel analysieren, warum denn bloG den Talmud 
nicht? Welches Gesetz verbietet das? Und wenn Prof. 
Butz nachweist, daG aile 5 führenden Vernichtungs- 
mythologen Juden sind, also an der Legende bzw. 
Thematik Interessierte, so würde doch ein jeder Richter 
bei der Untersuchung zum Streitgegenstand stehender 
Behauptungen sich danach erkundigen, ob derjenige, der 
eine solche streitgegenstândliche Behauptung aufstellt, 
daran interessiert ist oder sie als Unbefangener aufstellt. 
Warum soll das für Prof. Butz “volksverhetzend” sein? 

Ich bin gern bereit, die einzelnen von Herrn Prof. 
Butz oder auch von Richard Harwood als inkriminierend 
hervorgehobenen Zitate noch weitergehend zu sezieren, 
wenn der Herr Staatsanwalt bereit ist, im einzelnen 
darzutun, was konkret an welchen Sâtzen “volks- 
verhetzenden” Charakter haben soll. Ich kann das nicht 
feststellen. 

Bleibt noch zu erwàhnen, daG die umfangreichen 
Geschichtsdarlegungen des Herrn Oberstaatsanwaltes, 
die er dem Auschwitz-Urteil entnommen hat, angefan- 
gen vom Parteiprogramm der NSDAP über die Verord- 
nung des Reichsprâsidenten zum Schutze von Volk und 
Staat 1933 (S. 26 bis weitgehend S. 33) bis Kriegs- 
beginn, keine Widerlegung von Butz oder Harwood 
bedeuten. 

Würde man beispielsweise aus dem Parteiprogramm 
der NSDAP, in dem es hieG, daG die Juden praktisch nur 
als Gast in Deutschland leben dürften oder sollten, 
schluGfolgern, daG hiermit ein Beweis erbracht sei, daG 
schon frühzeitig an dieser Aussage eine Vergasungs- 
absicht abzulesen gewesen sei, so sollte uns nicht wun- 
dern, wenn im Jahre 2000 bei geânderten politischen 
Verhâltnissen ein deutscher Staatsanwalt unter Hinweis 
auf die in der Bundesrepublik Deutschland 1979 durch- 
geführte Gastarbeiterpolitik ebenfalls Beweise für eine 
Vergasungsabsicht ableiten würde. Genau so abwegig wie 
Herr Oberstaatsanwalt Jordan diesen Vergleich halten 
wird, so abwegig halte ich es, jenen Passus des NSDAP- 
Parteiprogramms Herrn Prof. Butz sozusagen als “Gegen- 
beweis” für seine Darlegungen entgegenzuhalten. 

Wenn auch Prof. Butz die “Endlôsungs”-Thematik in 
anderer Form analysiert, als dies bisher üblich war — also 
nicht ausgehend von Zeugenaussagen und Vorlagen vor 
Militâr— und sonstigen Nachkriegsgerichten, sondern 
ausgehend von den nachweisbaren Propagandapraktiken 
in den USA wâhrend der Kriegszeit —, so darf doch 
nicht der Eindruck entstehen, als würde Prof. Butz nun 
in ein geschichtswidriges Extrem verfallen und “ailes 
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leugnen, was geschehen ist”. Aus diesem Grunde seien 
folgende Ausführungen angeführt: 

"Der zionistische Charakter der Propaganda ist recht klar. Man 
merke sich die Personen, die auf Ma&nahmen drangten, Juden aus 
Europa auszusiedeln, gekoppelt mit solchen Vorschlagen und 
Forderungen, solche Juden in Palastina anzusiedeln, was beweist, 
dall die zionistischen Propagandisten sehr viel mehr im Sinn 
hatten, als lediglich Hilfe für Flüchtlinge und Opter der Verfol- 
gung." 

Dieses Zitat (Butz, S. 111) mag als Beweis daftir 
dienen, da(3 auch Prof. Butz weder “die in Deutschland 
lebenden Juden” angesprochen hat, noch als Motiv für 
Propagandageschichten “Wiedergutmachungsleistungen ” 
genannt hat. 

"Die tatsachlich sehr hohe Todesrate in Auschwitz (S. 

165) 

"Moglicherweise sind zahlreiche Dokumente gefalscht worden. 
In der Tat gab es in Nürnberg eine ausgedehnte Praxis der 
Dokumentenfàlschung. Doch gibt es keine Anhaltspunkte dafür, 
daft die Dokumente über die Todesfalle in den Lagern und den 
Bau der Krematorien gefalscht worden sind." (S. 170) 

" Eine solche Konzentration des Elends gibt Birkenau natür- 
lich die Bedeutung eines mit Leichenraumen und Krematorien 
versehenen 'Todeslagers' ..." (S. 171) 

"Ich môchte nicht den Eindruck erwecken, dall ich Er- 
schiefiungen von offensichtlichen Zivilisten, Frauen und Kindern 
durch Einsatzgruppen im Zusammenhang mit ihrem Kampf in 
Ruftland bestreite. Aile Erfahrungen im Einsatz gegen Partisanen, 
ob von den Briten, Franzosen oder den Amerikanern geführt, 
besagen, ganz unabhangig von fragwürdigen Beweisen bei den 
Nürnberger Prozessen, dall sich derartige Ereignisse abgespielt 
haben." (S. 261) 

Richard Harwood nimmt àhnlich Stellung. 


Prof. Hellmut Diwald zur 
deutschen Geschichtsschreibung 

Prof. Hellmut Diwald schrieb in der “Geschichte der 
Deutschen” (Propylaen Verlag, sprich Axel Springer- 
Presse), 1978 in erster Auflage, S. 164/165: 

"Seit der Anklage, dad die SS im Auftrag Hitlers durch 
Himmler und das Reichssicherheitshauptamt versucht hat, die 
europaischen Juden zu vernichten, steht das Problem 'Auschwitz' 
unter dem Schutz einer totalen Abschirmung, zumal 'Auschwitz' 
seit der Kapitulation 1945 auch noch eine Hauptfunktion bei der 
vôlligen moralischen Herabwürdigung der Deutschen erfüllte 

Über diese Tatsachen, vor der Kulisse der abscheulichen 
Entrechtung der Juden im Dritten Reich, sind nach 1945 zahl- 
reiche Schriften verôffentlicht und Behauptungen aufgestellt 
worden, die sich nicht beweisen lieRen und das Schandbare durch 
Zynismus erweiterten: Man beutete eins der grauenhaftesten 
Geschehnisse der Moderne durch bewudte Irreführungen, Tau- 
schungen, Übertreibungen für den Zweck der totalen Disqualifi- 
kation eines Volkes aus. 

So nannten die alliierten Sieger Vernichtungslager, von denen 
es in Deutschland kein einziges gegeben hat. Oder es wurden 
jahrelang im KZ Dachau den Besuchern Gaskammern gezeigt, in 
denen die SS angeblich bis zu fünfundzwanzigtausend Juden 
taglich umgebracht haben so II, obschon es sich bei diesen Raumen 


um Attrappen handelte, zu deren Bau das amerikanische Militar 
nach der Kapitulation inhaftierte SS-Angehôrige gezwungen hatte. 
Àhnlich verhielt es sich mit dem KZ Bergen-Belsen, in dem 
fünfzigtausend Hëftlinge ermordet worden seien.... 

Birkenau, das zum Komplex von Auschwitz gehôrte, diente als 
Lager für diejenigen Haftlinge, die als nicht arbeitsfahig erklart 
worden waren. Deshalb erreichte hier die Sterblichkeitsquote die 
hôchsten Ziffern. Am 26. Juni 1942 brach in Birkenau eine 
verheerende Typhusepidemie aus Innerhalb von knapp drei 
Monaten starben bis an die zwanzigtausend Menschen. Das war 
der Grund, warum sich in Birkenau ungewôhnlich grode Einrich- 
tungen für die Verbrennung der Toten befanden. Die Berichte von 
diesem Massensterben veranladten Himmler am 28. Dezember 
1942 zu dem Befehl, "die Zahl der Todesfalle in den Konzen- 
trationslagern um jeden Preis herabzusetzen". 

Wahrend des Krieges war unter dem Ausdruck 'Gesamtlôsung' 
oder 'Endlôsung' zunachst zu verstehen: Da eine Auswanderung 
nicht mehr môglich war, sollten aile Juden in den Osten evakuiert, 
aus Zentraleuropa herausgelôst, von der deutschen Bevôlkerung 
abgesondert und in neuen Gettos zusammengefallt werden. Diesen 
Plan umrilî der Chef des Reichssicherheitshauptamtes Reinhard 
Heydrich am 24. Juni 1940. Was sich in den folgenden Jahren 
tatsachlich abgespielt hat, ist trotz aller Literatur in zentralen 
Fragen noch immer ungeklàrt " 

Dal3 in den nachfolgenden Auflagen dieser Text 
abgeàndert worden ist, erklart sich aus besonderen 
Gründen, gegenüber denen sich Herr Axel Springer ab- 
hangig weiB. Sie hàngen auch mit “Protesten, insbeson- 
dere in der Presse” zusammen. Den neuen Passagen 
zufolge, sei zwar an der Vernichtungsthematik “nichts 
strittig” (also offenbar, ganz gleich, was immer man 
dazu behaupten mag!), doch blieb der Satz, wenn auch 
eingeengt in die von Dokumenten noch nicht erschlosse- 
nen Bereiche, bestehen : “.... ist trotz aller Literatur in 
zentralen Fragen noch immer ungeklàrt”. 

Mir ist nicht bekannt, dalâ Herr Axel Springer als 
verantwortlicher Verleger oder Prof. Hellmut Diwald als 
Autor, der gewagt hat, vom “AuschwitzprozeS-Urteil” 
abzuweichen, ein Strafverfahren wegen Volksverhetzung 
bekommen oder die Staatsanwaltschaft das Buch “Ge- 
schichte der Deutschen” zu beschlagnahmen versucht 
hat. 

Auch der Herr Staatsanwalt wird sicher zustimmen, 
wenn ich behaupte, dal3 der Inhalt der vollzogenen 
Ânderungen im Namen von Rerrn Diwald weder dem 
Bemühen um Anreicherung wissenschaftlicher Erkennt- 
nis zu verdanken war noch solches Bemühen spürbar 
werden lâBt. 

Prof. Dr. Hellmut Diwald hat zusàtzlich in einem 
Interview mit “Die Welt” (Beilage — Sonderdruck XII 
1978) unter der Überschrift “Wer die Geschichte eines 
Volkes kriminalisiert, macht es krank” folgendes erklart: 

"Das Verhaltnis zu unserer Gesamtgeschichte wurde vergiftet. 
Im Bereich der Geschichte wurde ein beinahe lückenloser Kehraus 
praktiziert, der sich nicht nur auf die direkten und mittelbaren 
Vorfahren, sondern auf die ganze deutsche Vergangenheit er- 
streckte. Die Geschichte der Deutschen wurde nicht sachbezogen 
inspiziert und interpretiert, sondern moralisch disqualif iziert. ... 

Wenn ein Volk seine ganze Geschichte derart in die Ecke 
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gedràngt sieht und nur noch mit moralisch negativen und ab- 
qualifizierenden Vorzeichen kennenlernt, dann kann es doch gar 
kein positives Verhaltnis mehr zu dieser Geschichte finden, zumal, 
wenn dieser Kriminalisierungsprozefl schon in den Schulen be- 
ginnt 

Mit vielem, was bis heute dazu publiziert und wie es dargestellt 
worden ist, kônnen wir uns nicht zufrieden geben. Wir werden 
noch ganze Komplexe umschreiben müssen. Entscheidend ist 
dabei die Dokumentenfrage. Dafi ein Hauptteil der zeitgenôssi- 
schen Akten uns überhaupt noch nicht zuganglich gemacht wor- 
den ist, ist noch für viele Überraschungen gut. Die Russen haben 
kein einziges Dokument herausgerückt; die Franzosen halten 
ebenfalls ihre Archive und das, was sie bei uns mitgenommen 
haben, verschlossen. Die Amerikaner wahlen bei dem, was sie uns 
zurückgeben, sehr vorsichtig aus. So stehen wir immer noch unter 
einer merkwürdigen Bevormundung 

Jede deutsche Regierung der Nachkriegszeit fand Zwange vor, 
die sie nicht frei entscheiden liefien. Man mufi das sehen, man darf 
es diesen Regierungen jedoch nicht zugute halten. Denn neben 
den Zwangen gab es auch deutsche Freiheiten." 


Bundeskanzler Helmut Schmidt 
zur historischen Wissenschaft 

Die Frage stellt sich mancher schon in der Bundes- 
republik: Wie frei ist die Wissenschaft? Der Herr Bun- 
deskanzler Helmut Schmidt hat auf dem Historikertag 
am 4. Oktober 1978 in Hamburg zum Ausdruck ge- 
bracht, dafi sich die Geschichtswissenschaft nicht “von 
aktuellen Interessen und Fragestellungen leiten lassen” 
dürfe, sondern sich “zu den Konflikten stellen” müsse, 
dafi sie “ihre Verpflichtung zu Toleranz und Meinungs- 
pluralismus ernst nehmen und darin sogar Vorbilder 
setzen”, dafi “die Pluralitat der Meinungen und Positio- 
nen allen Widerstànden zum Trotz bejaht und auch 
tatsàchlich verwirklicht werden” müsse, dafi “für die 
Wissenschaft der Wille zur Wahrheit verbindlich” sei. Der 
Herr Bundeskanzler erklàrte weiter: 

"Irren mufi erlaubt bleiben. Gerade in Deutschland mufi irren 
erlaubt bleiben. Es kann in der offenen Gesellschaft kein einheit- 
liches, kein richtiges Geschichtsbild geben 

Man mufi die eigene Geschichte ohne Vorurteil prüfen. Die 
Eliminierung, die Verdrangung von Teilen der Geschichte kann 
nicht helfen, Streitfragen zu Ibsen." 

"Die Pluralitat der Meinungen und Positionen mufi allen 
Widerstànden zum Trotz bejaht und auch tatsëchlich verwirklicht 
werden! 

".... ohne Toleranz aus gegenseitiger Achtung ist Wissenschaft 
vom Menschen in einer pluralistischen demokratischen Gemein- 
schaft nicht môglich 

ich kann mir weder ein verbindliches noch ein einiger- 
mafien verbindliches Geschichtsbild vorstellen.... 

"Verbindlich .... ist für Lehrer und Soldaten das Grundgesetz. 
Verbindlich ist für die Wissenschaft der Wille zur Wahrheit. Aber 
die Normen des Grundgesetes enthalten mit voiler Absicht, aus 
historischer Erfahrung gewonnener Absicht, das Grundrecht der 
Meinungsfreiheit und keinerlei Vorschriften über Meinungsver- 
bindlichkeit 

"Mir scheint wertungsfreie Geschichte kaum moglich. Aber 
andere als meine eigenen Wertungen müssen ebenso zu Gehôr 


kommen, und dafür mufi ich selber mit sorgen. Und jeder von uns 
mbge sich seiner zeitbedingten, situationsbedingten Optik bewufit 
bleiben 

"... daB Demokratie nicht unbedingt die Durchsetzung des 
Richtigen bewirkt, sondern vielmehr nur die Durchsetzung dessen, 
was von der Mehrheit für richtig angesehen wird zu dem Zeit- 

punkt, in dem die Mehrheit entscheidet Demokratie ist 

Launen ausgesetzt." 

(Bulletin - Presse- und Informationsamt der Bundesregierung Nr. 
114/S. 1065-1072, Bonn, den 10. Oktober 1978) 

Bleibt nur festzustellen, dafi sich jeder Historiker in 
das Spannungsverhàltnis versetzt sieht, dafi sich zwi- 
schen den Erkenntissen seiner Forschungen und dem 
Erkenntnisstand der Offentlichkeit, “insbesondere in der 
Presse” ergibt. Wàre es anders, wâre ein Wissenschaftler 
nur ein Nachplapperer der Meinungsmacher “insbe- 
sondere in der Presse”! Das hiefie, Zeitungsbesitzer, bzw. 
deren politische Hintermânner hatten das Recht, die 
“Meinung” aller Bürger einer Nation, nicht nur der 
Leser, sondern auch der Professoren, anderer Verleger, 
auch der Auslànder zu diktieren! Ob das wohl das 
richtige wâre für die freie Welt? 

Geht man der Frage nach, wer hier zu reglementieren 
sucht, so ergibt sich, dafi es nicht etwa Experten der 
historischen Wissenschaft sind, sondern Staatsbeamte, 
bzw. ein Staatsbeamter, der in seinem Schriftsatz nicht 
hat deutlich machen kônnen, dafi er Sachkenner der von 
ihm aufgegriffenen Materie ist. Der im Ausland, insbe- 
sondere in USA, England und Frankreich sich seit 
Jahren in bemerkenswerter Weise vollziehende histori- 
sche Revisionismus hat mit “ Volksverhetzung” nichts zu 
tun, sondern ist ein natürlicher Entwicklungsprozefi, der 
sich daraus ergibt, dafi nach und nach historische Sach- 
zusammenhànge erkennbar werden, die erst nach 
Aufdeckung vieler durch den Krieg und die siegreichen 
Machthaber verschütteten Doku mente und sonstige 
Einzelheiten bekanntgeworden sind. Da die sogenannten 
“Kriegsverbrecherprozesse” sowohl in der Hektik der 
racheaufgepeitschten Nachkriegszeit unter mühsam auf- 
rechterhaltener Einigkeit mit den Sowjets durchgeführt 
wurden, als auch ohne Kenntnis vieler erst spàter er- 
kannter Zusammenhânge, mufite sich notwendigerweise 
eine historische Wissenschaft nicht auf die Prozefi- 
Urteile zu, sondern von ihnen fortentwickeln. Dafi das 
gewissen Politikern und Zeitungsbesitzern gar nicht so 
recht sein mag, sie vielmehr die politischen Diktionen 
von 1945/1946 beizubehalten wünschen, kann nicht 
MaSstab in diesem anhàngigen Verfahren sein. 

Zusammenfassung 

Zusammenfassend wiederhole ich: 

Der gesetzliche Tatbestand der Volksverhetzung wird 
durch keines der aus den inkriminierten Schriften her- 
ausgegriffenen Zitate ausreichend belegt. Insbesondere 
haben die Autoren mit keinem Wort die Menschenwürde 
anderer, schon gar nicht die in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Juden angegriffen. Der Herr 
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Staatsanwalt versteift sich vor allem darauf, daB im 
allgemeinen heute ein anderes zeitgeschichtliches Bild 
von der Judenverfolgung wàhrend des Krieges gezeichnet 
wird. Er hait dieses Bild offensichtlich fiir zutreffend 
und nicht das, was die Autoren Butz und Harwood auf 
Grund wissenschaftlichen Bemühens hierüber festgestellt 
haben. Ob das eine oder das andere Bild richtig ist, kann 
hier dahingestellt bleiben. Auszugehen ist jedoch davon, 
daJ3 insoweit noch keineswegs von abschlieBend gesicher- 
ten historischen Erkenntnissen gesprochen werden kanrt. 
Die offizielle Version dieses Themas stützt sich bis zum 
heutigen Tage auf allzu viel widersprüchliche und in 
ihrer Darstellung der technischen Vorgànge absolut un- 
môgliche (also offensichtlich unwahre) Zeugenaussagen, 
Berichte und als “Dokumente” bezeichnete Papiere, 
deren Authentizitat teils fragwürdig, teils vom Inhalt her 
widerlegbar ist, teils im “Original” überhaupt nicht 
vorliegen und nicht überprüfbar sind. Ich verweise in 
diesem Zusammenhang nochmals auf meine Einla'ssung, 
daB bis zum Jahre 1976 “noch kein einziger Wissen- 
schaftler” sich bemüht hatte, sich nach den Originalen 
jener Nürnberg-NO-Dokumente zu erkundigen, die zu 
einem beachtlichen Teil den Sachverstàndigengutachten 
beim Auschwitz-ProzeB zugrundelagen, geschweige denn 
sie quellenkritisch durchgearbeitet hat. Bei so bestellter 
Sachlage sich auf ProzeBergebnisse als der einzigen 
“Beweisquelle” zu stützen, dürfte selbst in normalen 
Strafverfahren (ich denke dabei an sogenannte “Wieder- 
aufnahmeverfahren”) unüblich sein. Wie viel weniger 
kann man daher die historische Wissenschaft mit solcher 
“Beweisführung” zu reglementieren suchen, dazu noch 
Auslànder! 


Ein staatsanwaltschaftliches Bemühen, historische 
Forschungsergebnisse einer breiten Offentlichkeit vor- 
zuenthalten, nur weil sie den politisch, weitgehend ja 
parteipolitisch motivierten Darstellungen widersprechen, 
ist eines freiheitlichen Rechtsstaates unwürdig. 

Selbst wenn aber der Tatbestand der Volksver- 
hetzung durch das eine oder andere Zitat erfüllt sein 
sollte, was ich bestreite und nicht erkennen kann, wàre 
die Einziehung der beiden wissenschaftlichen Werke von 
Butz und Harwood im Hinblick auf Artikel 5 Abs. 3 
Grundgesetz unzulàssig. Das ergibt auch die von mir 
zitierte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(oben S. 3). Das dort normierte Grundrecht der Wissen- 
schaftsfreiheit kann durch § 130 StGB nicht beschrànkt 
werden. Denn diese Bestimmung kônnte gemaB Abs. 2 
aaO. nur im Rahmen von Art. 5 Abs. 1 GG Anwendung 
finden . Art. 5 Abs. 2 GG bezieht sich nicht auf Art. 5 
Abs. 3 GG. 

Sollte allerdings durch das eine oder andere Zitat die 
Menschenwürde der in Deutschland lebenden Juden 
wirklich verletzt und damit zugleich Art. 1 GG betroffen 
sein, so wàre allenfalls die Forderung nach einer Strei- 
chung oder Unkenntlichmachung dieses Zitats gereeht- 
fertigt, nicht aber die Einziehung des ganzen Werkes. 
Letzteres würde dem bei der Abwàgung der verletzten 
Grundrechte zu beachtenden VerhàltnismàBigkeits- 
grundsatz widersprechen. Ein wissenschaftliches Werk 
darf nicht wegen eines oder auch mehrerer zu beanstan- 
dender Zitate einfach insgesamt konfisziert werden. 

Ich bin der Ansicht, daB das Gericht eine 
Nachprüfung von einzelnen Sachaussagen der Autoren 
Prof. Butz und Richard Haiwood verfügen muB. Ich 



stelle daher nachfolgende 


gung des Zentralrats der Juden in Deutschland, die Spitzenorganisation der jüdiscln 
Augsburg, bei der auch der Bundesjustizminister zugegen war. Untere Reihe (vc 
ns-Jochen Vogel, Alexander Ginsburg. Obéré Reihe (von links): Dr. Simon Sn 
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Beweisantrage 

A) Die Behauptungen über die Millionen Vergasungs- 
opfer wàhrend des Krieges sind keineswegs wissen- 
schaftlich und dokumentarisch abgesichert, so daS 
Zweifel dariiber durchaus erlaubt sind. Nach dem 
Kriege ist in bezug auf dieses Thema recht um- 
fangreich mit pràparierten Zeugen und gefàlschten 
Dokumenten gearbeitet worden, was sich auch in 
Gerichtsurteilen innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland niedergeschlagen hat. 

Beweis: Sachverstàndigenzeugnisse von 

1. Prof. Hellmut Diwald 3.Historiker David Irving 

2. Dr. Alfred Schickel 4 - Prof. Robert Faurisson 

5. Dr. Wilhelm Stâglich, 

6. Sachverstândigengutachten der oben benannten Per- 
sonen. 

B) Die kommunistischen Behôrden Polens, der Sowjet- 
union und der DDR haben wissenschaftliche Unter- 
suchungen be- und verhindert, haben in die Bundes- 
republik Deutschland einreisende Zeugen Vorver- 
nehmungen unterworfen und unter Druck gesetzt, 
Entlastungszeugen nicht ausreisen lassen, Dokumen- 
teneinsicht verweigert und gefâlschte Unterlagen be- 
nutzt. Ein weitaus überwiegender Teil von angezeig- 
ten NS-Verbrechen stiitzt sich nur auf Vernehmungs- 
protokolle von Zeugen, ohne datë sie durch vorlie- 
gende Dokumente bestàtigt worden sind. Ortsbe- 
sichtigungen konnen auf Grund der inzwischen ein- 
getretenen Veranderungen in der Bebauung und der 
Végétation nicht mehr zur Wahrheitfindung beitra- 
gen. 

Beweis: Sachverstàndigenzeugnis von 

1. Oberstaatsanwalt Adalbert Rückerl 

Ludwigsburg, Leiter der Zentralen Stelle der 
Landesjustizverwaltungen zur Aufklârung 
der NS-Verbrechen 

2. Notar Dr. Fritz Steinacker 

6 Frankfurt/M, SavignystraBe 80 
Die seinerzeitige Anwaltsozietât. Dr. Steinacker hat 
im Auschwitzprozefi 1963-1965 verteidigt (vergl. das 
Buch Dr. Hans Laternser “Die andere Seite des Ausch- 
witzprozesses”). Im Verhinderungsfall wird um Vorlage 
der entsprechenden Unterlagen von Dr. Laternser (dieser 
ist verstorben) ersucht. 

C) Spuren der Millionen Vergasungsopfer sind nicht 
vorhanden. 

Technische Nachprüfungen über die Vergasungen von 
Millionen Menschen und deren spurloses Verschwin- 
den sind niemals angestellt worden. Eine Nach- 
prüfung der Originaldokumente in bezug auf die dem 
Auschwitzprozefi zugrundegelegten Nürnberg- 
NO-Nr. -Dokumente hat keiner der Sachgutachter vor- 
genommen. Bis heute weiB niemand genau, wo sich 
diese Originaldokumente überhaupt befinden (abge- 


sehen von einem hier nicht wesentlichen Exemplar 
im Bundesarchiv Koblenz). 

Beweis: Sachverstàndigenzeugnis von 

1. Frau Dr. Ino Arndt, 

2. Prof. Dr. Helmut Krausnick, 

3. Prof. Dr. Martin Broszat, 

sàmtlich erreichbar über das Institut für Zeitgeschich- 
te in München, Leonrodstr. 43. 

D) Die Zahl “6 Millionen” ist nur eine symbolische Zahl. 
Beweis: Prof. Martin Broszat, Leiter des Instituts für 
Zeitgeschichte, München, Leonrodstr. 43. Prof. Broszat 
hat dies als vereidigter Sachverstàndiger am 3. Mai 1979 
in einem StrafprozeB in Frankfurt/ M ausgesagt. 

E) Bis zum Jahre 1976 hat sich kein inlàndischer und 
auslàndischer Wissenschaftler nach dem Verbleib und 
Vorhandensein der sog. “Nürnberg-NO-Dokumente”, 
deren “Abschriften vom Alliierten Original” als 
“Beweismittel” den Sachverstândigengutachten beim 
AuschwitzprozeB zugrundegelegt wurden, erkundigt. 
Beweis: 

1. Dr. Henke vom Bundesarchiv in Koblenz 

2. der Leiter des Staatsarchivs in Nürnberg 

F) Unter Geltendmachung von 6 Millionen getôteten 
Juden sind entsprechend hohe und gegenüber der 
Vereinbarung von Luxemburg von 1952 weit iiber 
das zehnfache hinausgehende Zahlungsverpflichtun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland vereinbart wor- 
den. Millionen europâische Juden haben den Krieg 
überlebt. Allein 600.000 überlebende jüdische KZ- 
Insassen sind nach 1945 nach Israël ausgewandert. 

Beweis: 

1. Zeugnis Nahum Goldmann unter Hinweis auf 
mehrere Seiten seines Bûches “Das jüdische Paradox” 
(“Wie man mit Geschichten erzàhlen Millionen ver- 
dient”); 

(Anschrift erreichbar über das Bundeskanzleramt) 

2. Zeugnis Dr. Birrenbach, Düsseldorf, der die Ver- 
handlungen mit der israelischen Regierung geführt hat 
und der über die Art und Weise der Zahlungsfestsetzun- 
gen und Zahlungen unterrichtet ist. 

Im übrigen bestreite ich die Zustandigkeit 
der Dortmunder Staatsanwaltschaft, da nur 
§ 130 StBG zur Débatte steht. 

Udo Walendy 

* *********** ******* *********************** ******* * * 
î Î * * 

j { * * 

* * Auf diesen Schriftsatz, für den eine Frist von * * 

% ï 12 Tagen gesetzt war, haben Staatsanwaltschaft * * 

* * und,Landgericht über ein Jahr Iang geschwiegen. * * 

* * Bis zur Herausgabe dieser Zeitschriftennummer J * 

J % ist keine Antwort erfolgt. * * 

* * * * 

t Î * * 
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Das Auschwitz - ProzeG 

Urteil 


srï 

“ 5SS~ ,s=r; 

g Erkenntmsse der Gesch.chtsw.ssenschaft und rechtskraftiger Gerichtsurteile der Bundesrepublik Deutschland. 


Aus diesem Grunde ist eine eingehende Analyse der 
Urteilsbegründung jenes Prozesses aus den Jahren 1963 
- 1965, der weltweites Aufsehen gefunden hatte, làngst 
überfâllig, zumal der Inhalt dieser Begründung der 
üffentlichkeit so gut wie nicht bekannt ist. 

Der Analyse jener Urteilsbegründung ist kurz eine 
Analyse der gesamten sog. NSG-ProzeBsituation, wie 
sie praktisch seit 1945 im besiegten Deutschland vor- 
liegt, voranzustellen: 

1 .) 

Der Sieger diktierte 1945 neues - sein eigenes - 
Recht im besiegten Deutschland. Die von ihm neu 
geschaffene Rechtsstruktur legten die politischen 
Führungen der Sowjets, Briten, US-Amerikaner und 
Franzosen im Vertrag von London (Londoner Statut) 
vom 8. August 1945 fest. Markanteste Richtlinien: 
Verbrechen konnen nur Deutsche und deren Verbün- 
dete begangen haben. Ihre Staatsform und Zielsetzung 
waren grundsàtzlich verbrecherisch. Die Militàrgerichte 
sind an Beweisregeln nicht gebunden. “Allgemein be- 
kannte Fatsachen” sind nicht im einzelnen zu unter- 
suchen, sondern “von Amts wegen zur Kenntnis zu 
nehmen”. Die vom “Internationalen Militàrtribunal” 
(IMT) gegen die “Hauptkriegsverbrecher” “festgestell- 
ten Tatsachen” dürfen von keinem der nachfolgenden 
Militàrgerichte (oder Zivilgerichte) untersucht oder 
angezweifelt werden. 

2 .) 

Nach Beendigung der Besatzungszeit trat der über- 
leitungsvertrag vom 30.3.1955 an die Stelle des Be- 
satzungsrechts. Die meisten Besatzungsgesetze wurden 
aufgehoben; bestehen blieben jedoch einige bereits 
wàhrend der Besatzungszeit als deutsche Gesetze de- 
klarierte Regelungen, einige Vorbehalte der Besatz- 
ungsmâchte und die Formulierung im überleitungsver- 
trag, wonach die BRD aile Rechtsetzungen (also Ge- 
setze und Richtersprüche) der Besatzungsmachte mit 
rückwirkender Kraft als rechtens anerkennt und sich 
verpflichtet, in der künftigen Gesetzgebung von der 
hierdurch vorgezeichneten Rechtsauffassung auszu- 
gehen. 


3-) Die bei nachfolgenden deutschen Gerichten anhan- 
gigen sogen. NSG-Verfahren sind gekennzeichnet von 
der weiterhin einseitigen Rechtsverfolgung Deutscher 
seitens der weisungsgebundenen Staatsanwaltschaften. 
einer mehr oder weniger nachhaltigen politisch-psycho- 
logischen Einwirkung auslàndischer Màchte und ihrer 
innenpolitisch einfluBreichen Gruppen (vornehmlich 
auch Presse), dem langjàhrigen zeitlichen Abstand zum 
Tatgeschehen, der zwischenzeitlich verànderten Tat- 
orte, dem Mangel an dokumentarischen Unterlagen fiir 
das Tatgeschehen, das aus politischen Gründen noti- 
gend wirkende Wohlverhalten insb. gegenüber den 
kommunistischen Ostblockstaaten und auch Israël, das 
Angewiesensein auf zum groBen Teil auslàndische Zeu- 
gen, die keiner Meineidhaftung, dafür aber vielfach 
staatlichen Einwirkungen ihrer eigenen Regierungen 
unterlagen. Auch ist zu erwàhnen, daB Sachgutachten 
als Beweismittel dienten, deren Verfasser z.T. in gra- 
vierenden Fallen (wie sich zumindest bis 1976, also 
auch für den Fall des Auschwitz Prozesses nachweisen 
làBt) entscheidende Dokumente, die sie ihren Sachgut- 
achten zugrunde gelegt hatten, gar nicht quellenkri- 
tisch überprüft oder (und) um das Original nachge- 
forscht haben. 

4.) 

Der schlieBlich über aile bisher üblichen Verjâhr- 
ungsfristen hinausgezogene zeitliche Abstand zum Tat- 
geschehen konnte weder auf die Zeugen, noch die 
Beurteilenden ohne EinfluB bleiben und hat den dik- 
tatorischen Staatsführungen des Ostblocks, in deren 
Làndern das Tatgeschehen stattfand, schier unbegrenz- 
te Môglichkeiten verschafft, sowohl Tatorte zu veràn- 
dern, Zeugen unter Druck zu setzen, ihnen auch 
Aussagen oder Ausreisen zu verweigern, als auch Pro- 
pagandamittel jedweder Art im Sinne der Anklage zu 
produzieren und Entlastungsmaterial zum Verschwin- 
den zu bringen. 

Aus allen diesen Gründen sind diese ProzeBergebnis- 
se von der historischen Wissenschaft nach den Krite- 
rien unabhàngiger Forschung zu analysieren. So also 
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Eine us-amerikanische Zeitung kommentiert dieses Bild mit den Worten: 

120.000 Amerikaner japanischer Abstammung wurden Stunden nach Pearl Harbor umstellt und in 
Eisenbahn-Güterwagen in Konzentrationslager in die Wüste Nevada transportiez. ... Die Verfolgung der 
Amerikaner japanischer Abstammung im Zweiten Weltkrieg bedeutete, daB die gesamte Küstenregion vom 
FBI fur "Japaner-frei" erklart wurde. 


auch die Begriindung im Auschwitz-Prozefi U rte il. Die 
hier vorgelegte Analyse ist bewuBt auf das Wesentliche 
konzentriert , soweit in der Begriindung Sachverhalte 
zur Sprache gebracht wurden, die über die Beschuldi- 
gungen gegeniiber den einzelnen Angeklagten hinaus- 
gehen und für die historische YVissenschaft von Bedeu- 
tung sind. Hat doch das Gericht gerade in dem Be- 
miihen, den Holocaust-Bereich von Auschwitz aufzu- 
hellen, eine Vielzahl von Feststellungen getroffen, die 
von der historischen Wissenschaft — ganz unabhàngig 
vom — (angeblichen) — Verhalten einzelner Angeklag- 
ter analysiert und geprüft werden müssen. 

Beachtenswerte Feststellungen in der Urteilsbegrün- 
dung: S. 14: 

“Allerdings wurde von der angedrohten Todesstrafc in den 
KZ’s zwischen 1933 und 1935nur vereinzell Gebrauch gemacht. 
da Ermittlungen dureh die zustàndigen Staatsanwaltschaften 
und Anklageerhebung zu befürchten waren. Ab 1935 nahm man 
davon überhaupt Abstand. licB die Slrafandrohung aus F.in- 
schüchte rangs- und Abschreckungszwecken jedoch bestehen.” 

S. 15: 

“Ab 1935 wurde den Eagerkommandantcn die Befugnis 
entzogen, schwerere Strafen selbst zu verhangen. Auch die 
Priigelstrafe bedurfte der Gcnchmigung dureh den Inspekteur 
der Konzentrationslager.” — MiBhandlungen und Tôtungcn 
kamen jedoch — wenn auch nicht als offizicll verhângte Strafen 
— weiter vor. 

S. 17: 

“Nach der sog. Rcichskristallnacht (9.11.1938) wurden ca. 
30.000 Juden zusammengetrieben und auf Befehl Hitlers in die 
Konzentrationslager cingcwicsen. Ilierdurch wollte man auf die 
jüdisch-deutschen Bürger einen Druck ausüben, das Reichsgebiet 
zu verlassen. Die meisten Juden blieben allerdings nur cinige 
Wochen in den Lagcrn und wurden entlassen, wenn sie sich 
verpflichtet hatten, aus Deutschland auszuwandern.” 


S. 17: 

“Vom Bcginn des Krieges bis zum Màrz 1942 stieg die Zahl 
der Schutzhaftgefangcnen von 25.000 auf rund 100.000 Per- 
sonen an.” 

S. 21: 

“Im Verlaufe des Krieges trat aber immer mehr die bereits 
scit 1938 erkcnnbare Funktion der Konzentrationslager, Poten- 
tial fur Arbeitskràfte zu sein, in den Vordcrgrund. Sie wurden 
riesige Zwangsarbcitslagcr, die aulier für die SS-eigenen Betriebe 
auch Arbeitskràfte für die deutsche Kriegsindustric zu stellen 
hatten.” 

S. 23: 

“.... bcauftragte Himmler im Winter 1939/40 den Inspekteur 
der KL, Glücks, die Môglichkeit der Errichtung neuer Konzen- 
trationslager in den besetzten Ostgebieten zu prüfen. Glücks 
berichtete am 21.2.1940, 'dafi Auschwitz, eine ehemalige polni- 
sche Artillerie-Kaserne (Stein- und Holzgebàude) nach Abstel- 
lung einiger sanitàrer Màngel als Quarantànclager geeignet sei’. 
Das Gelànde wurde am 17. und 18.4.1940 von einer von dem 
spâteren Lagerkommandanten Hôss geleitetcn Kommission im 
Auftrage des Inspekteurs der KL bcsichtigt.” 

"Himmler beauftragtc daraufhin am 4.5.1940 Hôss — offen- 
sichtlich im Hinblick auf die groBc Zahl polnischer Hàftlinge, 
die in den genannten Gebieten dureh die Sicherheitspolizei 
festgenommen worden waren und die Polizeigefangnis.se über- 
füllten, — ‘in kürzester Frist aus dem bestehenden Gebàude- 
komplex ein Durchgangslager für 10.000 Hàftlinge zu schaffen. ’ 

S. 25: 

“Mit dem Ausbau des Lagers Birkenau wurde im Oktober 
1941 begonnen. Er erfolgte in mehreren Bauabschnitten. Der 
Plan, 600 Baracken für insg. 200.000 Gcfangene zu crrichten, 
wurde jedoch bis Kriegsende nicht mehr verwirklicht. An 
SS-eigtfnen Produktionsstàtten wurden u.a. die SS-Wirtschafts- 
betriebe ‘Deutsche Ausrüstungswerke' (DAW), ‘Deutsche Erd- 
und Steinwerke’ und andere errichtet. In dem polnischen Ort 
Reisko — wenige Kilometer vom Lager entfernt — entstand ein 
groBer, SS-eigener landwirtschaftlicher Betrieb mit einer SS- 
eigenen Versuchsanstalt unter der Leitung des SS-Sturmbann- 
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führers Dr. Càsar. In Harmense — ebenfalls nur einige Kilometer 
vom Lager entfernt — wurden SS-eigene Fischteiche angelegt. 

Ab Frühjahr 1941 wurden stândig Hàftlinge aus dem KL- 
Auschwitz der IG-Farbenindustrie zur Errichtung eines Buna- 
Werkcs ca 7 km vom Lager entfernt zur Verfügung gestellt. Die 
IG-Farbenindustrie errichtete 1942 fur die Hàftlingsarbeiter, die 
zunàchst tàglich den IVeg von und zum VVerk zuriicklegen 
muBten, in unmittelbarer Niihe des Buna-Werkes das Hàftlings- 
arbeitslager Monowitz. Weitere kleine Haftlingslager entstanden 
bei andcren Industriebetrieben im oberschlesischen Raum, aber 
auch in weiterer Entfernung (z.B. bei Briinn), so daB schlicBIich 
zum KL Auschwitz nicht nur das zunachst errichtete Lager 
(Stammlager) und das Lager Birkenau, sondern auûer Mono- 
witz. dem grôfiten der AuBenlager, weitere 38 AuBcnlager 
gehôrten.” 

S. 29: 

"Das Lager Birkenau - ebenfalls ein Rechteck -, mit dessen 
Bau im Oktober 1941 begonnen wurde, umfafite eine Flàche 

von 170 Hektar. Es wurde in drei Bauabschnitten errichtet 

Der ganze Abschnitt B I bildete nun (1943) das Frauenkonzen- 
trationslager. Auf dem Bauabschnitt B II (in den 1943 die 
Miinner verlcgt wurden) wurden Baracken nach dem Muster der 
Wehrmachtspferdestallbarackcn errichtet. Sie hatten keine Fen- 
ster, sondern nur Offnungen an ihren Schmalseiten. Das Haupt- 
tor des Gesamtlagers befand sich an der Ostseite zwischen den 
Abschnitten B I und B IL Durch dieses Tor wurde im Jahre 
1943 ein AnschluBgleis vom Bahnhof der Stadt Auschwitz in 
das Lager geführt und zwischen den Abschnitten B I und B II 
einc Rampe mit drei Schienenstrangen errichtet. Sic wurde 
Anfang oder Frühjahr 1944 fertig. Sic erlangtc besonderc 
Bedeutung bei der Massenvernichtung von jüdischen Menschen 
in den Gaskammern von Birkenau ’’ 

S. 30: 

“Der groBte Teil der Juden wurde im Màrz und Juli des 
Jahres 1 944 in den Gaskammern von Birkenau getôtet, wiihrend 
ein Teil der arbeitsfahigen Juden in andere Lager verschickt 
wurde." 

S. 30-31: 

Der I.agerabschnitt B II a war das Quarantànelagcr. Hicrher 
kamen zunachst die Neuankommlinge, bis sie auf die anderen 
Lagerabschnittc verteilt wurden. 

In dem Lagerabschnitt B II b befand sich das sog. tschechi- 
sche Famihcnlager, auch Theresienstàdter-Lager genannt. Es 
entstand im Scptember 1943 

Der Lagerabschnitt B II c wurde im Jahre 1944 mit ungari- 
schen Frauen belegt. 

Im Lagerabschnitt B II d befanden sich arbeitsfâhige Mànner. 
Im Block 1 1 dieses Lagcrs war die Strafkompanie (SK) unter- 
gebracht. Block 1 1 war von den anderen Baracken isoliert und 
besonders gesichert. 

B II e war das Zigeunerlager. In ihm waren Zigeuner 
familienweise bis zu ihrer Vernichtung im Jahre 1944 unterge- 
bracht. 

B II f war das Manner krankenlager. 

An der Westseite des Bauabschnittes B II befand sich noch 
ein weiteres Barackenlager, das ‘Effektenlagcr', in der Lager- 
sprache ‘Lager Kanada’ genannt, in dem die den Juden abge- 
nommenen Gepackstücke, Kleidung, Schmuck, Uhren usw. ge- 
lagert und sortiert wurden.” 

In dein gesamten Lager Birkenau waren zur Zeit der 
Hôchstbelegstârke (1943) rund 100.000 Hàftlinge unterge- 
bracht, wiihrend das Stammlager nach seiner Erweiterung und 
der Aufstockung der Stcingebaude nur eine durchschnittliche 
Belegstàrke von 18.000 Personen hatte.” 

Der Bauabschnitt III wurde bis zur Evakuierung des Lagers 
am 18.1.1945 nicht mehr vollendet. ” 


Zum Bereich des Lagers Birkenau gehôrten auch zwei 
nordwestlich vom Lager im Gelânde Iiegende Bauernhiiuser, die 
im Jahre 1942 zu Vergasungsanstalten umgebaut worden sind. 
... Ferner gehôrten zum Lager Birkenau vier westlich vom Lager 
im Jahre 1943 errichtete Krematorien mit Gaskammern (die 
Krematorien I - IV), die ebenfalls der Tôtung unzàhliger 
Menschen dienten.” 

S. 32: 

“Im November 1943 wurden die Lager Birkenau und Mono- 
witz organisatorisch verselbstand.gt. Dasgesamte KL Auschwitz 
wurde in die Lager Auschwitz I (Stammlager), Auschwitz II 
(Lager Birkenau) und Auschwitz III (Lager Monowitz mit 
samtlichen Nebcnlagern) geteilt. Die Lager Birkenau und Mono- 
witz mit Nebenlagern erhielten cigene Lagcrkommandanten und 
Adjutanten. Es fehlten ihnen jcdoch eine eigene Fernschreib- 
stelle, eine eigene Politische Abteilung, eine eigene Fahrbcreit- 
schaft und ein eigener arztlicher Dicnst.” 

S. 34- 35: 

“a) Die Auf nahmeabteilung. 

Ihrc Aufgabe war es, eingelieferte Schutzhaftgefangene 
aktenmàfiig zu erfassen. Für jeden Hiiftling wurde eine Kartei- 
karte angelegt und ein Personalbogen ausgcfüllt. Die Hâftlings- 
aktcn, die entweder von der einweisenden Dienststelle übersandt 
oder bei der Aufnahmc des Hâftlings ncu angelegt wurden, 
wurden in der zur Politischen Abteilung gehôrcnden Registratur 
aufbewahrt. Dort befand sich auch die Kartothck, in der 
samtliche im Lager lebenden Hàftlinge karteimàBig crfafil 
waren. Starb ein Hàftling, so wurde seine Karteikarte aus dieser 
— wie man im Sprachgebrauch des Lagers sagte — ‘Lebenden- 
Kartei’ herausgenommen und in die sog. ‘Toten-Kartei’ abgelegt, 
Die Auf nahmeabteilung gab an jeden neu in das Lager aufge- 
nommenen Hàftling eine Nummer aus. An Hand der für die 
Neuzugànge angelegten Personalbogen wurden dann Zugangs- 
listen in elf- oder zwôlffacher Ausfcrtigung geschrieben, die den 
cinzelncn Abteilungcn des Lagers, der Beklcidungskammer, 
Effektenkammer usw. zugestellt wurden. 

Personen, die sofort nach ihrer Einlieferung durch 
ErschieBen oder durch Gas getôtet werden sollten und auch 
getôtet wurden, wurden nicht durch die Aufnahmcabteilung in 
die I.agerstàrke aufgcnommen." 

S. 43: 

"Die Angchôrigen des Wachsiurmbannes (etwa Bataillons- 
stàrke) waren nicht bercchtigt, das Schutzhaftlagcr zu betreten. 
Die Bcgleitposten für die Arbeitskommandos nahmen die Kom- 
mandos morgens nach dem Ausrücken aus dem Lager vor dem 
Lagertor in Empfang. Der Führei des Wachsturmbanncs sollte 
aile Führer, Unterführer und Mannschaftcn seiner Einheit ein- 
gehend über ihre Pflichten auf W.iche, bei der Gefangenenbe- 
gleitung, über den Gebrauch der Schufiwaffe, den Umgang mit 
Hàftlingen, insb. aber über das VCrbot der Hàftlingsmifihand- 
lung belehren bzw. durch die Kompanieführer belehren lassen. 
Belehrungen waren stàndig durch die Kompanieführer zu wie- 
dcrholen. VerstôBe gegen das Verbot der HàftlingsmiBhandlung 
sollten streng bestraft werden.” 

S. 48: 

“Bei Regenwetter verwandclte sich das Lager Birkenau - vor 
allem das Zigeunerlager (B II c) - in einen Morast. Der zàhe 
Schlamm klebtc am Schuhwerk bzw. an den Holzpantinen der 
Gefangenen. ” 

Die sanitàren und hygienischen Verhàltnisse in Birkenau 
waren vôllig unzureichend. In Birkenau und Umgcbung gab es 
überhaupt kein Trinkwasser. Aile Brunncn waren von Kolibazil- 
len verseucht. Vorhandene Wassertümpel waren voiler Stech- 
mücken. Das ganze Gebiet war für ein Lager mit einer groBen 
Anzahl von Menschen vôllig ungeeignet. Durch den Bau eines 
Entwàsserungsgrabens, des sog. Kônigsgrabens, bei dessen Bau 
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viele Haftlinge starbcn, sollte einc gewisse Verbesserung erreicht 
werden.” 

S. 50: 

“Erst nach der Dreitcilung des Lagerbere.ches (November 
1943) und der Ablôsung des ersten Lagerkommandanten Hoss 
durch dcn SS-Sturmbannführcr Liebehenschel besserten sich die 
aUgemeinen Verhàltnisse allmahlich. Die (hohe) Sterbhchkeil 
(die auch die hôheren Dienststellen beunruhigt halte) gmg etwas 
zurück." 

S. 52: 

“Im Kl. Auschwitz war es - wie in allen übrigen Konzentra- 
tionslagern - allen SS-Angehôrigen untcrsagt, die Haftlinge zu 
mifihandcln oder gar zu tôten. Über dieses Verbot wurden s.e 
immer wieder belehrt. Jcdcr im KL-Auschwitz emgesetzte SS- 
Angehôrige mufitc eine schriftliche ehrenwôrtliche Verpflich- 
tung unterschreiben. die zu seinen Personalakten genommen 
wurde und die folgenden Wortlaut hattc: 

•Über Leben und Tod eines Staatsfeindes entscheidct der 
Führer. Kein Nationalsozialist ist daher berechligt, Hand an 
einen Staatsfeind zu legen oder ihn kbrperlich zu mifihandcln. 
Bestraft wird jeder Haftling nur durch den Kommandantcn. 

... Bei der hôheren Führung im WVHA (Amtsgruppenchef 
Glücks) galt es als selbstverstàndlich. dafi ein SS-Unterfuhrer, 
Kommandoführer oder Wachposten einen Haftling weder schla- 
gcn noch stoficn, ja nicht einmal berühren dürfc. ' 

S. 55-56: 

“So wcnig sich die SS-Angehôrigen im KL-Auschwitz - von 
Ausnahmen abgesehen - um die Richtlinien über die Haf.lings- 
behandlung kümmertcn. so wcnig beachtcten sie andere \ or- 
schriften und Befehlc. Allen war unter schwerstcn Strafcn 
verboten. sich an Haftlingsgut zu vergreifen. Es gab aber kaum 
SS-Angehôrige, die sich am Geld, den Devisen, Wertgegenstan- 
den an der Wàsche und Kleidung und anderen Dingen. die man 
den zur Vernichtung nach Auschwitz vcrbrachten Juden abgc- 

nommen hatte, bcreicherten. ... 

Im Kl. Auschwitz war ailes kauflich. Ailes hattc seinen Preis. 
I)ie Korruption untergrub die Manneszucht und Disziplin. Die 
Autoritat der SS-Führer und Unterführer ihren Untergcbencn 
gegenüber war meist gering. Die Vorgesetzten konnten sich 
ihren Untcrgebencn gegenüber nicht durchsetzen, weil dièse von 
ihren Verfehlungen und ihrer Bcstcchlichkcit wufiten. Fast jeder 
hatte den anderen in der Hand. Alkoholexzesse warcn haufig. 
Nicht selten verrichteten SS-Angehôrige aller Dienstgrade in 
betrunkenem Zustand ihren Dicnst. ohne dafi Vorgesetzte ein- 
schritten. Mit Kapos, Blockallesten oder anderen bevorzugten 
Haftlingen hieltcn sie Trinkgelage ab, ohne sich um die Vor- 
schriften zu kümmern, die solche Kontaktc untersagten. Manche 
liefien sich auch mit Haftlingsfraucn, auch Jüdinncn und Zigeu- 
nerinncn, in inlimen Verkehr ein. was ebenfalls unter schwerster 
Strafe verboten war. Auch sonst hielten SS-Miinner nicht die 
bcfohlenc Distanz zu den Haftlingsfrauen. 

Disziplinlosigkeiten, Ungehorsam, schlechtes Benehmcn in 
der Offentlichkeit, insb. Frauen gegenüber. mufiten immer 
wieder in Standort- und Kommandanturbefehlcn und sonstigen 
Befehlen gcrügt werden, ohne dafi eine Besserung eintrat. Auch 
gerichtliche Verfahren, die von der SS-Gerichtsbarkcit gegen 
eine grofie Anzahl von SS-Angehôrigen, auch Führer, wegen 
Bereicherung an Haftlingsgut, Veruntreuung, Diebstàhlen usw. 
durchgeführt wurden und in der Mehrzahl mit schweren Strafcn 
für die Betroffenen endeten, anderte an der aUgemeinen Korrup- 
tion und Disziplinlosigkcit in Auschwitz nichts." 

S. 66: 

“Auch in das KL-Auschwitz wurden solche Geiseln eingelie- 
fert. Sie safien oft lângere Zeit im Lager und gingen, wie die 
anderen Haftlinge, auf Arbeitskommandos. Oft wufiten sie 
selbst nicht, dafi sie Geiseln waren. Auch der Lagerführung war 


dies nicht immer bekannt. Eines Tages kam plôtzlich der Bcfehl 
des RSHA oder des Befehlshabers der Sipo, dafi bestimmte 
Haftlinge als Geiseln zu erschiefien seien. Die Betroffenen 
wurden dann von ihren Arbeitskommandos geholt und in den 
Arrest eingeliefert. Von dort wurden sie dann zur Exekution 
geführt. In der ersten Zeit erfolgten diese an der Kiesgrube 
durch ein Exekutionskommando. Spater wurden die Geiseln an 
der schwarzen VVand durch Genickschüsse gctôtet. 

Konkrete Fàlle von.Geiselerschiefiungen konnten nicht fest- 
gestellt werden, d.h. Namen von auf diese Weise Hingerichteten 
und Namen von SS-Angehôrigen, die solche Geiselerschiefiungen 
durchgeführt haben. ’’ 

S. 72: 

“Wieviel russischc Kriegsgefangene aufgrund des OKW-Be- 
fehls und den auf ihm beruhenden Weisungcn und Richtlinien 
des Chefs der Sipo und des SD im Konzentrationslager Ausch- 
witz erschossen worden sind, bzw. durch Gas oder anderweitig 
getôtet wurden, konnte nicht geklart werden.” 

S. 73: 

“Im Hâftlingskrankenbau wurden fast taglich von den Haft- 
lingen, die sich krank gcmeldet hatten und dem Lagerarzl nach 
einer Untersuchung durch einen Haftlingsarzt vorgestellt wur- 
den, diejenigen ausgesondert, die der I.agerarzt als arbeitsun- 
fahig ansah. Anschliefiend wurden sie durch Phenolinjektionen 
getôtet. Die Anzahl der auf diese Weise getôtcten Haftlinge 
konnte nicht festgestellt werden. Es waren auf jeden Fall 
mehrere Tausend. ... 

Die Anzahl der durch diese sog. kleinen Selektionen ausge- 
suchten und anschliefiend durch Phénol gctôteten Haftlinge 
konnte ebcnfalls nicht festgestellt werden. ... 

A u fier diesen kleinen Selektionen fanden in gewissen Zeit- 
abstanden sog. grofie Selektionen im HKB statt. Bei diesen 
grofien Selektionen mufiten aile kranken Haftlinge, die im HKB 
lagen, dem I.agerarzt nackt vorgeführt werden. (Die Bcttliigcri- 
gen werden in der Urtcilsbcgründung nicht erwâhnt, — d. Hrsg.) 
Durch einen Blick entschied dann der I.agerarzt, ob ein Kranker 
weiter im HKB bleiben kônne oder ob er zu tôten sei. Haufig 
wurden bei solchen grofien Selektionen 200 bis 300 Haftlinge 
zur Tôtung bestimmt Ihre Fieberkurven wurden auf die 
Schreibstube gcbracht, wo eine Liste mit den Nummern der für 
den Tod bestimmten Haftlinge crstellt wurde. Ein oder zwei 
Tagc spater wurden die ausgesuchten Haftlinge dann aufgerufen, 
auf LKWs verladen und in die Gaskammern gcbracht, wo sic 
durch Zyklon B getôtet wurden. Die Anzahl der auf diese Weise 
getôteten Haftlinge konnte ebcnfalls nicht mehr festgestellt 
werden.” 

S. 74: 

“Schlicfilich fanden von Zeit zu Zeit sog. Lagcr-Selektionen 
statt, ... sowohl im Stammlager als auch in den verschiedenen 
I.agerabschnitten des I.agers in Birkenau. Die Haftlinge mufiten 
bei diesen Selektionen nackt antreten. Ihre Arbeitstauglichkeit 
wurde von den SS-Lagcrarzten mit einem Blick geprüft. ... Nach 
wenigen Tagen wurden dann die ausgesonderten Menschcn mit 
LKWs zu den Gaskammern gebracht und dort durch Gas 
getôtet. .... 

Ob und inwieweit diese Ausmusterungen aufgrund von Be- 
fehlcn des RSHA oder des WVHA erfolgt sind, konnte nicht 
geklart werden." 

S. 81: 

_ÜDie Tôtungen wurden vielmehr stets mit Worten umschric- 
‘ ben wie ‘Sonderbehandlung’, ‘Evakuierung’, ‘Judenumsicdlung’ 
und âhnlichen Ausdrücken. Aile Aktionen wurden unter Ein- 
haltung strengster Gehcimhaltungsvorschriften durchgeführt. 
Niemand, der nicht unmittelbar damit befafit war, durfte etwas 
davon erfahren.” 
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S. 81: 

“Hôss, der erste Lagerkommandant von Auschwitz, erhielt 
im Sommer 1941 vom RFSS den Befehl, im KL-Auschwitz die 
Vorraussetzungcn fur die Massentôtungen von Juden zu schaf- 
fen. Dabei wurdc ihm strengstes Stillschweigen auch Vorgesetz- 
ten gegeniiber befohlen. Von Eichmann wurdc Hôss naher in die 
beabsichtigten Vernichtungsaktionen eingeweiht. Mit ihm be- 
sprach er, wie die Tôtung der Juden im Lager Auschwitz 
durchzufiihren sei. Beide kamen überein, daB als Tôtungsmittel 
nur Gas in Frage kâme, ...” 

S. 82: 

“Wann genau die ersten Juden transporte im Rahmen der sog. 
‘F.ndlôsung der Judenfrage’ in Auschwitz angekommen sind, 
licB sich nicht mehr mit Sicherheit feststellen.” 

“Ab Anfang 1942 kamen grôfiere RSH A-Transporte aus 
Ostoberschlesien an, dencn dann fast ununterbrochen bis Herbst 
1944 eine nicht mehr festzustellende Zahl von Transporten aus 
allen besetzten Lândcrn Europas folgte.” 

S. 83: 

“Ursprünglich sollten nach dem Befehl Himmlers aile mit 
sog. RSHA-Transporten angekommenen Menschen getôtet wer- 
den. Oies geschah auch bei den ersten Transporten aus Ostober- 
schlesicn. Bald aber erging ein weiterer Befehl, daB aile arbeits- 
fàhigcn Juden, Mànner und Frauen, aus den Transporten auszu- 
suchen und im Lager fiir Riistungszwecke einzusetzen seien. In 
der Folgczeit wurden dann jcweils aus den RSHA-Transporten 
zwischen 10 und 15%, in seltenen Ausnahmefallen auch mehr, 
jedoch nie iibcr 25% arbeitsfàhiger Mànner und Frauen aus den 
Transporten ausgesucht, die dann in das Lager aufgenommen 
wurden. Aile anderen jiidischen Menschen wurden durch Gas 
getôtet. Bevor der Umbau des Baucrnhauses vollcndet war, 
erfolgten die Tôtungen durch Gas im klcinen Krematorium. Ab 
Sommer 1942 diente das inzwischen in eine Gaskammcr umgc- 
baute Baucrnhaus als Vernichtungsstàtte. Da seine Kapazitàt zur 
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Tôtung der immer dichter werdenden Transporte nicht aus- 
reichte, wurde noch ein weiteres Bauernhaus in der Nàhe des 
ersten zu einer Gaskammer umgebaut und zusàtzlich als Ver- 
nichtungsstàtte benutzt. Beide Gaskammern wurden auch Bun- 
ker I und II genannt. Die Leichen der getôteten Menschen 
wurden zunàchst in groBen Gruben begraben, spàter in langen 
Gràben verbrannt.” 

S. 83: 

... wurden die grôBeren Krematorien (Krematorium I und 
Krematorium II), die westlich vom Lagerabschnitt B I und B II 
lagen, im Friihjahr 1943 in Betrieb genommen. Die beiden 
kleineren Krematorien (Krematorium III und Krematorium IV) 
wurden ebenfalls im Jahre 1943 vollendet und in Betrieb 
genommen.” 

S. 84: 

“Die Anzahl der getôteten jüdischen Menschen, die mit sog. 
RSHA-Transporten nach Auschwitz deportiert wordcn sind, 
konnte auch nicht annàhernd festgestellt werden, da sichere 
Beweisuntcrlagen fehlen.” 

S. 84: 

“Allein im Jahre 1944, als in groBem Umfang ungarischc 
Juden nach Auschwitz deportiert und mit Ausnahme der als 
arbeitsfàhig Ausgemusterten getôtet worden sind, wurden in 
den Monaten zwischen Mai und Oktober mehr als eine halbe 
Million jüdischer Menschen getôtet.” 

(Diese Feststcllung des Gcrichts würde bedeuten: 6 Monate = 
180 Tage = 2.777 Getôtete pro Tag, verbrannt in 4 Krematorien 
= pro Krematorium 700 Einàscherungen in 24 Stunden = 29 pro 
Stunde = eine Einàscherung in zwei Minuten; “mehr als eine 
halbe Million” zuzüglich der als arbeitsfàhig Ausgesondcrten 
sprengt den Rahmen aller bisher, selbst hochgerechneter histori- 
schen Angaben über dcporticrtc ungarische Juden, — d. Hrsg.) 

S. 95: 

"Die ‘Abwicklung’ eines fiir die Vernichtung bestimmten 
RSHA-Transportes war bis ins einzelne organisiert.” 

S. 96: 

“Dabei trennten die SS-Unterfiihrer und SS-Mànner Frauen 
mit Kindern, allé Menschen, Kriippcl, Krankc und Kinder unter 
16 Jahren als arbeitsunfàhig von den anderen und lieBen sie 
gesondert Aufstellung nehmen. Die übrigen Mànner und Frauen 
traten in getrennten Kolonnen in Fiinferreihen an 

Aufgabe der Ârzte war es, die Arbeitsfâhigen aus den 
vorbeimarschiercnden Menschen (die nicht von vornherein als 
arbeitsunfàhig ausgesondert waren) auszuwàhlen. Dies geschah 
nach obcrflàchlicher Betrachtung ..” 

S. 97: 

“Ab und zu kam es auch vor, daB ein Transport aus 
besonderen Gründen geschlossen in das Gas gefiihrt wurde. Die 
Arbeitsfâhigen wurden spàter unter Bewachung eines SS-Kom- 
mandos in das Schutzhaftlager geführt, dort gebadet, geschorcn, 
eingckleidet und dann in der Aufnahmeabteilung der Politischcn 
Abteilung karteimàBig erfaBt und in die Lagerstàrke aufgenom- 
men." 

S. 96: 

“Das Gepàck blieb auf Befehl der SS-Mànner in den Wagen 
zurück. Es wurde von einem Hàftlingskommando unter Führung 
eines SS-Unterführers oder SS-.Vlannes ausgeladen, auf die LKWs 
gebracht und dann in das bereits oben erwàhnte Lager ‘Kanada’ 
gefahren.” 

S. 97: 

“Von ihrem bevorstehenden Tod ahnten sie nichts. Die 
angekommenen Menschen durften sich auch nicht unter einan- 
der unterhalten.” 

S. 98: 

“Kranke und nicht gehfâhige Personen wurden ab Herbst 
1942 mit Lastkraftwagen der Fahrbereitschaft, die im Septem- 
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ber 1942 eigens zu diesem Zwecke angeschafft worden waren, 
zu den Gaskammern transportiert. 

Als die ersten RSHA-Transporte noch im kleinen Kremato- 
rium vergast wurden, muBten sich die Menschen im Vorhof 
dieses Krematoriums entkleidcn. Sie wurden dann nackl und 
ahnungslos in den Vergasungsraum hineingetrieben. Wenn aile, 
die sich in dem Vorhof entkleidet hatten, im Vergasungsraum 
waren, wurde dieser von aufien verriegelt. Zwei SS-Manner, die 
dem sog. Vergasungskommando angehôrten und im Umgang mit 
Zyklon B ausgebildct worden waren, schütteten dann Zyklon B 
durch zwei Offnungen von oben in den Vergasungsraum 
hinein.” 

S. 99: 

"Bei den umgebauten Bauernhàusern, in denen die RSHA- 
Transporte ab Sommer 1942 in gleicher Weise mit Zyklon B 
gelbtet wurden, befanden sich mchrere Baracken, in denen sich 
die zum Tode bcstimmten Menschen auszukleiden hatten. Schil- 
der mit der Aufschrift ‘Zum Baderaum’ und zur ‘Desinfektion’ 
wiesen zu den Gaskammern in den umgebauten Hauscrn hin. 
Die Schilder sollten den Menschen vorspiegeln, dafi sie gebadet 
und desinfiziert würden. Auch hier gingen die Menschen 
ahnungslos in die Gaskammern hinein. Nach der Verriegelung 
der Gaskammern wurde das Zyklon B ebenfalls von Angchôri- 
gen des Vergasungskommandos durch Offnungen von oben in 
die Vergasungsriiume hineingeschüttet. ” 

S. 99: 

“Fur die Krematorien I - IV, bei denen sich die Enlkleidungs- 
und Vergasungsriiume unter der Erdc und die Vcrbrennungsôfen 
über der Erde, jedoch im gleichen Gebaude befanden ” 

S. 100: 

"... in den Gaskammern der Krematorien 1 und II (halte 
man) Attrappcn von Brausen angehracht, die einen Duschraum 
vortauschen sollten. Zur Tarnung der in der Decke befindlichen 
Offnungen, durch die das Zyklon B von auBen hineingeschüttet 
wurde, hatle man aus durchlbcherlem Blech bestehende hohlc 
Saulen installiert, die vom Boden bis zur Decke reichten und die 
Offnungen verdecklen. In den Saulen befanden sich Spiralen, 
die das gekôrnte Zyklon B nach dem Einschütten verteilten. 

In den Krematorien III und IV' waren keinc imitierten 
Brausen und keine Saulen. Hier wurde das Zyklon B durch ein 
kleines Scitcnfcnster von den Angehôrigen des Vergasungs- 
kommandos hineingeschüttet." 

S. 100: 

“Wâhrend des Einschüttcns des Zyklon B üherWachte er (der 
Arzt) die damit beschaftigten Desinfektoren, um im FaUe einer 
Vergiftung sofort eingreifen und iirztliche Hilfe geben zu kôn- 
ncn. Danach beobachtcte cr durch ein Guckloch den Todes- 
kampf der cingeschlossenen Menschen. Waren nach seiner Mci- 
nung aile tôt, gab er dem SS-Kommandolührer den Befehl zum 
Offnen der Gaskammer. Dann stellte cr den Tod der Opfcr fest 
und gab die Leichcn zur Verbrcnnung frei. Die Leichen wurden 
nun von einem jüdischen Sondcrkommando, das in Block 13 des 
Lagerabschnittes B II d — isoliert von den anderen Hàftlingen 
des Lagers — und spater in den Krematorien selbst unterge- 
bracht war, herausgezerrt. In den Krematorien I bis IV wurden 
sie anschlicBend, nachdem ihnen durch Haftlinge die Goldzàhnc 
entfernt und den weiblichcn Leichen die Haare abgeschnitten 
worden waren, in den Verbrennungsôfen verbrannt. Von den 
Vergasungsràumen waren Aufzüge zu den Ofen gebaut worden, 
damit die Leichen schneller zu den Verbrennungsôfen transpor- 
tiert werden konnten.” 

S. 126: 

‘‘Im Jahre 1942 und in der ersten Zeit des Jahres 1943 
schwankte die Starke der RSHA-Transporte zwischen 1.000 und 
3.000 Personen. Dies ergibt sich aus den Einlassungen der 
Angcklagten, soweit ihnen gefolgt werden konnte, und den 


Aussagen der Zeugen Philipp Muller, Kagan, Wasserstrôm, Laks 
und Vrba. Mit den kleinsten Transporten wurden somit min- 
destens 1.000 Menschen nach Auschwitz deportiert. Diese 
Mindeststàrke hat das Schwurgericht der Feststellung der unter 
der Mitwirkung des Angestellten Mulka getôteten Opfer zu 
Grunde gelegt. Von ihr war die Zahl derjenigen jüdischen 
Menschen abzuziehen, die als arbeitsfahig ausgesondert und in 
das Lager aufgenommen worden sind. Es waren zwischen 10 
und 15%, in seltenen Fallen mehr, jedoch nie über 25%. Das 
ergibt sich ebenfalls aus den Einlassungen der Angeklagten, dem 
Broadbericht, der von 10 bis 15% spricht, und den Aussagen 
einer Vielzahl von Zeugen.” 

S. 128: 

“Diese Arg- und W'ehrlosigkeit hat man bei den Tôtungs- 
aktionen bewuBt ausgcnulzt, um die Aktioncn schnell und 
planmafiig durchführen zu kônnen. Die Aktionen verliefen 
daher fast ausnahmslos ohne Zwischenfalle." 

S. 131: 

“ .... ist das Vcrbot der Tôtung anderer Menschen — auch der 
jüdischen Menschen - im NS-Staat nie, auch nicht durch den 
Geheimbefehl Hitlers, aufgehoben worden. Dies ist Icicht daraus 
zu ersehen, dafi die Tôtung eines Juden durch anderc (gleich- 
gültig ob durch Zivilisten oder Militarpersonen) auch im NS- 
Staat nach § 21 1 verfolgt und bestraft wurde. Selbst Angchôrige 
der Polizei und SS wurden, wenn sie Juden eigenmiichtig 
tôteten, zur Verantwortung gezogen. Dabei ist es unerhcblich, 
daB in solchcn Fallen haufig nur geringe Strafen ausgesprochen 
wurden. 

Hitler hat sich nur unter MiBbrauch seiner MachlfüUe über 
das auch für ihn geltende in § 211 StGB cnthaltene Tôtungs- 
verbot hinwcggesctzt und seine strafrechtliche Verantwortung 
kraft seiner unumschranktcn Macht verhindert und auch die 
Bcstrafung seiner die Tôtungsbefehle ausführenden Komplizen 
kraft seiner faktischen Macht unmôglich gemacht." 

S. 135: 

“Nach § 47 MSTGB (Militàrstrafgesetzbuch, auch für An- 
gehôrige der Waffen-SS verbindlich) war grundsatzlich der Vor- 
gesetztc allein verantwortlich, wenn durch die Ausführung eines 
Befehls in Dienstsachen ein Strafgcsetz verletzt wurde. Jedoch 
traf den gchorchcnden Unlcrgebenen die Strafe des Teilnch- 
mers, wenn cr entweder den erteilten Befehl übcrschrittcn hatte 
(Abs. 1 Nr. 1) oder wenn ihm bekannt gewesen ist, daB der 
Befehl des Vorgesetzten eine Handlung betraf, welche ein 
allgcmeines oder militàrisches Vcrbrcchen oder Vergehen be- 
zweekte. (Abs. 1 Nr. 2)" 

S. 151: 

“ Andererseits waren aile Beihüfehandlungen bereits zur lat- 
zeit mit der Todesstrafe bedroht, an deren Sicile jetzt die 
lebenslange Zuchthausstrafe tritt. Für die nach dem Inkraft- 
treten der Verordnung vom 29.5.1943 (RGB1. Seite 341) 
begangenen Beihüfehandlungen ergibt sich das unmittelbar aus 
den durch diese VO gcândertcn Bestimmungcn der §§44 und 
49 StGB. Aber auch die vor Inkrafttreten dieser VO von den 
Angeklagten geleisteten Beihüfehandlungen zum Mord waren 
bereits mit der Todesstrafe bedroht. Das ergibt sich aus § 4 der 
V'O gegen Gewaltverbrecher vom 15.12.1939 (RGBI, S. 2378).’’ 

S. 187: 

“Die sog. Bunkerentleerungen und die nachfolgenden Er- 
schieBungcn erfolgten ohne Urtcil eines Gerichts, auch nicht auf 
Grund.eines Standgerichtsurteils oder eines Exekutionsbefehls 
einer hôhercn Dienststelle (z.B. des RSHA). Sie wurden eigen- 
machtig von den an den Bunkerentleerungen teilnehmenden 
SS-Angehôrigen durchgeführt. 

Im Jahre 1943 wurde gegen Grabner ein Ermittlungsverfah- 
ren wegen dieser eigenmàchtigen Erschiefiungen eingeleitet, das 
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zur Anklageerhebung gegen Grabner wegen Mordes in min- 
destens 2.000 Fàllen bei dem SS- und Polizeigericht in Weimar 
fiihrte. Die Hauptverhandlung vor diesem Gericht, das unter 
Vorsitz des Zeugen Dr. Hansen tagte, wurde jedoch nicht bis zu 
Ende durchgeführt, sondern zur weiteren Aufklârung vertagt, 
nachdem der Anldagevertreter für Grabner eine hohe Zucht- 
hausstrafe beantragt hatte.” 

S. 209: 

“Auch das spricht dafür, dafi die ErschieBungen damais 
eigenmachtig ohne hôheren Befehl erfolgt sind. Grabner berief 
sich zwar - vvie der Zeuge Dr. Hansen glaubhaft bekundet hat - 
in der damaligen Hauptverhandlung auf angeblichen Befehl des 
RSHA, nachdem er in die Enge getrieben worden war. Vorher 
wâhrend des Ermittlungsverfahrens halte er sich aber nicht 
darauf berufen. Seine Einlassung stand auch — so hat der Zeuge 
Dr. Hansen vveiter ausgesagt - in Widerspruch zu den Aussagen 
einer Reihe von Zeugen.” 

S. 384: 

"Jedermann ist das in § 211 enthaltene Tôtungsverbot 
bekannt. Es galt auch im KL-Auschwitz gegeniibcr sog. ‘Staats- 
feindcn’. Nicht einmal die NS-Machthaber und die hôhere 
SS-Fiihrung hatte den SS-Führern und Unterführern im KL- 
Auschwitz die Bcfugnis eingeraumt, (wozu sie allerdings auch 
gar nicht bcrechtigt gewesen wàren) eigenmachtig Haftlinge zu 
toten." 

S. 403: 

"Nach der Aussage des Zeugen Laks sind auf jeden Fall zwei 
Haftlinge. nàmlich Hess und Grünfeld oder Grünberg von Kaduk 
ausgesondert und anschlieûend getôtet worden. Es konnte daher 
mit Sicherheit festgestellt werden. dafi Kaduk bei dieser Selek- 
t'°n mindestens zwei Haftlinge für den Tod ausgesucht hat, die 

anschlicBcnd durch Zyklon B getôtet worden sind Der 

Angeklagtc Kaduk hat in Abrede gestellt, einen Haftling beim 
Appell zusammen mit Clausen totgetrampelt zu haben. Er ist 
jedoch durch die glaubhafte Aussage des Zeugen Dr. Skrein 
überführt worden, ...” 


S. 404: 

Der Angcklagte Kaduk hat in Abrede gestellt, jemals Haft- 
linge in Auschwitz getôtet zu haben. Im Quarantanelager in 
Birkenau habe er — so hat er sich eingelassen — nie dienstlich 
etwas zu tun gehabt. Er sei nur im Stammlager cingesetzt 
gewesen. Im übrigen sei er um die fragliche Zeit malariakrank 
gewesen. 

Der Angeklagte Kaduk isi jedoch durch die glaubhafte 
Aussage des Zeugen Dôring überführt worden.” 

S. 434: 

"Dcnn bei I.agerselektionen wurde stets eine grôfiere Anzahl 
von Haftlingen ausgesondert und durch Gas in den Gaskammcrn 
wurden stets nur grôfiere Gruppen von Haftlingen getôtet. Bei 
weniger als fünfzig Haftlingen ‘lohnte’ sich nach damaliger 
Auffassung der Aufwand, der mit einer LKW-Verladung und 
Vergasung in einer Gaskammer verbunden war, nicht.” 

S. 447: 

“Es war allerdings nicht zu kliiren, ob aile dreitausend 
Menschen in einer cinzigen Gaskammer gleichzeitig getôtet 
worden sind oder ob sic auf verschiedene Gaskammern verteilt 
oder in einer Gaskammer nacheinander getôtet worden sind.” 

S. 472: 

“Schlieûlich haben die Zeugen Philipp Müller und Paisikovic, 
die im jüdischen Sonderkommando in den Krematorien tàtig 
waren, glaubhaft bekundet, daB stets ein Arzt wahrend des 
Vergasu ngsvorganges durch ein Guckloch den Todcskampf der 
eingeschlossenen Menschen beobachtet habe.” 

S. 472: 

"Dcnn nach der glaubhaften Aussage des Zeugen Hilse, der 
in der Güterabfertigung am Bhf. in Auschwitz tatig gewesen ist, 
kamen in der Zeit von Mai bis Juli 1944 allein aus Ungarn etwa 
120 Güterzüge mit Juden an. Das bedeutet, daB an jedem Tag 
mindestens ein RSHA-Transport und an etwa 30 weiteren Tagen 
zusàtzlich ein zweiter Transport angekommen sein muB. Es 
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muûte daher Tag für Tag, haufig auch nachts selektiert werden. 
Es kam wiederholt vor, daû ein Transport noch nicht abge- 
wickelt war, wenn bereits der zweite Güterzug mit RSHA-Juden 
einlief. Das haben mehrere Zeugen bekundet.” 

S. 542: 

“Die Feststellung, daû von jedem der vier Transporte min- 
destens je zweitausend Menschen durch Zyklon B getôtet 
worden sind, beruht auf folgendem: Nach der Aussage der 
Zeugin Dr. Bôhm waren in jedem der Eisenbahnwaggons des 
Transportzuges, der am 29.5.1944 in Auschwitz Birkenau an- 
gekommen ist, über achtzig Personen. Der Zeuge Dr. Berner hat 
die Anzahl der Personen in eincm VVaggon auf über siebzig 
Personen geschatzt. Jeder Zug hatte nach Aussage des bereits 
erwâhnten Zeugen Hilsc, wenn er ausgelastet war. sechzig 
Waggons. Mit den Zügen aus Siebcnbürgcn wurden nach dcn 
übereinslimmenden Aussagen vieler Zeugen und der Angcklag- 
ten groûe Judcntransporte nach Auschwitz gebracht. Es kann 
daher mit Sicherheit davon ausgegangen werden, daû der Zug 
mindestcns 40 Waggons gehabt hat. Mit ihm sind daher, wenn 
man die .Vlindcstzahl von siebzig Menschen pro Waggon zu 
Grunde legt, mindestens zweitauscndachthundert Menschen 
nach Auschwitz transportiez worden. Da nie mehr als 25% in 
das Lager aufgenommen worden sind, kann mit Sicherheit 
davon ausgegangen werden, daû von diesem Transport mindes- 
tens zweitausend Menschen in der Gaskammcr durch Zyklon B 
getôtet worden sind. 

Fiir dcn Transport, der am 3.6.1944 in Auschwitz Birkenau 
ankam, gilt das gleiche.” 

S. 829: 

"Die sog. ’Liquidierung’ des Zigcuncrlagers im Jahre 1944 ist 
bereits erwahnt worden. Im cinzelnen hat das Schwurgerichl auf 
Grund der Aussage der Zeugen Leischow, Bejlin, Bcrgmann, 
Amann, Barcz und Polak folgcndes festgestellt: Im Juli 1944 
wurde die Tôtung der im sog. Zigcunerlagcr in Birkenau (Lager- 
abschnitt B II e) befindlichen Zigcuner, die dort familienweise 
unlergebracht waren und keine Haftlingskicidung trugen, ange- 
ordnet. Zuvor sollten noch kraftige arbeitsfahige Zigeuner und 
solche, die in der Wehrmacht gedient hatten, ausgesondert 
werden. Das geschah auch. ... Am Abcnd des 31.7.1944 kamen 
zwischen 20 und 21.00 Uhr I.KWs in das Zigeunerlager gefah- 
ren. ... Die I.agcrstraûe lag im Dunkeln. Danach wurden aile 
Blocks nach einander von den SS-Angehôrigen ‘geraumt’. ... Aile 
Zigcuner, die noch in dem Zigeunerlager gewesen waren, wur- 
den in den Gaskammern in Birkenau durch Zyklon B getôtet. ... 
Der Zeuge Bejlin hat die Aktion von ■Vnfang bis zu Endc 
miterlebt. Er kannte die Verhaltnisse im Zigeunerlager genau. 
Auch waren ihm aus seiner ârztlichen Tatigkcit einc Reihe von 
SS-Angehôrigen bekannt. ” 

S. 295: 

“Im klcinen Krematorium wurden, soweit das feststellbar 
war, im Jahre 1943 keine Vergasungen mehr durchgeführt. Zu 
dieser Zeit waren bereits die vier neuen Krematorien im Betrieb. 
Zuvor dienten — ab Sommer 1942 — die umgebauten Bauern- 
hauser als Vergasungsraume. Fiel eincs der Krematorien aus, so 
wurde das eine der beiden umgebauten Bauernhauser noch 
weiter als Bunker V zu Vergasungen benutzt.” 

S. 579: 

“Das Gericht hat keine Veranlassung, von Amts wegen 
Ermittlungen darüber anzustellen, wieviel jüdische ehemalige 
Haftlinge aus dem KL. Auschwitz das Lager überlebt haben. Daû 
frühere jüdische Gefangene die Lagerzeit überlebt haben, steht 


mit Sicherheit fest. Denn das Gericht hat eine Reihe jüdischer 
Zeugen vernommen, die früher im KL Auschwitz gefangengehal- 
ten worden sind.” 

S. 85: 

Beweisgrundlagen: Sachkundige Gutachten, glaubhafte Aus- 
sagen von Zeugen, Aufzeichnungen des eh. Lagerkommandan- 
ten Hôss. 

S. 107; Beweiswürdigung: 

“Bei der Feststellung der individuellen Bcteiligung der Angc- 
klagten an den in dem Konzentrationslager Auschwitz begange- 
nen Mordtaten, sei es an Massenmorden, sei es an Einzcltôtun- 
gen, sah sich das Schwurgericht vor auûcrordentlich schwierige 
Aufgabcn gestellt. Die Angeklagten selbst trugen zur Aufklarung 
nur sehr wenig bei. Soweit sie eine Beteiligung zugaben, 
schwachten sie diese ab, stelltcn sie verzerrt dar oder hatten 
stets eine Reihe von Ausreden zur Hand. Die wenigen zur 
Verfügung stehenden Urkunden dienten im wesentlichen nur 
der Aufklarung ailgemeiner Dinge, konnten jedoch über die 
individuelle Schuld der Angeklagten kaum Aufschlufi geben. 

Das Gericht war somit bei der Aufklarung der von den 
Angeklagten begangenen Verbrechen fast ausschlieûlich auf 
Zcugenaussagen angewiesen. Ist ein Zeuge schon nach allgcmei- 
ncr Erfahrung nicht immer ein sicheres Bcweismittcl, so galt 
dies in diesem Prozeû umso mehr, weil die Zeugen über Dinge 
aussagen muûten, die bereits 20 Jahre zurückliegen. Hinzu 
kommt, daû kaum Zeugen vorhanden waren, die als neutrale 
Bcobachter die Vorfalle im KZ Auschwitz miterlebt haben. Die 
Zeugen, die als ehemalige Angehôrige der Waffcn-SS im KL- 
Auschwitz tatig waren, waren .... meist wenig ergiebig.” 

S. 109: 

"Denn dem Gericht fehlten fast aile in eincm normalen 
Mordprozeû zur Verfügung stehenden Erkenntnismôglichkeitcn, 
um sich ein getreucs Bild des tatsachlichen Gcschchens im 
Zcitpunkt des Mordes zu verschaffen. Es fehlten die Leichen der 
Opfer, Obduktionsprotokolle, Gutachten von Sachverstândigen 
über die Ursache des Todes und die Todcsstunde, es fehlten 
Spurcn der Tâter, Mordwaffen usw. Eine Übcrprüfung der 
Zeugcnaussagcn war nur in seltenen Fâllen môglich.” 

Diese Auszüge aus der 920 Seiten umfassenden 
Urteilsbegründung des Mammutprozesses gegen 20 An- 
geklagte konnen zweifellos nur Strukturen jenes Pro- 
zesses aufzeigen, die von allgemein-historischem Inter- 
esse sind, zumal Ausführungen, die sich mit den einzel- 
nen Angeklagten befassen, tunlichst ausgespart blie- 
ben. Schon aus den Zitaten ist deutlich geworden, in 
welchem Mal3e Feststellungen für historische Ereignisse 
einzig und allein auf Grund von Zeugenaussagen ge- 
troffen worden sind, ohne erganzende Beweisstücke, in 
welchem MaBe Vemichtungen durch Gas behauptet 
wurden allein auf Grund von Zeugenaussagen über 
Transporte. Es ist auffallend, wie oft von Gaskammern 
und Vergasung gesprochen wurde, ohne auch nur 
anklingen zu lassen, dal3 man über Einzelheiten, wie 
eine solche Gaskammer aussah, welche Kapazitàt sie 
hatte, wie die technische Bewaltigung solcher grotèen 
Verjiichtungszahlen überhaupt môglich war, dall Zy- 
klon-B vcrseuchte Ràumc erst 20 Stunden cntlüften 
muBten, chc sich dort überhaupt jemand betàtigen konn- 
te, wie und mit welchem Brennstoff verbrannt wurde, 
usw., das Gericht überhaupt keine bzw. so gut wie keine 
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nàheren Nachforschungen angestellt und für erforder- 
lich gehalten hat. 

DaB Vergasungen leichtfertig behauptet wurden, 
geht besonders aus S. 97 der Urteilsbegründung hervor, 
wo festgestellt wird, daB ab und zu Transporte ge- 
schlossen in das Gas geführt wurden und erst anschlie- 
fiend die Arbeitsfàhigen eingekleidet und in die Lager- 
stàrke aufgenommen wurden. Vieles bleibt fraglich: Da 
gab es Korruption und keine Disziplin unter der SS, da 
gab es Gelage mit Haftlingen, Kapos und SS-Angehôri- 
gen, dabei soll jeder gewuSt haben, was in Birkenau 
vor sich ging, und dennoch waren aile ahnungslos, und 
es gab so gut wie keine Zwischenfàlle. Da gab es einen 
hohen Grundwasserspiegel im gesamten Lagergebiet, so 
daJ3 Entwàsserungsgràben gegraben werden muBten, 
und trotzdem waren trockene Gràben zum Verbrennen 
von Leichen môglich. Weder wurde danach gefragt, mit 
welchem Brennmaterial verbrannt wurde, noch was 
mit der Asche geschah, wo und wie das Brennmaterial 
herbeigeschafft und gelagert wurde. Wie konnte das 
Krematoriumspersonal im ErdgeschoB arbeiten, wâh- 
rend im KellergeschoB mit Zyklon B vergast wurde? 
Wie konnten im KellergeschoB die Menschen ahnungs- 
los in die Entkleide- und Vergasungsràume gehen, 
wenn doch der Verbrennungsgeruch, der von einem 
Stock werk darüber ausging, meilenweit zu riechen war 
und die Flammen wer weiB wie weit zu sehen waren? 
Das Gericht hatte nach ail dem nicht gefragt, auch 
nicht nach Luftaufnahmen der US-Airforce, obwohl 
diese in den amerikanischen Archiven vorlagen. Dem 
Historiker bleibt in der Tat nur das Wundern (Zweifeln 
soll ja nicht mehr erlaubt sein). 

So mu/3 es gleichermaBen unbefriedigend bleiben, 
wenn das Gericht Anzahl und Stârke von Transporter^ 
auf Grund von Zeugenaussagen feststellt, ohne offen- 


sichtlich andere Beweisstiicke heranzuziehen, nicht 
einmal jene, von denen das Gericht behauptet hatte, 
daB es sie gegeben habe: nàmlich die in elf- bis 
zwôlffacher Ausfertigung vorliegenden Zugangslisten 
der in die Lagerstarke aufgenommenen Hâftlinge, also 
auch jener 10 - 25% Arbeitsfàhigen der Transporte. Es 
wàre nicht verstàndiich, daB keine einzige dieser vielen 
Listen den Krieg überstandnn haben sollte, an Hand 
deren man konkrete Fakten sicher einwandfrei 

feststellen und Zeugenaussagen hatte überprüfen 
kônnen. 

Zwar ist angeklungen, daB es einige Betriebe gab, in 
denen Hâftlinge arbeiteten, doch Nàheres hieriiber war 
aus der Urteilsbegründung nicht zu erfahren. Sicher 
war es nicht Aufgabe des Gerichts, dies ailes aufzuhel- 
len, doch wird hierdurch deutlich, wie sehr sich histori- 
sche Forschung von juristischer Verfahrensweise unter- 
scheidet. Grundsàtzlich aber ist darauf hinzuweisen, 
welches Gewicht das Gericht Dokumenten zugewiesen 
hat, die für die historische Forschung noch lange nicht 
als einwandfrei, d.h. authentisch erkannt worden sind, 
selbst wenn Sachgutachter des Instituts für Zeitge- 
schichte in München jene als echt ausgewiesen haben. 
Auch bleibt festzuhalten, daB das Gericht die vorge- 
tragenen Sachgutachten der Vertreter des Instituts für 
Zeitgeschichte als richtig unterstellt, jene aber keines- 
wegs von der Sache überprüft hat, und daB Sachgut- 
achten schlieBlich nur von jener einen offiziellen In- 
stanz zugelassen worden waren bzw. ermôglicht wur- 
den, die vom gleichen politischen Willenstràger zumin- 
dest den grôBten Teil des Gehalts beziehen, wie die 
Staatsanwaltschaften. DaB das Gericht die Kriegs- 
schuldfrage wie seit 1945 üblich deklarierte und von 
daher deutsche Schuldhandlungen a priori ableitete, 
wirkte sich natürlich auch auf die Gesamtdiktion 
der ProzeBführung aus. 
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Das grauenvolle Sterben im Chaos von Majdanek 
— Ein neues Bild von dem Vernichtungslager — 


Gleichwohl blieb es dem West-Berliner Professor Wolf- 
gang Scheffler, der jetzt in dem Prozefi den letzten Teil seines 
zeithistorischen Gutachtens erstattet hat, vorbehalten, dieses 
Bild noch cinmal zu korrigieren. Scheffler hatte Gelegenheit, die 
vor allem in polnischen Archiven liegenden Urkunden übcr 
Majdanek gründlich zu studiercn. Es ist der biirokratischen 
Akribie der SS zu verdankcn, daB damais Mengen von Akten 
und Dokumenten iiber Majdanek angefertigt wurdcn und im 
Jahrc 1944 bei der überstiirzten Flucht vicier SS-Dienststellen 
erhaltcn bliebcn. Die Summe der zeithistorischen Quellen ist 
beinahe unbegrenzt: Bauleitplànc, Inspektionsbcrichte, Be- 
schwerden, Riigen, Bcfehle, Fahrplànc der Reichsbahn, Abrcch- 
nungcn iiber Menschentransporte in Giiterzügen, der tâglichc 
Papierkrieg um Lebensmittelkarten, Munitions- und Treibstoff- 
zuteilungen. Vor allem aber belcgen die Dokumentc, die Scheff- 
Icr auswerten konnte, wie sehr Himmler, der Reichsführer der 
SS, in seiner ganzen personlichen Unfàhigkcit in Majdanek ein 
“Chaos” organisicrte, das er gar nicht anstrcbte. 

Das Fazit dieses Gutachtens lüfit sich in drei Thesen formu- 
liez n: Majdanek war entgegen einem auch heute noch verbrei- 
teten Irrtum nicht als reines Vernichtungslager fiir Judcn ge- 
plant worden wie etwa die Lagerkette Treblinka-Belzec-Sobibor; 
in Majdanek sind nicht, wie das in sowjetischen und polnischen 
Darstellungcn immer noch behauptct wird, eine Million, son- 
dent etwa 200.000 Menschcn getôtet worden und umgekom- 
men; schlicBlich geriet das Lager Majdanek den Bewachcrn von 
der SS zeitwcilig so sehr auBer Kontrolle, daB die Technik der 
“Endlôsung” in ail ihrer Perfidie hier schlicBlich nicht mehr 
funktioniertc. 

Dies ailes hat natürlich Gründe, die inzwischcn wissenschaft- 
lich belegbar sind. Himmler hatte im Jahre 1941 das utopische 
Ziel, die Polen vôllig aus dem “Generalgouvernement” zu 
vertreiben und es mit Deutschen zu besiedeln. Fiir den “Ost- 
raum” galt die Parole: Beherrschen, verwalten, ausbeuten. Die 
Idee, im Gebiet von Lublin, wo der hôhere SS- und Polizeifiihrer 
Odilo Globlocnik die Befehlsgewalt hatte, ein riesiges Produk- 
tionsarsenal fiir die SS zu schaffen, kam Himmler im Juli 1941. 
Urkunden beweisen, woran er dachte: Uniformfabriken, Schuh- 
fabriken, Holzwerke, Metallwerke, Steinbrüche, also Versor- 
gungsbetriebe jeglichcr Art in Unabhangigkeit von der Wehr- 
macht. Die Wehrmacht freilich sollte fiir diese Arbeit die 
sowjetischen Kriegsgefangenen liefern, zunàchst 100.000, dann 
125.000, schlicBlich 150.000 Mann. Der Tarnungsbegriff 
“Kriegsgefangenenlager Lublin-Majdanek” war der SS dabei 
auch deshalb durchaus willkommen, weil sie von hier aus die 
technische Vorrüstung fiir die zur Tôtung der Juden zu errich- 
tenden Vernichtungslager Treblinka, Belzec, Sobibor und Chel- 
mno betreiben konnte. 


In Lublin sollte ailes von Anfang in grofiem Stil angelegt 
werden, von GroBwàschereien iiber die Fabrikhallen bis zu den 
Krematorien. Doch die an Himmlers Berliner Schreibtisch be- 
triebenen Plane, obwohl ununterbrochen in Befehlc nach Lublin 
umgesetzt, hat te n mit den Realitaten auf dem GroBbaugeliinde 
von Majdanek nie etwas gemein. Etwa zwei Drittel der als 
Arbeitskraftc eingesetzten Kriegsgefangenen starben binnen 
weniger Monate an Entkraftung und Unterernàhrung dahin. 

Schon im Winter 1941 beschrieb die SS-Bauleitung in Majda- 
nek das sich abzeichnende Chaos: standig entweichendc Gefan- 
gene, kein Treibstoff, kaum Baumatcrial, zu wenig Transport- 
mittcl, dazu Schneestürmc und klirrender Frost. Himmlers 
Wahn von einem Muster-KZ als Produktionsstiitte in der Rcgie 
der SS wurde bald auch vom Reichsverkchrsministerium durch- 
kreuzt. Dort bcfiirchtete man ernstc Stôrungen bei der Vcrsor- 
gung der Front fiir den F ali, dafi die SS weiterhin fiir ihre 
Zwecke tàglich Hunderte von Giiterwagcn und Lokomotivcn 
rcklamiere. 

Im Tauziehen der verschiedenen Behôrdcn, mal SS, mal 
Wehrmacht, mal Reichsbahn, geriet das Lager Majdanek zu 
einem kaum mehr vorstellbaren Zcntrum des Mordens und des 
Sterbens. Brunnen, die man fiir Trinkwasser nicdcrbrachtc, 
versiegten. Die F.ntwàsserung versagte ganz und gar. Die Abort- 
gruben quollen iiber. Der erste Lagerchcf, Standartenführer 
Koch, war derart korrupt, dafi sogar die SS ihn der Bereichcrung 
und des Mordes an Gefangenen bcschuldigte. Offiziell war es 
zwar verboten, Gefangene zu prügeln, in der Praxis aber war 
Disziplin nur noch durch wilde SchicBereien der Wachmann- 
schaften herbeizufiihren. Das Lager war kaum gcsichert. Seu- 
chen griffen so sehr um sich. daB auch die Bewacher um ihr 
I.eben fürchteten. Tausende starben dahin, zunàchst Kriegsge- 
fangene, dann Zivildcportierte, schlicBlich auch sogenannte 
Arbeitsjuden. 

Als Himmler erkannte, dafi man mit todkranken Kriegsge- 
fangenen nicht arbeiten konnte, kiindigte er 100.000 mànnlichc 
und 50.000 weibliche Juden als Arbeitskràfte an. Zu einer 
Produktion von Gütern jedoch kam man in Majdanek auch im 
Jahre 1942 kaum. Die Lagerführer — Koch, Kôgel, Florstedt, 
WeiB, Liebehenschel — wurden aile paar Monate ausgewechselt, 
meistens abgelôst wegen Korruption und Unfàhigkeit. 

Die SS hat sich das Chaos von Majdanek selbst bescheinigt. 
SS-Untersuchungsfiihrer riigten, daB die Taschen der Wachmann- 
schafte-n voiler Gold und Devisen steckten. Das SS-Hygieneamt 
stellte nach einer Inspektion fest, Brunnen seien direkt neben 
Abortgruben gebohrt worden, die Seuchengefahr sei nicht ge- 
bannt. Waschbaracken seien nicht vorhanden, die Klàranlagen 
seien funktionsunfàhig. Mit der “Ausstattung der KZs im 
Altreich”, so zynisch das heute klingt, sei Majdanek nicht 
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entfernt zu vergleichen. Stahlbeton stehe nicht zur Verfügung, 
die Stromversorgung und das Problem der Wassergewinnung 
seien “nicht gelôst”. 

In diese Situation hinein kamen dann von Mitte 1942 an 
laufend jene Juden, die Himmler als Arbeitskràfte avisicrt hatte. 
Der Historiker Scheffler ist, obwohl in Majdanek schliefllich 
auch Gaskammern gebaut wurden, heute davon überzeugt, in 
diesem Lager sei allenfalls jedes vierte der Opfer mit Zyklon in 
den Gaskammern getôtet worden. Er meint aufgrund der Do- 
kumente heute sagen zu kônnen, daB auf das Konto der 
regelmàfiig vorgenommenen Massenerschiefiungen (etwa bei der 
“Aktion Erntefest” Anfang November 1943) fünfzehn Prozent 
der Todesopfer kamen; sechzig Prozent der vielleicht 250.000, 
wahrscheinlich aber 200.000 Menschen, die in Majdanek ihr 
Leben verloren, aber seien schlicht dahingcstorben, seien das 
Opfer von Seuchen, von Hunger und Durst geworden. 


So ergibt sich von Majdanek ein in gewisser Weise neues, 
doch nicht weniger grauenhaftes Bild: Majdanek war unter allen 
Mordunternehmen der SS jenes Projekt, bei dem ihre Organisa- 
tion versagte. Da Himmler aber ausgerechnet dieses “KZ 
Lublin”, wie es von 1943 an hiefi, gleich einem Lieblingsprojekt 
an seiner personlichen Befehlsleinc führte, miûriet es zu einem 
Ort des Massensterbens, der sHbsf Inspizienten der SS zu Kritik 
bewog. 

Als Himmler in Berlin immer r.och davon trâumte, Majdanek 
kônnte eines Tages zum zentralen Nachschublagcr fîir die 
gesamte Waffen-SS im Osten 'verden, nahte am Stadtrand von 
Lublin die Stunde der Befreiung: Am 24. Juli 1944 konnten 
deutsche und polnische Hàftlingskommandos endlich die recht 
schwach gewordenen Reste der SS-Wachmannschaften über- 
wâltigen; wenig spàter marschierte die Rote Armee ein. ’’ 


□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□O 


Liest man einen solchen Artikel in der Frankfurter 
Allgemeinen, so ist der Eindruck wie gewünscht .und 
üblicherweise wie gehabt. Vollmundige Empôrung über 
ein boses Kapitel deutscher Geschichte, — wobei 
es auf die Fakten nicht so genau ankommt. Denn 
wegen “Verunglimpfung des Andenkens Verstorbener” 
kann sich kein Angehôriger der so Verunglimpften 
beim Staatsanwalt beschweren. Auch daB unentwegt 
über “bôse Kapitel” aus der Geschichte “der anderen” 
wortlos hinweggegeistert wird, sollte uns Deutsche 
nicht mehr wundern, - für “Befreier” gelten hait an- 
dere MaBstàbe! 

Doch sezieren wir diesen Artikel einmal auf seine 
ausgeführten Fakten: 

1. ) Dank der bürokratischen Akribie der SS liegen 
Mengen von Akten und Dokumenten über Majdanek 
vor. Die vorhandenen zeithistorischen Quellen sind 
beinahe unbegrenzt, Bauplàne, Inspektionsberichte .... 

2. ) 1944 gab es eine überstürzte Flucht vieler 
SS-Dienststellen. 

3. ) Himmler, persônlich unfàhig, organisierte ein 
nicht gewünschtes “Chaos”. 

4. ) Es war ein weitverbreiteter Irrtum, zu behaup- 
ten, Majdanek wàre ein reines Vernichtungslager ge- 
wesen. Nicht 1 Million, sondern etwa 200.000 Men- 
schen sind dort getôtet worden und umgekommen: 
oder an anderer Stelle, 60% dieser Zahl sind das Opfer 
von Seuchen, Hunger und Durst geworden. 

5. ) Das Lager Majdanek geriet den SS-Bewachern 
zeitweilig auBer Kontrolle, so daB die “Technik der 
Endlôsung” nicht mehr funktionierte. 

6. ) Himmlers Idee war 1941, im Gebiet von Lublin 
(also auch Majdanek) ein “Muster-KZ als Produk- 
tionsstatte”, ein riesiges Produktionsarsenal für die SS 
im groBen Stil zu schaffen (Uniform-, Holz-, Metall-, 
Versorgungsbetriebe, GroBwàschereien ....). Dies war 
ein Wahn. 

7. ) Als Arbeitskràfte sollten Kriegsgefangene die-- 
nen. 

8. ) Der Begriff “Kriegsgefangenenlager” warjedoch 
nur Tarnung. 


9. ) Der Tarnungsbegriff war willkommen, weil von 
hier aus die technische Vorrüstung für andere Ver- 
nichtungslager betrieben werden konnte. (Was das 
heiBen soll, war nicht zu ermitteln). 

10. ) Es gab ein GroBbaugelànde in Majdanek. Dort 
starben 2/3 der als Arbeitskràfte eingesetzten Kriegs- 
gefangenen. 

11. ) Das Lager war kaum gesichert, stàndig ent- 
wichen Kriegsgefangene. 

12. ) Es gab keinen Treibstoff, kaum Baumaterial, 
zu wenig Transportmittel, dazu Schneestürme und 
Frost. 

13. ) Das Reichsverkehrsministerium durchkreuzte 
des Reichsführers Plàne. 

14. ) Im Tauziehen der verschiedenen Behôrden 
geriet das Lager Majdanek zum Zentrum des Mordens 
und Sterbens. 

15. ) Der korrupte Lagerchef Koch wurde von der 
SS der Bereicherung und des Mordes beschuldigt; die 
nachfolgenden Lagerführer waren auch korrupt und 
unfàhig. 

16. ) Disziplin war nur noch durch wilde SchieBe- 
reien der Wachmannschaften herbeizuführen. 

17. ) Seuchen griffen um sich, auch die Bewacher 
fürchteten um ihr Leben. 

18. ) Im Projekt Majdanek hat die SS-Organisation 
versagt, obwohl Himmler es an seiner Befehlsleine 
führte. 

19. ) Als die Rote Armee bereits am Stadtrand von 
Lublin stand und nur noch schwach gewordene Reste 
der Wachmannschaften vorhanden waren, tràumte 
Himmler noch von Majdanek als zentralem Nachschub- 
lager für die gesamte Waffen-SS im Osten. 

Geht man diese “Erkenntnisse” der Frankfurter 
Allgemeine wissenschaftlich-sachlich durch und ver- 
sucht, ein System der Logik und technischen Moglich- 
keiten zu ordnen, so stellt man resignierend fest, daB 
da kaum noch etwas zu einander paBt, auBer allerdings 
die durchgàngige Méthode breitkalibrigen Trommel- 
feuers, bei dem dann niemand mehr so genau nach- 
denkt. 
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Gutachten 

KL-Majdanek 

Dem voranstehenden Zeitungsartikel der “Frank- 
furter Allgemeine” liegen folgende Aussagen des Gut- 
achtens von Prof. Dr. Scheffler zu Grunde: 

1) “Deutschbesiedlung des gesamten Distrikts Lub- 
lin durchzuführen und dariiber hinausgehend (Zielbild) 
in AnschluB an die nordisch bzw. deutschbesiedelten 
baltischen Lânder iiber Distrikt Lublin einen AnschluB 
an das deutsch besiedelte Siebenbiirgen herzustellen.” 

— Dieser mysteriôse “Brief” eines “ Hstuf. Hellmut 
Müller an den Chef des RuSHA, — Personalakte Glo- 
bocnik vom 15. Oktober 1941” bleibt beim Gutachter 
oh ne quellenkritische Analyse und wird als authentisch 
und allgemein-verbindlich dargestellt, obgleich der In- 
halt hahnebiichender Unsinn ist. 

2) “Zur Realisierung dieser utopischen Bevolke- 
rungspolitik beabsichtigte Himmler ... Lublin zu einem 
Schwerpunkt zentraler SS-Behôrden der verschieden- 
sten Art zu machen.” 

3) Das Lager Majdanek sollte Arbeitskràfte und 
Werkstatten stellen. 

4) Das Krematorium in Majdanek bestand laut 
Gutachten — Bezug ein Vorentwurf “MM,M 805” — 
aus “5 Stück Muffelofen mit je 3 Muffeln für 2 Mann, 
so dal3 in einer Stunde 60 Mann eingeâschert werden 
konnen”. — Also Verbrennung incl. ail der zusàtz- 
lichen Arbeit pro Leiche = 30 Minuten, — eine techni- 
sche Unmoglichkeit. Im Gutachten wird jedoch auf 
diese technische Unmoglichkeit nicht hingewiesen. 

5) In Lublin wurden auch aile Sicher- 
heitsmaSnahmen aufler Acht gelassen, 
wie der Massenausbruch der Kriegsgefan- 
genen sowie die standigen Einzelflucht- 
fàlle beweisen. 

6) Im Majdanek KL-Bekleidungswerk 
waren nur 10 Aufseherinnen bei über 
2.000 Hàftlingen, davon 1.300 im Ar- 
beitseinsatz, vorhanden. 

7) Im Januar 1942 muBte Himmler 
klar geworden sein, dal3 sein Plan vom 
Spâtsommer 1941, sich einen Anteil an 
sowjetischen Kriegsgefangenen zu 
sichem, nicht zu verwirklichen war. (Zu 
viele waren an mangelhafter Organisa- 
tion, Hunger und Seuchen gestorben). 


8) Das Eisenbahnnetz von Lublin war eingleisig und 
bis an die Grenze seiner Leistungsfâhigkeit von Wehr- 
machttransporten beansprucht, der Bahnhof Lublin 
infolge des Stockens der Nachschubtransporte stândig 
bedràngt, so dalâ seine Aufnahmefàhigkeit wiederholt 
für làngere Zeit vôllig erschôpft war. 

9) Aile Planungs- und Bauentwürfe des KL-Majda- 
nek muBten von der Bauinspektion in Krakau sowie 
der Bauleitung Lublin vorgeprüft und dem Hauptamt 
in Berlin zur Genehmigung vorgelegt werden, wobei 
von dort angeordnete Anderungen berücksichtigt wer- 
den muBten. Dies bedeutete aber auch, datë sich der 
Ausbau des Lagers nicht im Geheimen vollzog. 

10) Die Wasserversorgung des Lagers war und blieb 
unzureichend, auch nach Anschlutë an die ebenfalls 
problematische Wasserversorgung der Stadt Lublin; 
dies verursachte eine latente Seuchengefahr. 

11) Eine Rekonstruktion der Krematorien und 
Gaskammern im KL-Majdanek ist auf Grund des 
lückenhaften Dokumentenmaterials nicht môglich. Ja, 
“es ist sehr stôrend festzustellen, dal3 in der bisherigen 
Literatur und auch anderen Unterlagen ... diese Zu- 
sammenhànge über den Bau von Krematorien und 
Gaskammern nie richtig untersucht worden sind”, — 
obwohl “eine ganze Reihe von Organisationen bzw. 
Amtern mit diesen Dingen in Zusammenarbeit mit 
Privatfirmen tàtig waren”. (Man vergleiche Punkt 4) 
“Muffelofen” ).■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■■ 

12) Noch im Mai 1942 stellte die Bauinspektion in 
Krakau fest, daB die Planung für eine Entlausungs- 
baracke, einen Leichenschuppen und ein Krematorium 
noch keine Bauantràge ermoglichen. Wann genau “das 
groSe Krematorium” im Jahre 1943 gebaut (Sommer/ 
Herbst ? ) und fertiggestellt (Dezember ? ) wurde, làftt 
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sich nicht nàher bestimmen. Was “groBes” und “klei- 
nes” Krematorium bedeuten, wird nicht definiert. 
■■■13) “Die Frage, ob in den beiden Krematorien l 
Vergasungsrâume bestanden, wenn ja, ob sie benutzt ■ 
wurden, kann nach den wenigen vorhandenen Unter- « 
lagen nicht beantwortet werden.” ■■■■■■■■■■■■■■■■■ ■ 

14) “Auch der Gang der Errichtung des Gaskam- ■ 
merkomplexes lâSt sich nach den vorhandenen Unter- ■ 
lagen nicht rekonstruieren.” — Nach dem Krieg sind ■ 
jedoch Gebâude — Badebarac ken — ’Vorz u f in den , die 
zeigen, “daB sowohl Vorrichtungen für die Vergasung 
mit Zyklon-B als auch mit Kohlenoxydgas bestanden”. 
Ein Verzeichnis über die Konstruktion der an der 
Gaskammer vorhandenen üfen und ihre Funktion liegt 
im Muséum in Majdanek. — Der Beschreibung nach 
handelt es sich ebenfalls um ein Nachkriegsprodukt. 
denn sonst hatte sich das Fehlen solcher authentischen 
Unterlagen ja nicht “storend” bemerkbar gemacht. 
Auch wàre sonst nicht notig gewesen, darauf hinzu- 
weisen, daB “dieser Komplex vornehmlich durch Zeu- 
genaussagen aufzuhellen” wàre. Man beachte noch 
einmal Punkt 13)! — Dennoch folgert der Gutachter 
aus diesem Sachverhalt, daB im KL Majdanek Ver- 
gasungseinrichtungen vorhanden gewesen wàren, 
“deren Opferzahl nicht abzuschâtzen ist”. 

15) Zyklon-B wurde von der Firma Tesch & 
Stabenow in Dessau nicht etwa als “Geheime Reichs- 
sache” geliefert; Mitteilungen erfolgten zuweilen auf 
Postkarten. Zyklon-B war ein weltbekanntes Ent- 
wesungsmittel. 

16) Eine zahlenmàBige Erfassung der KL-Hàftlinge 
in Majdanek scheitert an der Unvollstàndigkeit der 
Unterlagen und an der nicht zu ermittelnden Zahl 
weggeführter Transporte. — Man erinnere sich in die- 
sem Zusammenhang der Unmengen vorhandener Un- 
terlagen dank der bürokratischen Akribie der SS, 
Punkt 1.)! 

17) “Am 3. + 4. 11. 1943 wurden zur Überrasch- 
ung der Lagerleitungen im ganzen Distrikt Lublin die 
meisten noch vorhandenen jüdischen Hàftlinge anlàB- 
lich der sogenannten Aktion ‘Erntefest’ erschossen.” 

Die Zahl der Opfer wird mit 40 000 angegeben. — 
Statt Beweisen fiihrt der Gutachter “eine Vielzahl von 
Hinweisen” an, auch Zeugenaussagen und hait selbst 
“intensivere Nachforschungen” für notig, um die An- 
zahl der Opfer naher zu bestimmen; es konnen auch 
“bis zu 18.000 ” gewesen sein, vielleicht auch 4.500. — 
Wer das Kennwort “Erntefest” gepràgt und einen 
solchen ErschieBungsbefehl erteilt, die MaBnahme mit 
wem durchgeführt hat, wird nicht erwàhnt. Auch wird 
nichts über Funde ausgesagt, die die Sowjets nach dem 
Krieg Gelegenheit hatten, der Weltoffentlichkeit vorzu- 
weisen, zumal sie ja wuBten, wo die ErschieBungen 
stattgefunden haben sollen. Insofem ist von Funden 
bis heute nichts bekannt, was der Gutachter indessen 
verschweigt. 


18) Zur Sterblichkeit im KL-Majdanek gibt es nur 
wenige Unterlagen, die jedoch eine enorm hohe Sterb- 
lichkeit ausweisen. 

19) Gesicherte Opferzahlen sind schwierig zu er- 
mitteln. Die Zahl “über eine Million” ist falsch. 
“Wesentlich abgesicherter sind die Schàtzungen der 
polnischen Justiz”. — '.Varum diese “Schàtzungen abge- 
sichert” sein sollen, wird nicht erwàhnt. Jedenfalls 
nach diesen “Schàtzungen” sollen “mindestens” 
60-80.000 Juden dort getôtet worden sein. “Berück- 
sichtigt man dabei, daB ca 25% aller Opfer vergast 
wurden, ca 60% starben, wàhrend der Rest erschossen 
oder auf andere Weise getotet wurde, so ist die Zahl 
von ca 200.000 bis 250.000 umgekommener Menschen 
eine annàhernd realistische Schàtzung.” — Womit die 
“Vergasung” bewiesen sei, wird nicht erwàhnt. Nach 
Punkt 13) konnte diese Frage bekanntlich nach den 
vorhandenen Unterlagen nicht beantwortet werden. 

20) “Aile Zahlenangaben konnen jedoch angesichts 
der unvollstàndigen Anhaltspunkte nur Annàherungs- 
werte sein.” “DaB in Majdanek Zehntausende von 
Menschen umkamen, ist eine Tatsache.” — Ob diese 
Zahl nun auch auf Grund unvollstàndiger Anhalts- 
punkte ermittelt wurde (siehe “aile Zahlenangaben”) 
bzw. womit diese “Tatsache” nun als Tatsache bewie- 
sen ist, wird nicht erlàutert. 

Dem Gutachter Prof. Scheffler ist wohl zuzustim- 
men, daB schon ein Opfer zu viel gewesen wàre, doch 
berücksichtigt er mit keinem Wort, daB damais an der 
Front tàglich Tausende deutscher und verbündeter 
Soldaten, und in der Heimat Frauen und Kinder 
starben und daB Krieg herrschte, für den keineswegs 
Deutschland — schon gar nicht allein — verantwortlich 
war, und dieser Krieg vom Gegner in unüberbietbarer 
Bestialitàt geführt wurde. 

An dieser Frage schlieBlich fàngt jede Bewertung 
an. Doch leider setzt man sich gerade mit diesen 
Zusammenhàngen nicht ôffentlich wissenschaftlich 
auseinander, sondern greift auf den mittelalterlichen 
Index zurück, um Bûcher solcher Analysen aus dem 
ôffentlichen Verkehr zu verbannen und damit aus der 
offentlichen Diskussion auszuschlieBen. AbschlieBend 
sei dem Leser noch durchgegeben, daB selbst die 
“Holocaust-Historiker” seit Kriegsende durchgàngig 
festgestellt haben, daB Majdanek k e i n Vernich- 
tungslager gewesen ist. Ihnen standen seit 1945 die 
gleichen Forschungsquellen wie Herm Prof. Scheffler 
zur Verfügung, mit Ausnahme freilich jener, die man 
erst Jahrzehnte nach Kriegsende angefertigt hat. 

************************* 

Und was macht das Gericht aus diesem Gutachten? 
Dîe Entscheidung in diesem Fall steht noch aus. Nach 
bisheriger Praxis wurden Gutachten dieser Art jedoch 
als überzeugend gewertet und nicht im einzelnen unter- 
sucht. 
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Brief 


Gedanken zur Hochtempe ratur 
Feuerungstechnik 


Sehr geehrter Herr Walendy! 


Als Eisenhütten-Ingenieur b in ich mit der sowohl 
fur Siemens-Martin-Ofen der Stahlmetallurgie als auch 
mit der fur Krematoriumsôfen erforderlichen sogen. 
Hochtemperatur-Feuerungstechnik mittels Brenn- 
stoffen naher vertraut. Ich beziehe mich auf die altéré 
bis etwa 1950 übliche, heutzutage veraltete, Technik 
mit Festbrennstoffen. Diese wurden mit I.uft und 
ctwas Wasserdampf zu einem an CO-(giftig), H 2 -und 
N 2 (als Ballastgas) haltigen angereicherten Brenngas 
geringer Verbrennungswiirme vergast Daher wurden 
für dieses Schwachgas die von Friedrich Siemens er- 
fundenen Gasgeneratoren benôtigt Aïs Festbrennstoff 
einsetzbar ist hierbei Koks, jedoch nicht Stcinkohle. 

Eine Hochtemperatur-Verfeuerung mit Luft erfor- 
dert bei solchem Schwachgas eine Vorwarmung von 
Schwachgas und I.uft. Die Warmeenergie für diese 
Vorwarmung ist durch die ausziehenden Feuerungs- 
abgase des Feuerungsraumes, etwa dem Siemens- 
.Vlartin-Ofen oder den Kremationsraum-Heizzügen zu 
erhalten. Fin Verfahren für solche Vorwarmung ist die 
als Regenerativ-Feuerung oder Umschalt-Feuerung be- 
zeichnete Méthode, erfunden von Wilhelm Siemens. 
Übrigens sind Friedrich und Wilhelm Siemens Brüder 
des bekannten Elektrotechnikers Wemer von Siemens. 

Bei dieser Umschalt-Feuerung werden vier feuerfest 
ausgemauerte, wahrend des Betriebes unzugangliche 
Vorwarmkammern, in ihnen aufgemauerte Steingitter 
aus Feuerfest-Steinen, benutzt, und zwar zwei Luft- 
kammern und zwei Gaskammern. Ein Kammerpaar 
wird zu jedem Betriebszeitpunkt durch Feuerungs- 
abgas beheizt, ein Kammerpaar wàrmt vor, und zwar 
die Luftkammer die Verbrennungsluft, die Gaskammer 
das Schwachgas, danach gelangen Gas und Luft zum 
Brenner. Ist das beheizte Kammerpaar auf etwa 1.200 
Grad C aufgeheizt und hat das vorwarmende Kammer- 
paar infolge des Vorwarmens etwa 900 Grad C er- 
reicht, wird umgeschaltet, es werden also die Funk- 
tionen der zwei Kammerpaare umgewechselt; etwa aile 
20 min wird üblicherweise solche Umschaltung vor- 
genommen. 


Eine Gaskammer kann unfallfrei insbesondere frei 
von F.xplosionsgefahr infolge Miteindringens von Luft, 
nur betrieben werden, wenn eine Zufuhr von Schwach- 
gas bei Kammertemperatur ab etwa 800 Grad C erfolgt 
und das Schwachgas unter Überdruck, etwa um 20 mm 
WS, gegen AuBenatmosphàre steht. Wahrend des Be- 
triebszustandes ist daher eine solche Kammer fest 
verschlossen und unbegehbar. Wollte man unter Kon- 
struktionsanderung Mannlocher einbauen solcher Art, 
dafi im Betriebszustand Moglichkeit des Zutritts be- 
stande, würde mit Dffnen eines Mannlochdeckels 
AuGenluft in die Gaskammer einwirbeln und dieses zur 
Explosion der Kammer führen. Eine Gaskammer einer 
Regenerativ-Feuerung kann also keine Tôtungseinrich- 
tung für Menschen im Sinne des in der KZ-Diskussion 
üblichen Gaskammerbegriffs sein. 

Mehrere Gasgeneratoren wurden zusammengefaBt 
zu einer Gasgeneratorenanlage oder Vergasungsanlage, 
da die Bildung von Schwachgas aus Koks im Gas- 
generator als Vergasung bezeichnet wird. GroBanlagen 
für Siemens- Martin-Stahlwerke sind Freilandanlagen 
mit Regenschutzüberdachung. Kleinanlagen für Kre- 
matorien sind in Gebàuden aufstellbar, der Aufstell- 
raum als Gasgeneratorraum oder Vergasungsraum, 
wenn unter Bodenflur angeordnet, als Gasgenerator- 
keller oder Vergasungskeller bezeichnet. Ein Aufent- 
halt von Personen in einem Vergasungsraum solcher 
Art ist ungefahrlich, er ist zum Zwecke der Bedienung 
der Gasgeneration sogar erforderlich. 

Bei den Überlegungen, wie es zur Entwicklung des 
Gaskammerbegriffs im Sinne der üblichen KZ-Diskus- 
sion gekommen sein mag, ware es von Interesse, das 
oben dargelegte Vokabular technischer Begriffe der 
Schwachgas-Regenerativ-Feuerung mit einzubeziehen. 

In meinen Bemühungen, das “heifie General thema - ’ 
mit kremationstechnischen Daten anzureichern, bin 
ich nun nach mühevollen Recherchen zu einigen 
Zwischenschritten gekommen. 

Namentlich habe ich durch eingehende Besichti- 
gung mit sachkundiger Führung im Krematorium des 
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Lagerkomplex Auschwitz, Aufnahme 1977 


Friedhofs Hamburg-üjendorf, der modernsten GroB- 
anlage Europas derzeit, ausgcrüstet mit vier Volkmann- 
Ludwig-Ofen mit Erdgasvorheizung, mich in die mo- 
derne Kremationstechnik eingeführt. Diese heutige 
Brennkammer-Kremation in Schamott ausgekleideten 
Brennkammern mit 600 Grad C Kuppeltemperatur bei 
Zufuhr unvorgewàrmter Luft als Oxydationsmittel 
stellten eine vôllig andere und weit leistungsfahigere 
Art der Verbrennung dar aïs die alte HeiBluft-Krema- 
tion mit Feuerungsgasvorheizung auf 1.200 Grad C 
Kammertemperatur und anschlieBcnde Sargeinfahrung 
und hierauf erfolgende Oxydation mit Heifiluft um 
1.200 Grad C bis 1.400 Grad C. 

Mafigeblich für die heutige Brennkammer-Krema- 
tion ist es, dafi die Erdgas-, Stadtgas- oder Heizôl- 
Vorheizung nur der Anfangsanwàrmung der Kammer 
auf 600 Grad C bei Betriebsaufnahme dient und dann 
mehrtagig bis Betriebsende im ununterbrochenen Drei- 
schichtenbetrieb, je Schicht 8 Stunden, drei Schichten 
also 24 Stunden, gefahren wird, also kontinuierlich 
dann eine Kremation nach der anderen erfolgt. Für 
diesen kontinuierlichen Betrieb dient das Sargholz als 
Brennstoff, weswegen Feuerbestattungssarge aus ge- 
wachsenem Holz mit Lackierung nur aus Knochenleim- 
lacken mit etwa 40 kg Sargholzgewicht je Leichnam 
von durchschnittlich 50 kg Gewicht vorgesehen wer- 
den. Selbst unter wàrmetechnisch optimalen Umstàn- 
den wird zur 1 otalkremation mit nur mineralischen 
Feststoffrückstiinden dermafien viel Brennstoff benô- 
tigt. Hierbei ist man erfreut, die Kremationsleistung 


wahrend Dauerbetrieb eines Ofens auf 6 bis 7 Ein- 
àscherungen je Schicht, also 50 Minuten bis 70 Minu- 
ten je Leichnam, gebracht zu haben, was einen Fort- 
schritt gegenüber der alten Heifiluft-Kremation bedeu- 
tet, wo eine Einàscherung nach Fachliteraturangaben 
im Mittcl bei 90 Minuten liegt. Der Erdgasverbrauch 
der Ojendorfer Ofen für das Vorheizcn zu Betriebs- 
beginn am Wochenanfang bei durchgehendem Betrieb 
bis Sonnabendfrüh liegt so, dafi auf jede einzelne 
Kremation 8 Nm 3 (Normal-Kubikmeter) Erdgas je 
Leichnam entfallen. 

Aile diese Erkcnntnisse bedeuten immerhin so viel, 
dafi Prof. Arthur Butz bestatigt wird, hingegen Thesen, 
die weit grôBere Kremationsleistungen bei aufgefafiter 
tàglicher Sterbehàufigkeit voraussetzen, eben nicht 
bestatigt werden. 

Meine Bestrebung, zu einer kremationstechnisch 
stichfesten und “wasserdichten” Ausarbeitung zu 
kommen, erfordert nun doch noch mehr Unterlagen- 
sammlung in bezug auf die alten Verfahren mit HeiB- 
luft, insbesondere jener über Vergasung von Festbrenn- 
stoffen in Gasgeneratoren. 

Hierzu habe ich mich bei maBgebenden deutschen 
Herstellern von Kremationsanlagen unter Begründung 
allgemein fachtechnischen Interesses bemüht. 

-Oie zeitgeschichtlich intéressante ste F irma, Topf, 
früher Erfurt, spàter Wiesbaden, ist seit einigen Jahren 
Iiquidiert, und als “Zeitgeschichts-Hobbyist” von 
Feierabend bis Schlafengehen” sehe ich keinen von 
mir aus zeitlich verkraftbaren Weg, mich um ein 
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Herankommen zu bemühen. 

Es verbleiben zwei weitcre jahrzchntelang bis heute 
in Tatigkeit stehende Firmen. 

Fine davon hat auf mein Schreiben bis jetzt, ein 
Vierteljahr lang, nicht geantwortet. Ich habe mich nun 
noch einmal in Erinnerung gebracht, vermute aber, dafi 
nichts oder nur ein Hôilichkeitsschreiben kommt. 

Die andere antwortete nach einigen Nlonaten mit 
der Bitte um Mitteilung einiger nàherer Angaben, 
jedoch mit der Mafigabe, dafi man vvegen innerbetrieb- 
licher Umstellungen auf geraume Zeit nicht an die 
Archive herankiime. Ich habe die naheren Angaben 
brieflich vor geraumer Zeit mitgeteilt; gekommen ist 
bisher nichts. 

Die eigenartige, mir sonst bei anderen technischen 


Informationsanfragen, die ich oft aïs Dozent tâtige, 
ungewohnte Verschlossenheit vermag ich mir nicht zu 
erklâren. 

Praktisch bedeutet das für mich aïs ewig berufsge- 
strefiter “Hobbv-Zeitgeschichtler mit wârme- 
technischer Fachspezifizierung”, dafi ich mit meiner 
Bestrebung einer kremationstechnisch wirklich fun- 
dierten Ausarbeitung nun doch resignieren mufi und, 
môgen Sie dieses auch beklagen, dieses aufstecke. 

SoIIte unenvartetetweise von den zwei Firmen nach 
lângerer Zeit nicht nur überhaupt irgendetwas, sondern 
sogar reichlich Aufschlufirciches an Information kom- 
men, will ich meine Bemühungen wieder aufnehmen 
und werde mich dann zu gegebener Zeit ihnen gegen- 
über wieder àufiern. 

Hochachtungsvoll 


*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□♦□* 


Neue Perspektiven für die 

Forschung 


Pressereproduktion : 


Ans der Luft auf 
einen Blick : Stamm- 
und Vernichtungsla- 
ger. Am selben Tage 
erkldrte das US- 
Kriegsmtnisterium, 
Luftangriffe auf 
Auschwitz seiert 
» uiuiurchfiihrbarv . 



Welche Zufâlle doch in der Geschichte zuweilen 
Beweislagen vôllig ândern! 

34 Jahre nach Beendigung des II. Weltkrieges liefer- 
te die US Air Force unbestechliche Beweise für das 
makaberste Nachkriegsthema, mit dem das ganze deut- 
sche Volk bis zur Stunde belastet blieb: Die behaupte- 
ten Vernichtungsstatten von Auschwitz, speziell Birke- 
na.u, für die sich bislang keine Konstruktionsplâne 
fanden, für deren Tatigkeit auch die Funde fehlten, 
sogar mit wenigen Ausnahmen die Listen der Zuliefe- 
rertransporte. 


Wer weifi wie viele Zeugen, Zeitgeschichts-Histori- 
ker, Gerichte haben sich dennoch — bzw. ungeachtet 
dessen — seit langem in wesentlichen Details festgelegt. 
Hier nur wenige Beispiele: 

Der ehemalige Lagerkommandant Rudolf Hôss in 
den nach seinem Tod durch die kommunistisch-polni- 
schen Behorden herausgegebenen und dann von der 
Deutschen Verlagsanstalt Stuttgart 1958 übernomme- 
nen “Autobiographischen Aufzeichnungen — Kom- 
mandant in Auschwitz” S. 161: 



Haus des 
Kornmandanten 

r H?"' ? 
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Norden 



(Pressereproduktion) 


US-Luftphoto des Lagers Auschwitz 1944: 

„Gottes Mühlen mahlen langsam 11 


"Durch die feindliche Lufttëtigkeit ab 1944 durfte nachts 
nicht mehr gebrannt werden. Die erreichte hochste Zahl inner- 
halb 24 Stunden an Vergasungen und Verbrennungen war etwas 
über 9.000 an allen StellenauGer III ("Bunker" III) im Sommer 
1944 wahrend der Ungarn-Aktion, als durch Zugverspatungen 
anstatt der vorgesehenen drei Züge fünf Züge innerhalb 24 
Stunden einliefen und diese auGerdem noch starker belegt 
waren." 

Es soll also 1944 nur am Tage verbrannt worden 
sein. — Der Verlag garantiert dem Betrachter der 
Luftaufnahmen, daB seitens des herausgebenden Ver- 
lages in den US Air Force Luftbildern keinerlei Re- 
tuschen vorgenommen, also auch keine Rauchsàulen 
wegretuschiert worden sind. Offensichtlich haben die 
Amerikaner diese Luftbilder bei den im besiegten 
Deutschland durchgefiihrten Prozessen nicht vorgelegt, 
weil sie keine Bestâtigungen für die Holocaust- 
behauptungen daraus entnehmen konntén; auch hatten 
sie wahrend des Krieges keine derartigen SchluBfolge- 
rungen aus jenen Fotos gezogen. 

Rudolf Hôss weiter, S. 157: Die Asche der durch 
Gas Ermordeten und anschlieBend Verbrannten wurde 
“durch eine Knochenmühle in Staub zermahlen”. — 
Der Standort einer solchen Knochenmühle ist bis heute 
nie lokalisiert worden (auch gibt es keine anderen 
Belege dafür). Ob die Luftbilder hier weiterhelfen? 
Für Hinweise wàre der Verlag dankbar. 

Gerald Reitlinger in “Die Endlosung”, Colloquium 
Verlag, Berlin 1961 (4. Aufl.), S. 137: 

"Die Entwicklung der Gaskammern in Birkenau, die im Juni 
1944 taglich 6.000 und an einem Tag sogar 10.000 Menschen 
tôteten, ..." 

in einer 

"Zeit, da die Schornsteine der Krematorien die grôGten 
Rauchwolken ausstieden" (S. 511) und "die Vergasungen bis 
Ende Oktober 1944 anhielten" (S. 512) 


Also im Juni 1944 taglich 6.000 mindestens (und 
nur am Tag durfte laut HôB gebrannt werden). Dem- 
zufolge müBte es auch so an jenem Montag dem 26. 
Juni 1944 gewesen sein, an dem die eine der US 
Luftaufnahmen gemacht wurde. — Doch ist dort weder 
Rauch aus den Krematorien zu sehen, noch aus nahe- 
gelegenen Gruben oder Gràben. Auch sind keine Hal- 
den von Brennmaterial sichtbar. DaB von solcher Hôhe 
(ca 6.000 Meter) auch kleine Rauchentwicklungen 
sichtbar waren, zeigen deutlich jene Aufnahmen vom 
13. September 1944 anlaBlich der Bombeneinschlâge 
bei dem einen der groBen Luftangriffe auf den In- 
dustrie-Komplex Auschwitz. 

Bernd Naumann in “Auschwitz — Bericht über die 
Strafsache gegen Mulka u.a. vor dem Schwurgericht 
Frankfurt”, Athenàum Verlag Frankfurt - Bonn 1965 
S. 220- 221: 

"Im Frühjahr 1944 erlebte Auschwitz seinen Hôhepunkt. ... 

Eine bis zu den neuen Krematorien führende dreigleisige 
Eisenbahnanlage ermoglichte es, daG ein Zug entladen wurde 
und der nachste schon einfuhr. Im Durchschnitt trafen taglich 
10.000 Menschen in Birkenau ein." 

Die gestochen scharfen US Luftaufnahmen haben 
somit ausgerechnet “den Hôhepunkt” der Tâtigkeit in 
Auschwitz festgehalten. Man kann sogar die Anzahl 
der Eisenbahnzüge erkennen. 

Unabhàngig von diesen Luftaufnahmen ist in den 
“National Archives and Records Service”, Washington, 
D.C. 20408, U.S.A. auch die “Combat Chronology” 
(Kampf Chronologie) der “Air Forces in World War II” 
einzusehen, die belegt, daB die weitràumigen IG- 
Farben Werke im Jahre 1944 viermal von insg. 1.700 
GroBbombern angegriffen worden sind. Die in diesem 
Zusammenhang jüngst von dem amerikanischen Histo- 
riker David S. Wyman aufgeworfene Frage, warum 
denn die US-Luftwaffe bei gleicher Gelegenheit nicht 
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US Air Force Auf- 
nahme vom 25. 
August 1944: Be- 
hauptete Gaskam- 
mer (I) ca 300 
Meter von der gro- 
Ben Lagerküche 
entfernt (Vcrgl. 
B e z e ichnungen 
mit Bild S. 38). 



auch gleichzeitig gezielt die Vernichtungsanlagen von 
Auschwitz zerstôrt habe, blieb seitens der Verantwort- 
lichen in Washington unbeantwortet. 

In der Urteilsbegründung zum Auschwitz-ProzeB in 
Frankfurt/M 1965 heitët es auf Seite 31: 

"Zum Bereich des Lagers Birkenau gehorten auch zwei 
nordwestlich vom Lager im Gelande liegende Bauernhàuser, die 
im Jahre 1942 zu Vergasungsanstalten umgebaut worden sind. 
(Sie wurden auch Bunker I und II genannt — S. 83, an anderer 
Stelle - S. 295 — als Bunker V bezeichnet). 

... Ferner gehorten zum Lager Birkenau vier westlich vom 
Lager im Jahre 1943 errichtete Krematorien mit Gaskammern 
(die Krematorien I - IV), die ebenfalls der Tôtung unzahliger 
Menschen dienten. ... 

(S. 99:) 

Bei den umgebauten Bauernhausern, in denen die RSHA- 
Transporte ab Sommer 1942 in gleicher Weise mit Zyklon B 
getôtet wurden, befanden sich mehrere Baracken, in denen sich 
die zum Tode bestimmten Menschen auszukleiden hatten.... 

Fur die Krematorien I - IV, bei denen sich die Entkleidungs- 
und Vergasungsraume unter der Erde und die Verbrennungsofen 
über der Erde, jedoch im gleichen Gebàude befanden..." 

In den bereits erwahnten “ Autobiographie hen 
Aufzeichnungen vom ehem. Lagerkommandanten 
Hôss” ist auf S. 160 (deutsche Ausgabe 1958) ver- 
merkt, dal3 die Krematorien III und IV von leichterer 
Bauart als I und II waren, und sich dort (also bei III 
und IV) die Auskleide- und Vergasungsraume ober- 
irdisch befanden. Diese Aussage steht somit im Wider- 
spruch zur Begründung des Auschwitz-Prozetëurteils. 
Gleichermafôen auch die Darstellung von Hôss in seinen 
“Autobiographischen Aufzeichnungen” S. 156: 


"Es wurde das Bauerngehôft westlich der spàteren Kremato- 
rien III und IV ausgewàhlt und hergerichtet. Zur Entkleidung 
waren beim Bunker I zwei und beim Bunker II drei Baracken 
entstanden. Der Bunker II war grôfler, er fallte ca. 1.200 
Personen." 

Unter Bunker I verstand Hôss das Bauernhaus Nr. I 
und unter Bunker II das Bauernhaus Nr. II. Da diese 
“Bunker” — also Bauernhàuser — bis Ende Oktober 
1944 “in Betrieb” gewesen sein sollen, miilSten sie auf 
den Luftaufnahmen erkenntlich sein. Sie wurden je- 
doch bislang nicht entdeckt. Das sie angeblich um- 
gebende “Birkenwaldchen” wird in amerikanischen 
Verôffentlichungen als unmittelbar nôrdlich, also nicht 
“westlich” (Hôss), auch nicht “nord-westlich” (Ausch- 
witz- ProzeS) von “Krematorium V” bzw. “Gaskammer 
V” ausgewiesen. (Die amerikanische Définition für die 
“Gaskammern II - V” entspricht der Hôss- und Ausch- 
witz-ProzeB Définition “I - IV”. Doch weder innerhalb 
dieses Wàldchens noch in dessen Nàhe, noch westlich 
von “Krematorium IV” sind zwei Bauernhàuser (auch 
keine getarnten) mit zugeordneten Baracken zu finden, 
auch zugeordnete Gruben oder Gràben fehlen. 

Festgestellt sei femer, dafi auch auf den anderen 
vorhandenen US-Luftaufnahmen des Frühjahrs und 
Sommers 1944 — also vom 4. April, 26. Juni, 26. Juli, 
25. August und 13. September — nirgendwo Rauch aus 
Schornsteinen der Krematorien oder auch in deren 
Umgebung (Gruben oder Gràben) zu entdecken ist. 

«*♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦ 
♦ 

Z Eine komplette Bildvorlage befindet sich als 
Z , Anlagc zum soeben erschienenen Buch 

i “Auschwitz im IG-Farben I’rozefi — Holocaust- 

♦ 

♦ dokumente? ” 

♦ 

♦ 

♦ 

momm □*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□*□ 


39 


♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦♦ 



AUSCHWITZ im IG-Farben Prozess 


Auschwitz 

im IG-Farbcn 
Prozrfi- 

llolovaustdokumenle ? 


Ker*uta*g»D«n von UOo Walvmly 



- Holocaustdokumente 

a 

Hrsg. von Udo Walendy 

404 S. + III. , eine reine Dokumentation, Ln, DM 38,- Cov. DM 32,- 

Als eincr der grofien Wirtschaftsprozessc, die die L'S-Brsatzun,;smacht nach 1945 gegen 
Deutschland führtc, ist der IG-Farben ProzeB 1947/48 von besondercr historischer Bedeutung: 

Zum einen deswegen, weil die Anklage gegen dieses grofitr deutsche “Wirtschaftsimperium” 
restlos znsaminengefallen ist, Rüstungsschrittmacher und Mitverschwôrer fur Aggression und 
Volkerversklavung gewesen zu sein. Zum andern auf Grund der Tatsachc, dafi IG-Farben mitten im 
Kricg aus eigener Kraft in Auschwitz ein GroBwerk mit über 30.000 Beschaftigten buchstablich aus 
dem Boden gestampft halte, ausgesprochen dort, wo die Reichsführung zur selbcn Xeit eine 
Massenvernichtungsstàtte ebcnfalls aus dem Nichts installiert haben soll, in der Millionen 
Menschcn durch Gas getôtet und spurlos zum Verschwinden gebracht worden sein sollen. 


Willi Krâmer: 


Vom Stab HeB zu Dr. Goebbels 



Vom Stab Hefi 
zu Dr. Goebbels 


Berthold IMaack 


PREUSSEN 

»Jedem 


Seine« 


ALS 

HITLHRS 

ADJUTANT 


Als ehemaliger Mitarbeiter im “Stab HeB” und des Reichspropagandaleiters der NSDAP, Dr. 
Goebbels, legt Willi Kramcr naeh langjahriger Vorarbeit einen Bericht über seine Arbeit in den 
Jahrcn 1938 bis 1945 vor. — Im “Stab HeB” oblag ihm die Leitung des Organisationsreferats, wo er 
die Koordinierung der organisatorischen Struktur der Gesamt-Partei mit allen Reichsleitern und den 
Le item selbstandiger “Hauptàmter der NSDAP" vorzunehmen hatte. - 1940 folgtc er dem Ruf, in 
die “Reichspropagandaleitung der NSDAP" einzutreten. — Von 1942 bis zum Ende des Krieges 
leitetc er das “Stabsamt der Reichspropagandaleitung”. - Willi Kramer gehdrt zu wcnigen noch 
Cberlebenden, die die organisatorische Verflcchtung der NSDAP mit allen den ihr angeschlosscnen 
Organisationen und Vcrbandcn (z.B. Deutsche Arbeitsfront, NS-VoIkswohlfahrt usw.) einschlieûlich 
deren personellen Bcsetzungen genau kennen. 


“Ein SchuB PreuBentum" fehlt 
allerorten. PreuBcn blieb zer- 
schlagcn und diffamiert bis zur 
Stunde von Machten, die 
Deutschlands Kraftquellc im 
Hcrzen treffen wollten. Welches 
aber waren die Werte, mit de- 
nen PreuBentum zum Sinnbild 
von Ordnung und Macht 
geworden war? 

424 Seiten. 50 Abb., Dok., 
Anh., Pers. + Sachreg., Ln DM 


Nicolaus v. Below 
Als Hitlers Adjutant 

1937 - 1945. 
ca. 500 Seiten, 
Dokumente und 
Photographien 
gebunden DM 48,— 


Gerhard Brennecke 


Die Nürnberger Geschichtsentstellung 

Quellen zur Geschichte des Zweiten Weltkrieges, die exakte Gegen- 
beweise für die Feststellungcn des Nürnberger Siegertribunals 
liefern. 

428 Seiten, Abb., Reg., LN DM 36,- 


Hildegard Fritzsche 

Vor dem Tribunal der Sieger 

Gesetzlose Justiz in Nürnberg 

320 S., GroBt., bebildert. Dok.-Anhang, Goldpr.. farb. 
lam. Schutzu. Ln. 42, — DM 

Die Nachkriegserlebnisse sammelten sich bei Fritzsche 
wie in einem Brennglas: im Nürnberger ProzeB der Ein- 
undzwanzig, in dem er stellvertretend für Goebbels an- 
geklagt war. 

Sein Bericht, messerscharf formuliert, über den Ablauf 
dieses Prozesses. über jeden einzelnen der Angeklagten 
und ihren Kampf, über die ProzeBmethoden, über Klage'r. 
Richter, Zuschauer, Gefângnisoffiziere. Warter, Presse- 
leute und Psychologen, ailes das ist von Hildegard 
Fritzsche nach den Berichten Hans Fritzsches glànzend 
beschrieben und ungemein anschaulich und fesselnd zu 
lesen. 

Unabhàngig vom Urteil einer vom HaB verblendeten 
Umwelt ringen die einstigen Führer des Reiches. jeder für 
sich in seiner Zelle oder gemeinsam bei den kârglichen 
Sprechmoglichkeiten um die Erkenntnis ihrer Verantwor- 
tung im nationalsozialistischen Deutschland. 


Adolf Hitlers Adjutant und engster Verbindungs- 
mann von 1937 - 1945, Oberst Nicolaus v. 
Below, verôffentlicht bisher unbekannte Doku- 
mente und Bilder aus Privatbesitz, die für die 
internationale Geschichtsforschung neue Beurtei- 
lungsgrundlagen liefern. Die Hintergründe für 
Hitlers Kriegserklarung an die USA, Polen und 
die Sowjetunion, die Rolle Martin Bormanns, 20. 
Juli und Holocaust sowie Hitlers Gedanken zur 
Neugestaltung Europas stehen im Mittelpunkt 
dieser Memoiren. 




